NDESRAT 


es --- -- 42 - -- - - + - 
AARGEBIETES. 2,.Stitzungsperiode 1926 (3). 


OTENOGRAPHISCHER BERICHT 


mm mt —————— 


über die am Mittwoch, den 16.Juni 1926 im 

Neuen Sitzungssaal des Rathauses der Stadt 

Saarbrücken stattgefundene Sitzung des 
Landesrates des Saargebietes. 


0) 
Der stellv. Vorsitzende, Mitglied Scheuer (Z)- 
ot. Ingbert, eröffnet um 9 Imr 45 Minuten die Sitzung. 


Seitens der Regierungskommission ist anwesend: 
Herr Staatskommissar, Oberregierungsrat Dr.Heim. 


Intschuldigt fehlen die Herren: 


Gärtner (Z)-Guichenbach; Schneider (SP) -Saarbrücken; 
Karius (Z)-Saarbrücken. 





Vorsitzender Scheuer: Meine Herren! Die Tagesordnung liegt 


Ihnen vor. Sie umfasst 6 Punkte, welche lauten: 


TAGESORDNUNG. 


nenne ren ee 


Begutachtung der Verordnungsentwürfe beir.: 





1) Neuregelung der Bestimmungen Über das Wohnungswesen; 


2) Inkrafttreten der am 27.Oktober 1925 in Baden-Baden 
unterzeichneten Abrede über die Regelung der fürsor- 
gerechtlichen Beziehungen zwischen dem Saargebiet 
und dem übrigen keichsgebiet, 

3) Einführung des Gesetzes über den Ersatz der durch 
den Krieg verursachten Personenschäden (Kriegsper- 
Sonenschüdengesetz): 

4) die Schonzeiten des Wildes; 


5) Erhöhung der Gerichtskosten und der Gebühren und 
Auslagen der Notare, Rechtsanwälte und Gerichtsvoll- 
zieher; 

6) Ermächtigung des Mitgliedes BE BEE WDR don 
Jür die Angelegenheiten der Justiz zur ertragung 


Emeiner richterlicher Geschäfte auf Gerichtsschrei- 
er, 
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Wir kommen zu Punkt 1 derselben, betr.: 
Neuregelung der Bestimmungen über das 
Wohnungswesen. 


Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten 
Becker hierzu das TMort! 


Abg. Becker (Z): Meine Herren! Durch den Ihnen vorgelegten 


Schriftlichen Kommissionsbericht kann ich es mir er- 
sparen, denselben zur Verlesung zu bringen. Der 
Bericht lautet: 


BERIOHT 
über die Beratung des Verordnungsentuurfes betr. 


Neuregeluno der Bestimmungen Über das 
Wohnungswesen. 





Durch die Vollsitzung des Landesrates vom 17.XI. 


1925 ist die 3. (Wirtschafts-)und 5. (Rechts-)Kommission 
des Landesrates mit der Beratung des vorliegenden Ver- 
orädnungsentwurfes beauftragt worden. 


Auf Grund der Sitzungen dieser Kommissionen vom 
Be A lll., ad U, 0 
A a ae 9.VI., wird folgender Bericht er- 
stattet: 


Der Kommission lagen bei Beratung vor: 
eine Denkschrift Ger Regierungskonmission; 


eine Eingabe des Mieterschutzverbandes des Saar- 
gebietes vom 22.September 1925; 


eine Resolution des MieTerschutzverbandes, 
Ortsgruppe Ottweiler, vom 21.1.1926; 

eine Eingabe des Arbeitgeberverbandes der Saar- 
Industrie vom 6.2.1926; 
cine Eingabe des Schutzvereins für Hausbesttz 
im Amtsgerichisbezirk Saarbrücken vom 9.2.1926, 


eine Resolution des Verbandes der Haus- und 
Grundbesitzer-Vereine für das Saargebict vom 
20,5.19£6; 


eine Eingabe des Handwerkerbundes vom 15.8.1926, 


eine Resolution des Mieterschutz-Verbandes vom 
186.,8..1926, 


In der Begründung der Regierungskommission ist eine 
Statistik über die Lage des Wohnungswesens L 
enthalten, auf die verwiesen wird. Während der kom- 
missionsverhendlungen wurde den Vertretern der Regıe- 
rungskommission außerdem noch folgende Fragen a 
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Be 


die mit den erteilten Antworten vorweg genommen und 


es die an dieser Stelle bereits berichtet werden 
SsoLl, 


Die Fragen und Antworten lauten: 


Wieviel Wohnungen sind _ beschlagnahmt? 


a) von der Regierungskommission für Beamte? 
b) von der Bergwerksdirektion? 

c) vom französischen Militär? 

d) von der Zollverwaltung? 


Wieviele Wohnungen sind weiterhin erforderlich? 





a) für Regierungsbeamte? 
b) für Zollbeamte? 


Antwort hierzu: 


In der Zeit vom Mai 1920 bis jetzt wurden für 
Beamte 893 Wohnungen benötigt. 


Von Mai 1920 bis 1.Januar 1923 sind für Beamte 
und Angestellte der Bergwerksdirektion 75 Wohnungen be= 
schlagnahmt worden. Von Januar 1923 ab erhalten die 


ERpeaNTEn die erforderiichen Wohnungen von den Wohnungs- 
ümtern, 


Seitens der französischen Militärbehörde werden 
36 Wohnungen in Anspruch genommen. 


Die für die Zollverwaltung in Frage kommenden 
Wohnungen sind in der Zahl der von Beamten in Anspruch 
genommenen Wohnungen 893 enthalten, da die Zollbeamten- 
wohnungen von dem Vertreter der Abteilung des Innern, 
in der Nohnungszuteilungskommission der Stadt Saarbrücken 
als Beamtenwonnungen erfasst werden. 


Für die Unterbringung von Regierungsbeamten wer- 
den noch 600 TMohnungen benötigt, dazu kommen noch 235 
Wohnungen, die für die Unterbringung von staatlichen Be- 
diensteten erforderlich sind. 


.. Innerhalb der Stadt Saarbrücken benötigt QAte 
Jranzösische Zollbehörde noch 16 Pers zur Unter- 
bringung ihrer Beamten. Außerhalb der Stadt Saarbrücken 
werden derartige Wohnungen nicht benötigt, da die Zoll- 
verwaltung ihre Beamten in den von ihr an der Saargrenze 
errichteten Neubauien unterbringt. 


Welches ist das Verhältnis der gegenwärtigen Mie- 
ten zu den Vorkriegsmieten: 

Weiche Mieten_hat die Gemeinnützige Siedlungsge- 
sellschaft T2stgeserzt. 


a) für 1 Zimmer und Küche? 
b) für 2 Zimmer und Küche? 
c, für 4 Zimmer und Küche? 
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Po ER ER * 
„NWOrE_hierzu: 


Betr. das Verhältnis der gegenwärtigen Iheten 
zu den Vorkriegsmieten, liegt der Kommission eine 
Bear seh vor, bon weicher die Mitglieder Kenntnis 
nehmen. 


Die Miete für 2 Zimmer und Küche stellt Sich 
bei genannter Gesellschaft auf 200. -Franlien monat- 
lich, 3 Zimmer und Küche auf 400.-Franken incl. Bad 
und Kammer, 


Wohnungen mit 4 Zimmern und Küche hat die 
Siedlungsgesellschaft nicht vermietet. 


| Die in Kraft befindliche Verordnung vom 10. Juni 
1924 war am 31.Oktober 1925 abgelaufen. Durch eine am 
23,0ktober 1925 vom Landesrat angenommene Vorlage wurde 
die Geltungsdauer dieser Verordnung bis zum 31.Dezember 
1925 verlängert. Im der 83.Kommissionssitzung vom 28. 
November 1925, in der sämtliche Fralstionen vertreten 
waren, gaben die Parteien alsdann einstimmig ihre Auffas- 
sung bekannt, daß der Verordnungsentuurf der Regierung 
den Ansprüchen nicht ocnüoe. Die Motivierung war aller- 
dings nicht einheitlich, die Mehrheit der Kommission be- 
mängelte, doß die Vorlage nicht geeignet sei, einen Abbau 
der bestehenden Zwangswirtschäft herbeizuführen und daß 
die Vorlage keinen Fortschritt gegenüber dem bestehenden 
Zustand bedeute, und daß sie die vom Landesrat wiederholt 
gegebene Anrcgung, ‚für _ neue Wohnungen zu_Sorgen, nicht 
berücksichtigte. Die Minderheit der Kommission vermisste 
ebenfalls grundlegende Vorschläge, wie man der Wohnungs- 
not entgegentreten will; sie fordert Neubauten und ver- 
tritt den Standpunkt, daß sie unter diesen Verhaltnissen 
die bestehende Verordnung vorziehe. Es kam daher zu Jol- 
gendem einstimnigem Beschluss: 


gi Die Kommission ist einstimmig der Überzeugung, 
daß mit der vorgelegten Verordnung der Wohnungsnot 
im Saargebiet in keiner Weise abgeholfen wird. Ste 
bemängelt, daß an das Grundübel der ganzen lHohnungs- 
misere in dem Entwurf in keiner Weise herangcgangen 
wird und sicht sich außerstande, in die Beratung 
der Vorlage einzutreten, solange nicht seitens der 
Regterungskommission hinsichtlich des Übels der 
Wohnungsnot klare und bindende Zusicherungen gemacht 
werden, die es dem Landesrat ermöglichen, in offe- 
ner Aussprache und Be nd mit der Regierung, der 
Wohnungsnot praktisch abhelfen zu können. 


Die Kommission wird sich dafür einsetzen, daß 
der Landesrat debattenlos ciner zu vereinbarenden 
Verlängerung der jetzt bestehenden Wohnungsverord- 
nung zustimmt, sofern Sich die Möglichkeit. eröffnet, 
daß in der Zwischenzeit eine Wohnungsverordnung 
geschaffen werden kann, die den berechtigten Er- 
wartungen entspricht, " 


Der landesrat hat alsdann unterm 25.November 1926 
zugestimmt, daß die Geliungsdauer der bestehenden Ver- 
ordnung erneut bis zum Sl,März verlängert a 
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Unterm 30.Januar 1926 hat alsdann der Präsident 
der Regierungskommission auf den Beschluss der Kommis- 
sion des Landesrates vom 25.November 1925 in einem 
Schreiben geantwortet, daß die Regierungskommisston in 


Übereinstimmung mit dem Landesrat eines der Hauptmittel 
zur Bekäümpfung der Wohnungsnot in der 
Behebung der Bautätigkeit 


sehe. Sie hat ferner angekündigt, daß mit Bestimntheit 
zu erwarten sei, daß für Bauzwecke für das Jahr 1926 


etwa_Fr. 20.000.000, - 


zu einem angemessenen Zinssatz aus dem in Baden-Baden 
en Beamten-Pensionsfonds zur Verfügung Stehen. 

er Staatskommissar hat auf'Befragen angegeben, daß gemäß 
dem Baden-Badener Abkommen nur eine wertbeständige An- 
lage dieser Baugelder erfolgen könne. Ein Mitglied der 
Kommission beantragte daraufhin, daß der Landesrat über 
die Art der Verwendung dieser zu Bauzwecken zur Ver- 
fügung gestellten Mittel gehört werden soll. Dieser 
Antrag wurde einstimmig angenommen, und es wurde De* 
schlossen, daß sich die VIl.Kommnisston a 
kommission zur Erteilung von Ratschlägen zur Verfügung 
stellen soll. 


Von einem Kommissionsmitglied wurde ferner da- 
rauf hingewiesen, daß im Saargebiet für den Hypotheken- 
Gläubiger eine Rechtsunsicherheit bestehe, weil eine 
Goldklausel zurzeit nicht möglich sei. Es stellt da- 
her den Antrag! | 


ni Die Regierungskommission wird ersucht, dem 
Landesrat sofort eine Vorlage zugehen zu laSs- 
sen, nach der die Eintragung einer Goldhypothek 
BOBlıch -LSt,. " 


Dieser Antrag wurde einstimmig angenommen. 


Inzwischen hatte die Regierungskommission dem 
Landesrat mehrere Steuer-Vorlagen zugehen lassen. ote 
drängte einerseits auf baldige Verabschiedung dieser 
Steuervorlagen, andererseits glaubte aber auch der 
Landesrat selbst für eine baldige Verabschiedung ateser 
Steuervorlagen eintreten zu müssen, da die Umanderung 
der Verordnung über die Einkommensteuer ein dringendes 
Bedürfnis für den minderbemittelten Teil der Bevölke- 
rung bedeutete, andererseits waren die Fraktionen der 
Meinung, daß die in dem Schreiben der Regierungskom- 
mission vom 30.Januar zugesagte Zurverfügungstellung 
von Baugeldern allein nicht genüge, sondern, daß auch 
eine Verbesserung der bestehenden Verordnung verlangt 
werden müsse. 5 wurde daher seitens eines Mitgliedes 
folgender Antrag gestellt: 


" Mit Rücksicht auf die dem Landesrat neu ZU- 
gegangenen Steuervorlagen und mit Rücksicht 
auf die Dringlichkeit derselben, soll atesen 
Verordnungen der Vorrang gelassen werden. 


Die Kommission bittet daher im Einvernehmen 
mit den Fraktionen des Landesrates die kegrerungs- 
kommission, die bestehende Veroränung über das 

Mohnungsüwesen 
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Nohnungswesen um weitere 3 Monate ZU verlängern. 
Gleichzeitig drückt sie dabei den dringenden 
Wunsch aus, daß die Regierungskommission des 
Saargebietes die Verordnung über das !ohnungs- 
wesen nochmals überprüft, Nach Ansicht der Kom- 
mission ist der vorliegende Verordnungsentwurf 
nicht geeignet, eine schnellere Lösung der Ver- 
nältnisse auf dem Wohnungsmarkt herbeizuführen. 


Die Kommission ersucht ferner die Regierungs- 
kommission dringend, dafür Sorge zu tragen, daB 
die Entfernung des französischen Militärs aus 
dem Saargebiet in beschleunigter Weise durchge- 
führt wird, da die von der sogenannten Garnıson 
in Anspruch genommenen Wohnungen und sonstigen 
Tohngelegenheiten den Wohnungsmarkt stark bela- 
sten und da die Hinwegnahme der französischen 
Garnison geeignet wäre, sofort eine bedeutende 
Linderung des Wohnungselendes herbeizuführen 


Die Kommission des Landesrates iSt Sich 
aber auch darüber klar, daß eine endgültige 
Regelung des Wohnungswesens, insbesondere der 
Mieten, nur möglich ist, nachdem gleichzeitig 
die Aufwertung der Hypo thekenschulden durchge-, 


führt worden ist. 


Die Kommission des Landesrates ersucht daher 
die Regierungskommission, mit der von ihr ewünsch- 
ten neuen Vorlage über das !ohnungswesen 9 eich- 
zeitig einen Entwurf für die 


Gesamt-Au fvertungs-Gese tzgebung 


vorzulegen, da starke Zusammenhänge zwischen dem 
Aufwertungs- und Wohnungsproblem bestehen. " 


Dieser Antrag fand die Zustimmung sämtlicher MitT- 
glieder. 


Die bestehende Verordnung vom 10.6.1924 wurde auf 
Grund dieses Beschlusses erneut, und zwar bis zum 30.6. 
1926 verlängert. (Amtsblatt Nr.9 vom 30.larz 1926). 


Am 20.April 1926 waren Vertreter der Zentrums- 
partei und der Deutsch-Saarländischen Volkspartei bei 
dem neuen Präsidenten und dem Minister des Innern vor“ 
stellig geworden. sie haben dort verschiedene Vor- 
schläge unterbreitet und nochmals von der Regierungs- 
kommission einen neuen Entwurf über das Wohnungswesen 
verlangt. Daraufhin ist von dem Präsidenten am 2‘ 
April an den Vorsitzenden des Landesrates eın Schreiben 
gegangen, das allen Mitgliedern der Kommission VUN Ab- 
schrift zugegangen ist und auf das verwiesen wird. In 
diesem Schreiben erklärt die Regierungskommisston, daß 
sie wegen der Durchberatung der neuen Steuergesetze. 
und der Haushaltpläne zurzeit sich nicht mehr mit einer 
neuen Wohnungsverordnung befassen könne, außerdem wolle 
sie die am 26.März 1926 angeordnete Nachprüfung der 
Listen der Wohnungsämter abwarten, Sie verweist Jerner 
auf ihren Beschluss, rund Fr, 20.000.000. - Jur den lioh- 
nungsbau zur Verfügung zu stellen. Einen Zeitpunkt für 
das Aufnören der Zwangswirtschaft kann Sie daher nicht 
angeben. _<u ihrem Beschluss zur Freigabe von gewerb- 
lichen Räumen und zur Erhöhung des Mietpreises a 
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sie das Gutachten des Landesrates. In einer mündlichen 
Besprechung der vorgenannten Komnissionsmitglieder mit 
dem Direktor der Abteilung des Innern wurde ferner zu- 
gesagt, daß der Wunsch des Landesrates, die Artillerie- 
kaserne der Stadt Saarbrücken zur | von Wohn- 
räumen zur Verfügung zu stellen, nach dem l.Juli erfüllt 
werden soll. 


Die Kommission ist alsdann in die Beratung des 
von der Regierungskommission vorgelegten Entwurfes ein- 
getreten. Es wurden folgende Abänderungen beschlossen: 


Zu Artikel 2 
werden folgende Änderungen einstimmig vorgenommen: 


In Absatz 1 wird das Datum: "3l,.Dezember 1926” abgeändert 
in 30,Juni_ 1927, 


In Absatz 2 wird hinter die MWrte: "nach Finholun 
Gutachtens der Reaierungskommission"” eingeschaltet: "und. 
des Landesrates. " | 


Desgleichen werden die Worte: "bis zu. 3 Monaten" geändert 
in: "bis zu_6 Monaten, ” 


zu Artikel 2 


lautet ein Antrag der Minderheit auf Streichung der 
Zifler 1. 


Für diesen Antrag stimmte in der Kommission der 
Antragsteller allein, die übrigen Mitglieder dagegen. 
Ein Antrag der Mehrheit zu Ziffer] lautet: 


"Die Ziffer 1 des Artikel 3 erhält folgenden Nachsatz: 


Dies soll sich jedoch nur auf Liegenschaften 
beziehen, die vor dem 10.11.20 Eigentum der Berg- 
werksverwaltung waren. ” 


u ssyduußousg voyng1006 HT 





Dieser Antrag wird in der Kommission mit allen 
gegen 1 Stimme angenommen. 


Zum letzten Absatz der Ziffer_2 wird folgender 
Zusatz einstimmig angenommen: 


m Kommt in diesem Falle eine Einigung Über den 
Mietpreis nicht zustande, so ist der Mietpreis 
durch Sachverständige nach den ortsüblich gezahl- 
ten Mieten für gewerbliche Räume zu ermitteln und 
durch das ordentliche Gericht festzusetzen. " 


WERE 
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u_Ziffer_3 lautet folgender Minderheitsantrag: 


" Als Wohltätigkeitsanstalten gelten nicht die 
Pfarrwohnungen. ' 


Fur 
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Für Giesen Antrag Stimnen nur die Vertreter der 
Sozialdemokraten und der Kommunisten. Die übrigen 
Mitglieder stimmen dagegen. 


zu Ziffer 4 wird einstimmig beschlossen, nachfolgenden Satz 
zu streichen: | 


"vorbehaltlich der Bestimmungen des letzten Ab- 
satzes des Artikels 6. " 





In Ziffer 5 wird das Datum 31.12,1925 einstimmig eändert 
ER « 


In Ziffer 5 des bestehenden Gesetzes (Seite 4 der Vorlage) 
wird im vierten Absatz 


"sowie Offiziere und Unteroffiziere der Garnison- 
truppen” 


einstimmig gestrichen. 


In Ziffer 6 wird das Datum: "3l.Dezember 1925" in"30. Juni 1926” 
einstimmig geändert. 


inter Artikel 3 wird ein Artikel_3a eingeschoben, der folgende 
Fassung hat: 


"Wohnungen, deren Friedensmiete 1500. -Mark über- 
steigt, unterliegen den Bestimmungen der vor- 
liegenden Verordnung mit Ausnahme der Bestim- 
mung des Artikel 48 nicht, gewerbliche Räume 
nur, soweit sie von Kleingewerbetreibenden be- 
nutzt werden, | 


Die Kündigung von Räumen, die nach den 
vorstehenden Bestimmungen von der Zwangswirt- 
Schaft befreit werden, ist, soweit nicht ver- 
traglich eine lüngere Frist vereinbart ist, ZU- 
lassig mit einer Kündigungsfrist von 6 _ Monaten. 
Die Frist beginnt zu laufen mit dem in Absatz 1 
festgesetzten Zeitpunkt. 


Die Kündigungsfrist kann für Wohnräume bis zu 
9 Monaten verlängert werden, falls der Mieter 
nachweist, daß er trotz seiner Bemühungen eine 
geeignete Wohnung oder andere geeignete kaume 
nicht hav finden können, | 


Falls einwandfrei nachgewiesen wird, daß ein. 
Mieter einen Neubau begonnen hat, kann diese Frist 
auf 12 Honate verlängert werden. 


Über die Verlängerung der Kündigungsfrist be- 
schließen die Mieteinigungsämter bezw. das kevi- 
sionsgericht. ” 


Für 


Syyamag ayasıydmubouszs War2n4g4oos H 7 


| - — 


Ss 


> 
In 





a 7% {} av Ahr \ “ 
IM ONMTDTT TILL Fe 
3% 4 # ya Fr ı" 






197 5 2 f 
“ f ' ur Zn“ * 4 ” KAZ | a; 
EEE 121 PN ANSINE Pk METER EEE EL Pe BE SEE ET 
; Pi St v %k o " u . Yy, Ä N \ DI tnN] r .Y ru 
Bitten a N, 5 ' , ; 
u 1 Fe re Nr ) a A FAN Ei KEN Bis h 


Sr " 


Für diese Fassung stimmen die Vertreter der 
Zentrumspartei, der Sozialdemokratischen Partei und 
der Deutsch-Saarländischen Volkspartei. Die Vertre- 
ter der Kommunistischen Partei stimmen nicht ZU, - 

Der Vertreter der Deutschen Wirtschaftspartei des Mit- 
telstandes war bei der Abstimmung nicht mehr anwesend. 


Zu. Artikel 4 
wird folgender Zusatz einstimmig angenommen: 


Hinter das Wort: "Bevollmächtigte" wird eingeschaltet: 


"deren Wohnungen den Bestimmungen dieser Verordnung 
unterliegen". Ä 


Artikel 5 
wird unverändert einstimmig angenommen, 
| Artikel_6 
wird unverändert einstimmig angenoiümen. 
Zu Artikel 7 


werden zu den Absätzen 1, 2 und 3 keine Bedenken erhoben, 


Zu Absatz 4 wird einstimmig beschlossen, folgende Worte 
zu streichen! 


"sowie Offiziere und Unteroffiziere_der Garnison- 
rüppen. 


Zu dem gleichen Absatz wird einstimmig beschlossen, die 
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Zahl der Regierungsvertreter von Lünf auf drei zu ermas- BJ 
sigen. | | RR 

| Er 23 
urELkal 8 'n8& 

wird unverändert einstimmig angenommen, 

ER 

| Artikel 9 % 
wird unverändert einstimmig angenolüiilen, in 

Artikel_10 


wird unverändert einstimmig angenoimen, 
| Artikel 11 
wird unverändert einstimmig angenomien, 
Artikel_12 
wird unverändert einstimmig angenommen. 


Zu Artikel 15 
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Br 10 ER 1 
wird folgender Zusatz hinter das Wort: "Wohnräume" 
eingesetzt: 
"und die bei Gefährdung der Gesundheit und des | 
Lebens”. | 


El, Dieser Zusatz wird von der Kommission einstim- 
mig angenommen. 


Artikel _]4 
wird unverändert einstimmig angenommen. 


Artikel 15 
wird unverändert einstimmig angenommen. 


| | Artikel 16 

wird unverändert einstimmig angenommen. 
Artikel _ 17 

wird unverändert einstimmig angenommen. 


Artike] 18 
wird unverändert einstimmig angenommen, 


Artikel 19 
wird unverändert einstimmig angenommen, 


Artikel _20 
wird unverändert einstimmig angenomiten, 


Artikel 2) 


m nn 


wird unverändert einstimmig angenommen. 
Artikel_22 
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Absatz 1 und 2 werden unverändert einstimmig angenommen. 
Zu Absatz 3 lautet ein Hehrheitsbeschluss: 


die Worte: "eingeschriebenen _und mit Gründen ver- 
sehenen” 


zu streichen und dafür zu setzen: '"nachweislichen”. 
Der Absatz lautet sodann: 
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"Die Zustimmung darf weiter nicht versagt wer- 
den, wenn der Mieter oder eine zu seinem Hausstand 
ehörende Person sich ungeachtet einer nachweis-= 

a AbmaRnung usw. ” 


Gegen diese Anderung stimmen die Vertreter der 
Sozialdemokraten, die übrigen Mitglieder stimmen für 
diese Anderung. 


Der Minderheitsantrag lautet, es bei der bishe- 
rigen Fassung zu belassen, 5 
Defür 
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Dafür stimmen nur die Sozialdemokraten, 


Zu den “bsätzen 4, 5, 6, 7 und 8 werden keine Ände- 
rungen beantragt und einstimmig angenommen. 


Artikel 2 
wird unverändert einstimmig angenommen. 


Artikel _24, 


Absatz 1 wird unverändert einstimmig angenoinmen. 
Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
" Artikel 24, Abs.2 erhält folgende Fassung: 


Der am 1.7.1912 gezahl®Markbetrag wird um- 
gerechnet derart, daß 1 Mark einem Frankenbetrag 
gleichgesetzt wird, der jeden Monat von der Ab- 
teilung des Innern der Regierungskommission auf- 
grund der vom Statistischen Amts Jeweils errech- 
neten amtlichen Teuerungszahl festgesetzt wird. 


Der Umrechnungsfaktor beträgt aom 1.7.1926 ab 


| mindestens 
für Wohnungen bis 500.-Mark Friedensmiete 55 % der jeweils 
"vomwOl.-bis 700, -Hark r 65 % festgesetzten 
a A e 70 % Teuerungszahl. 
” Z 901, - ” 1100. - " ” 80 % 
ae R OR 
sl 2,9 ME ER Ye 6 Rt 100 %. 


Der Umrechnunosfaktor ist zu erhöhen, daß bis zum 
19, 1987. erreicht werden: 


für Wohnungen bis 500. -Mark Friedensmiete 65 % 2 
” von 501l.,-bis 700" r 75 % 


ryamag Syasıydmebausgg us yanıqaoos HT 


” 701 .- ” 900 ” „ 80 co # 
" „ 901 - ” ] ] 00 " ” 90 % ” 
Dale: LO E 100 % Ms 


Für die Wohnungen über 1500. -MHark Friedens- 
miete gilt ab 1.7.1927 die freie Vereinbarung ge- 
mäß $ 34. 
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Hinter Artikel 24 wird ein Artikel 24Q einge- 
schoben, welcher folgenden Wortlaut aat: 


Artikel 2409. 


. Zur Förderung des Wohnungsbaues ist von den 

Vermietern derjenigen Häuser, die vor dem 1.JQa- 
nuar 1920 erbaut sind, den Gemeinden eine Abgabe 
zu entrichten. Diese Abgabe darf nur zur Be- 
schaffung von neuen Wohnungen verwandt werden. | 
iu weitere Verwendung beschließt die Ge- 
meinde. 

Die näheren Bestimmungen über die Höhe und 
Erhebung dieser Abgabe werden durch ein beson- 
deres Gesetz geregeit, welches bis zum 15. Juli 
GB UT, 08 ANGST ERLeL,.." 
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tikel 2 
wird unverändert einstimmig angenommen. 
| Artikel_26 
wird unverändert einstimmig angenomien. 
Artikel_27 
wird unverändert einstimmig angenommen, 
Zu Artikel_28 


wird folgende Fassung als Mehrheitsbeschluss angenommen: 


r Möblierte Räume unterliegen den Bestimmungen 
der vorliegenden Verordnung nicht, es sei denn, 
daß es Sich um vollständig eingerichtete Woh- 
nungen handelt, in denen der Mieter einen selbst- 
ständigen Haushalt führt, 


Im letzteren Falle ist der Vermieter berechtigt, 
das Mietverhältnis zu kündigen mit einer Kündigungs- 
Jrist von 6 Monaten. " 


Für diese Fassung Stimmen die Vertreter des Zentrums und 
der Deutsch-Saarländischen Volkspartei. 


Der Vertreter der Sozialdemokratischen Fraktion 
beantragt,die alte Fassung bestehen zu lassen. 


Die Artikel 29 bis 47 
werden unverändert einstimmig angenommen, 
Artikel 48 


wırd mit allen gegen 1 Stimme in der alten Fassung 
angenommen, 


debous woyagioos 7 


In Artikel 49 
wira die Ziffer 3, welche lautet: 
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"Die Umwandlung von Räumen, die als Dienstwohnung 
usw. ' 


einstimmig gestrichen. 


| in: ArzIikel 50 
werden im Absatz 3 die Worte: 


"sowie Offiziere und Unteroffiziere_ der Garnison- 
ruppen” 
einstimmig gestrichen, 


Die Artikel 51 bis 53 
werden unverändert einstimmig angenommen, 


Tg 
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Die einzelnen Abäüänderungen bedürfen keiner. 
besonderen eg. Der Berichterstatter beschränkt 
sich daher darauf, lediglich über die Artikel 3a und 24 
einige Ausführungen zu machen, 


Die Mehrheit der Kommission vertrat die Mei- 
nung, daß der Entwurf der Regierungskommission nicht 
gene? var, eine Besserung der Verhältnisse auf dem 

ohnungsmarkt zu erzielen, Er bedurfte daher einer 
grundlegenden Veränderung. Man hatte in der Kommission 
die Überzeugung, daß eine plötzliche Aufhebung der 
Zuwangswirtschaft nicht durchführbar sei, Jedoch müsse 
an einer Stelle mit dem Abbau der Zwangswirtschaft be- 
gonnen werden. So findet ein Antrag, die Wohnungs- 
zuangswirtschaft dann aufzuheben, wenn es sich um Teuere 
Wohnungen handelt, allseitige Zustimmung. Über den 
Satz, bei dem man die Zwangswirtschaft aufheben könne, 
bestanden große Meinungsverschiedenheiten. 


Die Abteilung des Innern der Regierungskommission 


vertrat die Meinung, daß nur Wohnungen über 2500. £ rie- 
densmark von der Zwangswirtschaft befreit werden dürften. 
Demgegenüber waren die von den Fraktionen genannten natze 
bedeutend niedriger. Die 3 Parteien, Zentrum, Somial- 
demokratische Partei und Deutsch-Saarländische Volks- 
artei einigten sich jedoch auf einen Satz von 1500, - 
riedensmark sowohl für Wohnungen wie für gewerbliche 
Räume mit der Maßgabe, daß bei allen Mieten, dıe über 
diesen Friedenssatz hinausgehen, die Zwangswirtschaft 
entfallen soll. Der gemeinsame Beschluss der 3 Par- 
teien bezweckt, der Regierungskommission eine einheitl- 
liche Stellungnahme der weit überwiegenden Mehrheit 
des Landesrates darzubieten. Sämtliche Abgeordneten 
gingen dabei von der Voraussetzung aus, daß die Re. 
gLerungskommission nun auch tatsächlich die Vorschläge 
des Landesrates sich zu eigen macht und gaben der be- 
stimmten Erwartung in dieser Beziehung Ausdruck. 


Zu Artikel _24 wird bemerkt, daß ein Vorschlag, 
50 % der Miete in Gold festzusetzen, aufgegeben wurde 
zugunsten eines Vorschlages der Abteilung des Innern, 
die Mieten nach dem jeweiligen Teuerungsindex festzu- 
setzen. Die Abteilung des Innern war allerdings der 
Meinung, daß hierfür die von ihr für die Beamten ehäl- 
ter festzusetzende Indexzahl (augenblicklich 4,7) be- 
rücksichtigt werden soll, während die Kommisston die 
Meinung vertritt, daß die jeweils ermittelte Teuerungs- 
zahl genommen werden müsse. Durch diese Teuerungszahl 
wird eine automatische Anpassung der Mieten an die durch 
die Entwertung des französischen Franken hervorgerufene 
sogenannte Teuerung herbeigeführt, 


- ‚Ferner wurde noch ein Artikel 24q beschlossen, _ 
der eine Folge des Artikel 8a und Artikel 24 ist, da Eine 
der 3 Parteien, die den Kompromiß abgeschlossen hoben, 
die Auffassung vertrat, daß von denjenigen Mohnungen, die 
von der Zwangswirtschaft befreit werden, eine Abgabe zum 
Zwecke des Wohnungsbaues erhoben werden müsse. „Die, an- 
deren Parteien glaubten ebenfalls einer Abgabe ın maßi- 
gen Grenzen zustimmen zu können. Da aus gesetzestech- 


nischen Gründen diese Abgabe nicht in die gleiche Ver- 
Ordnung adufgenomnen werden kann, soll dte Regierungskom- 
mission eine besondere Vorlage ausarbeiten und dem Lan- 
.desrat vorlegen, | | 

Die Sozialdemokratisehe Partei beantragt außer- 
dem noch die Einführung einer Wohnungsluxuss Teusr. 
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Vorsitzender Scheuer: Das l'ort hat der Herr Abgeordnete Martin! 


Abg. Martin (Z): Mcinc Herren! Wohl wenige Fragen der Nach- 
kriegszeit Alirften imser Volk so erregt,aber auch so in- 
nerlich zZcrrisSen und Außerlich gespalten haben, wie ge- 
rade die Wohnungsnot. Zwei Lager scheinen sich unversöhn- 
lich einander gegenüber zu stehen. Das Zentrum als die 
Partei,die sich zusammensetzt aus Vertretern aller wirt- 
schaftlichen Gruppen,hat nun versucht, in den Vorschlägen, 
date wir zu machen hatten, leidenschaftslos einen Ausgleich 
herbeizuführen. Schon im zweiten Halbjahr 1925 ging dem 
Landesrat eine neue Verordnung über das Wohnungswesen zu. 
Aber diese U war im großen und ganzen weiter 
nichts als eine Abschrift der schon bestehenden Verord- 

mung. Nach unserer Ansicht war sie nur Flickwerk. Neue 
Gedanken waren in dieser Verordnung nicht enthalten. Vor 
allem bestand keine Aussicht,daß die Wohnungsnot durch 
diese Veroränung in absehbarer Zeit beseitigt und die 
Zwangswirtschaft aufgehoben werden könne. Eine Annahme 
dieser Verordnung hätte weiter nichts bedeutet als eine 
Verewigung des bestehenden Zustandes. | 


(Sehr richtig ! - beim Zentrum !) 


Und das war doch nicht angängig. Deswegen haben sich sQümt- 
liche Fraktionen des Landesrates dagegen gewandt und ihr 
Mißfallen über die dilatorische Behandlung der Wohnungs- 
Jrage durch die Regierung ausgedrückt. Wir haben schon 
zweimal Wohnungsverordnungen beraten, wir haben viele 
Abänderungs- und Verbesserungsvorschläge gemacht. Aber 
atrese Vorschläge hat die alte Regierungskommisstion ein- 
fach unter den Tisch fallen lassen; sie sind nicht beach- 
tet worden. Darum mußte einmal ein energischer Vorstoß 
Zement werden. Mit der bisherigen Art der Behandlung 
onnten wir nicht zufrieden sein. In umfangreicher, schwie- 
riger Arbeit haben wir wochenlang die Vorlagen beraten 
und nachträglich hat es die Regierungskommission beliebt, 
das Beschlagnahmerecht aufrecht zu erhalten,Kasernen wur- 
den nicht freigemacht, und die Miete,die sich den Frie- 
densverhältnissen nach und nach anpassen sollte,sank in- 
folge der Instabilität des Franken mehr und mehr. So konn- 
te es nicht weitergehen. Das energische Vorgehen der Frak- 
tionen des Landesrates hat dann doch etwas zuwege gebracht, 
nämlich,daß die Regierungskommission einmal einen posiTi- 
ven Vorschlag machte .in dieser Frage,indem sie 20 Milli- 
onen Franken zur Verfügung stellen wollte,die dem Hoh- 
nungsbaumarkt zugute kommen sollten. Das war immerhin eın 
Erfolg,wenn auch kein großer. Es ist selbstverständlich, 
daß derjenige,der für regmng DET WohnungszwangSs- 
wirtschaft eintritt,also für die Beseitigung der Wohnungs- 
not und für die Aufhebung der Zwangswirtschaft,auch dafür 
sorgen muß, daß neue Wohnungen erstehen. Wir haben Jest- 
gestellt,daß die Regierung bisher die Neubautätigkeit nur 
sehr lässig unterstützte. Insofern könnten wır QALSO durch 
die Bereitstellung von Mitteln zur Errichtung von Neubau- 
ten von einem kleinen Erfolg sprechen, Dieses Entgegen- 
kommen müssen wir der Regierung immerhin anrechnen. Ich 
hoffe aber und drücke den lcbhaften Wunsch meiner Fraktion 
qus, daß diese 20 Millionen Franken diesen Sommer noch 
dem Baumarkt zugeführt werden. Dann hätten wir auch gerne 
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einen gewissen Einfluß bei der Verteilung der Gelder. O-. 
her kam es nun, daß die Mohnungsvoriage so lange ver- 
schleppt worden ist ? Bei der letzten Regierungsiiommisston 
unter der Präsidentschaft des Herrn Rault war eine gerech- 
te Meg der Wohnungsfrage nicht zu erhoffen. Ian hat 
nun geglaubt, die RR DENZESETLORE so lange hinauszögeri 

zu müssen, bis eine neue Regierungskommission ernannt war. 
Wir hatten dabei die Hoffnung, daß während dieser Zeit _ 
Deutschland dem Völkerbund beitreten werde und daR wir 

dann wenigstens in dieser Hinsicht einen gewissen Lin] luß 
auf die Zusammensetzung der neuen Regierung hanen würaen. 
Durch die bekannten Vorgänge in Genf ist das alles iWlLU- 
sorisch Rn Aber vielleicht ist die neue KegTerung 
besser als ihr Ruf. Die Regierung braucht immernoch nur 

den Landesrat anzuhören. Es ist ihr bisher in den meisten 
Fällen sehr leicht gefallen, über die Anträge des Landes- 
rates hinwegzugehen,wcil der Landesrat eine ganze keine 
verschiedener Gutachten abgegeben heat. Wir haben desho!d 
bei ee | den Versuch gemacht,durch Komprcmtsse 
eine weitestmögliche Einigkeit des Landesraies zu erz1.e- 
len. Wir sind der Meinung, daß die Regierung sich der StTel- 
lungnahme des Landesrates in Zukunft nicht so leicht wird 
widersetzen können, in dieser Frage wenigstens nicht, venn 
eine einheitliche Stellungnahme des Landesratses erfolg”, 
Aber leider wird diese Einigkeit oft gestört und zwar durch 
Interessengruppen, die noch eine viel grokere Zerspiiiterung 
herbeiführen und die FBinheitlichkeii 0er Saarbevö.nerung 
auch in dieser Frage zerschlagen. Ich erwähne in erster 
Linie die Partei der Haus-und Grundbesitzer. An der Dera- 
tung in der Kommission hat ihr Vertreter kaum reilgenom- 
men. 


(Zurufe: hört, hört !) 
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Die Partei war nicht im Bilde, denn ihr Vert 
die Kommissionsberichte der Zeitung zugestel. 
hat dann aufgrund eines unzulänglichen Berichtes 
Abgeordnete angegriffen, obwohl gerace siese,infolge qeı 
Abwesenheit des Vertreters der Hausbesitzer, die Interessen 
der Hausbesitzer wahrgenommen haben. Die Zentrumsparte: 

hat die Interessen der Hausbesitzer vertreter, a!leraings 
nicht in der einseitigen Richtung wie die Hausbesi zer. 
sondern sie hat berücksichtigt,daß es auch Mieter TER 
die heute infolge der wirtschaftlichen Ungunsi nirhiw Aus 
Rosen gebettet sind. Sie suchte einen Ausgleich,aer alıen 
Kreisen Rechnung trägt. Mir haben durch einen Kompromiss 
versucht, der Regierung einen Weg zu bahnen, Ger geeignet 
ist, uns endlich einen Schritt vorwärts zu Bringen. +00 
darf offen aussprechen, daß niemand den Hausbesi ze" mehr 
geschadet hat,als die Partei der Hausbesiizer selbst. Yır 
haben erfahren,daß die Regierungskommission genetge war, 
den Hausbesitzern vor einiger Zeit entgegenzukommen, TAGEM 
sie für teuere Wohnungen höhere Mieten porschlug. Die 
Hausbesitzer haben diesen Vorschlag,der geeignet JEWESEN 
wäre, eine Bresche in die Zwangswirtschafv zu ScnLageil; 
abgelehnt, Es wäre dies das Ausbrechen Ges ersten SlELNZ?S 
aus dem Gebäude der Zwangswirtschaft gewesen. Die Zuangs- 
wirtschaft, hervorgerufen durch höhere Gewalt, Krieg UNG, 
Nachkrieg, wie er in Versailles inaugquricri DOorcen 9% 
ist ein Ihrecht. Inser Bestreben muß sein,dieses Inrecht 
zu beseitigen,aber leider gibt es keinen praktisch auran- 
führbaren Weg der Beseitigung ( von den undurchfuhrbarer 
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Agitations-Anträgen der Hausbesitzerpartei ganz ZU 
Schweigen), der ag Reset tigung ermöglichte,ohne neue 
Ingerechtigkeiten@atstehen zu lassen. Bisher ist alles 
‘beim alten geblieben, weil die Vorschläge der Hausbe- 
:sitzerpartei stets so maßlos waren, daß Ste nicht durch- 
geführt werden konnten. Deshalb ist es doch besser,man 
geht Schritt für Schritt vor, als daß überhaupt nichts 
geschieht,wie es die radikale Taktik der Partei für 
aus-und Grundbesitz bisher zur Folge hatte. Wie gear- 
beitet wird,zeigt eine Nachricht aus der Haus-und Grund- 
besitzer-Zeitung. Es steht dort, daß unser Besuch bei 
dem Präsidenten der Regierungskommission, Herrn Stephens, 
eine Wirkung der Protestversammlung der Haus- und Grund- 
besitzer gewesen sei. Dabei hat unser Besuch bei dem 
Präsidenten Stephens drei Wochen vorher And, hehe 
also bevor überhaupt von einer Protestversammlung etwas 
bekannt war. Der Gedanke, einen Teil ‚der Wohnungen aus 
der Zwangswirtschaft herauszulassen, ist vom Zentrum 
aus in die Debatte hineingeworfen worden. Und die summe, 
von welcher ab die Friedensmiete erhoben werden sollte, 
oder von welcher ab eine Befreiung der Zwangswirtschaft 
erfolgen sollte, galt nur als ein Vorschlag, ES sollte 
versucht werden, mit der Regierungskommisston eine Einti- 
gung zu erzielen. Diese Einigung ist bis jetzt deshalb 
nicht zustande gekoinmen, weil die Regierung auf dem uns 
unbegreiflichen Standpunkt steht, nur Wohnungen über 
500. -Mr. Friedensmiete von der Zwangswirtschaft zu be- 
freien. Wenn also in dem Organ der Hausbesitzer an Atese 
Sätze eine lebhafte Kritik geknüpft wird, so ist diese 
unberechtigt. Nenn der Vertreter der Hausbesitzer ın 
der Kommission immer mitgearbeitet hätte, würde er sein 
Organ habe aufklären können und hätte besser getan, als 
Protokolle an sein Blatt. zu schicken, deren lakonischer 
Inhalt nicht verstanden werden konnte. Wir haben durch 
unsere Zusammenarbeit mit der Deutsch-Saarl.Volkspartet 
und den Sozialdemokraten uns auf wesentlich niedrige 
Sätze einigen können, und wir glauben, daß durch diese 
Zusammenarbeit die Regierung zum Nachgeben veranlasst 
wird. Das Volk mag urteilen, wer mehr Erfolge erzielt, 
wer radikale Anträge stellt - oder wer den eg des. er 
reichbar Möglichen geht. Meine Herren! Die Wohnungs- 
Trage hängt sehr eng zusammen mit dem Währungsproblem. 
enn wir eine stabile a hätten, dann könnten wır 
es sehr leicht machen. Wir könnten alles übernehmen, 
was im deutschen Reich in Derug auf Wohnungswesen Gel- 
tung hat und würden dies sehr egrüßen. Damit ware 
ür uns auch die Aufwertungsjrage gelöst. MWenn man 
erücksichtigt, daß in Deutschland die Länder durch die 
Mietzinssteuer starke Abgaben erheben und die Aufwer- 
tung hohe Aufwendungmnverursacht, So muss man Sagen, 
daß die von uns vorgenommene ‚Regelung mindestens SO 
nstig ist, wie die deutsche Regelung. Für die Mie- 
ter ist sie selbstverständlich günstiger, weil date 
hohe ee entfällt. Zur Aufwertungsjrage wer- 
den wir noch einen besonderen Antrag einbringen. 


Um aber den Wohnungsbau zu fördern, haben wir 
uns entschlossen, eine Abgabe, die den Gemeinden ZU 


überweisen ist und nur für Wohnungsbauten benutzt 
werden, 
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werden darf, zuzustimmen. Darüber erwarten wir eine 
besondere Vorlage. 


Auch der Mieterschutzverein hat seine Aufgabe 
nicht erkannt, Es wäre Aufgabe beider Vereine gewesen, 
sich an einen Tisch zu setzen und eine ä zu Suchen. 
Statt dessen stellen beide Parteien unerfüllbare For- | 
derungen und Überlassen es dem Landesrat, wie er fertig | 
wird und behalten sich Schimpffreiheit vor. Man kann 
sie mit zwei Polen vergleichen, von denen der eine ne- | 
gativ, der andere positiv geladen ist. Herden diese ZU- 
Sammengeführt, so gleichen sie Sich aus, die Spannung 
hört auf. Hatten das die beiden Parteien gemacht, waren 
ste zu einem praktischen Ergebnis gekommen. Ner hat an 
diejenigen Mieter gedacht, die in Neubauten wohnen und 
eine entsprechend hohe Miete zahlen müssen, oder an Sol- 
che, en ER Te Zr gung an einer Genossenschaft eine 
wertbeständige Hypothek zu verzinsen haben? Wer hat 
an diese gedacht? Meine Herren! Die wichtigsten _Ar- 

beitgebergruppen des Saargebietes bemessen ihre Lohn- 
zulagen nach der Steigerung der Indexzahl. Diese wird 
Jedoch von in rk künstlich durch niedrige Zwangs- 
mieten herabgedrückt. Die Mieten in Neubauten erfordern 
eine ganz andere Steigerung der Löhne und Gehälter. 

Die Mieter bleiben daher fortgesetzt mit ihrem Lohn stark 
im Rückstand. Die Zentrumspartei, die eine gerechte ' 
Lösung sucht und nicht einseitige Interessen vertritt, 
muss aber auch auf diese Mieter Rücksicht nehmen. Ihre 
Zahl dürfte heute schon ziemlich bedeutend Sein. 





Schon aus diesem Grunde ist es Be date Mie- 
ten zu erhöhen, Dann erhöht sich auch die Indexzahl 
automatisch. Nun haben wir in Artikel 24 verlangt, das 
von der Abteilung des Innern jeden Monat eine auf Grund 
der vom Statistischen Amt errechneten Teuerungszahl ein 
bestinnter Multiplikator festgesetzt wird. Wir wollen 
Einfluss auf dessen Festsetzung haben. Wir haben allen 
Grund dazu. 
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Zur Errechnung der Beamteng:hälter hat namlich 
die Regierung einen besonderen Multiplikator geschafJen, 
der durch Division aus Reichs- und Saarindex errechnet 
wird, der aber bei Staatsarbeitern und Beamten viel bö- 
ses Blut gemacht hat und nicht als objcitiv anerkannt 
wird. gern wollte diesen auch bei Errechnung 
der Mieten in Vorschlag bringen. Mir können ihn unter 
keinen Umständen anerkennen und bitten die Regierung, 

ihn ganz fallen zu lassen und auch bei Zrrechnung der 
Beamtengehälter die von uns vorgeschlagene Teuerungs- 
zahl zu benutzen. Dann wird man nicht mchr So vie 
über Ungerechtigkeiten klagen hören, wobei ich aber 
nicht vergessen möchte, darauf hinzuweisen, das eine 
Reihe von Beamten -ich nenne die Lehrer als stärkste 
Gruppe- bis heute noch nicht entsprechend den Baden- 
Badener Beschlüssen eingestuft sind. _ Mic lange will 
die Regierungskommission noch warten? 
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Da die Regierungskommission oder besser gesagt, 
die Abteilung des Innern nur Wohnungen von über 
2500. -Uk. Friedensmiete freigeben wollte und Ste 
-gestützt auf bestimmte Parteien- auf ihrem Standpunkt 
sicher beharrt hätte, haben wir uns mit der a ER 
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der D.S.V. auf 1500. -Mk. Friedensmiete geeinigt. Mir 
hoffen, daB die Regierung dteser geschlossenen Phalanız 
gegenüber ihren Widerstand aufgibt. Vom 1. Juli nächsten 
Jahres ab sind dann 1300.-Mk, Friedensmiete die Grenze. 
Wir geben zu, daß damit nicht allzuviel erreicht ı32; 
aber die Hausbesitzer sollen uns verraten, wie man prak- 
tisch auf anderem Wege mehr gewonnen hätte. Jetzt: i8tT 
wenigstens der Anfang gemacht. Daß wir denjenigen, denen 
der Mieterschutz entzogen wurde, noch einen gewissen 
Kündigungsschutz von 6 - 12 Monaten lassen müssen, ist 
nicht unbillig. Hoffentlich hält die Regierung ihr Ver- 
sprechen, daß sie vom 1.4. nächsten Jahres ab für die 


Beamten keine Wonnunoen mehr beschlagnahmt, auch NIORt PUR) 


Zöllner und franz.Militär. Ich möchte bei dteser Gele- 
enheit im Auftrage meiner Fraktion nicht unterlassen, 
errn Stephens und Herrn Koßmann unseren besten Dank aus- 

zusprechen für ihr Votum in Genf, wenn auch unsere For- 

ee: weiter gehen, als die der beiden Regierungsmit- 


Im praktisch etwas zu erreichen, haben wir auch 
in der Mietpreisbildung mit den übrigen Parteien Kom- 
promisse schließen müssen. Mieter von Wohnungen bis zu 
500.-Mk. Friedensmiete zahlen künftig 55 %. Der Prozent- 
satz erhöht sich dann bei je 200.-Uk. höherer ileve um 
etwa 10 %, sodaß für Wohnungen von 1300. -Uk. Frieaens” 
miete ab die volle Friedensmiete erreicht wird. Samt? 
kommen wir einen wesentlichen Schritt weiter. Mir glau- 
ben auch nicht, daß jetzt Mieter mit künftiger Miete 
über 1300. -Mk. in Wohnungen abwandern werden, die viel 
Beer sind und noch der Zuwanyswirtschaft unterliegen. 
Wir glauben, daß die Leute, die den großen Vorteil bis 
jetzt genossen haben, von den Wohnungsämtern in derar- 
tigen Fällen richtig behandelt werden. 


(Zuruf des Abg.Heckler (K.P.): "Es besteht noch cas 
Beamten-Provileg! 


Das soll ja wegfallen. Vom nächsten Jahre ab erhöht sich 
nie Miete automatisch fast wieder um 10 % durchschnitt- 
lich. Auch das geht langsam, wir hoffen aber, daß ın 
zwei - drei Jahren die volle Miete in allen Wohnungen 
erreicht wird. Daß dann aber die Hausbesitzer, Are Jetzt 
gesteigerte Mietbeträge erhalten, einen Teil -sagen wir 

estaffelt nach der Mehreinnahme- Tin einen Gesamtfond 
bezahlen, der zur Arstellung neuer Wohnungen dienen soll, 
erscheint uns, zumal vor einer allgemeinen Aufwertung, 
nicht ungerecht zu sein. 


Alles in allem bedeutet nach unserer Auffassung 
die umgearbeitete Vorlage einen bedeutenden Schritt nach 
vorwärts. Die einmütige Zusammenarbeit der Fraktionen, 
mit Ausnahme der Kommunisten, wird auch die kegterung 
überzeugt haben, daß jetzt endlich gehandelt werden 
muss, in Versagen ihrerseits wäre ein schwerer Pre- 
stigeverlust für sie. Unsere Parteifreunde ın Stadt um 
Land aber werden einsehen, daß nur in dieser praktischen 
Zusammenarbeit etwas Positives zu erreichen War, Eine 
solche Zusammenarbeit auch in rein politischen Fragen _ 
würde n . en Verwirklichung unserer gemein“ 
samen Wünsche bedeuten, 

. (Zuruf 
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(Zuruf: "Werden dadurch auch die Löhne aufgebessert?") 


„... Zum Schluss darf ich noch im Namen meiner Fraktion 
erklären, daß wir den in der Kommission von den Vertre- 
tern der drei Fraktionen gemeinsam efassten Beschlüssen 
zustimmen werden. Nicht zustimmen können wir der Woh- 
nungsluzussteuer. Wir erkennen zwar an, daß sie berech- 
Pu ıst, aber wie sie jetzt ist, ist sie für uns unaus- 

Ü 


rbar, weil die Selbstkosten wahrscheinlich den Ertrag 
verschlingen würden. 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgcordnete 


Petri! 


Pctri (S.P.): Meine Herren! Die Wohnungspolitik im 
Saargebict hat immer noch nicht dazu geführt, das 
Problem zu lösen, damit Mieter und Hausbesitzer bc- 
Sriedigt sein können. Die Hausbesitzer rufen schr 
cncergisch und dringend nach Beseitigung der Zwangs- 
wirtschaft. Dice Mieter schreien und rufen auf wci- 
teren Micterschutz. Es ist deshalb Aufgabe dcs Gc- 
rg ee Scine Wohnungsvcerordnung so zu gestalten, 
daß beiden Teilen Rechnung getragen wird. Meine 
Herren! Die bestehende Tatsache zeigt uns, daß die 
Hausbesitzer nicht vollständig recht haben. Hcnn 
wir uns im Saargebiet in allen Ortschaften umschen, 
besonders in den Industriezentren, wo die Bevölkerung 
dicht aufeinander sitzt, werden wir belchrt, daß der 
Zeitpun.:t des Abbaues der HWohnungszwangswirtschaft 
nicht gckommen scin kann und nur Leute, die Sich aus- 
schließlich darauf einstellen, nackte, cogoistische 
Ziele zu verfolgen, können cincen sofortigen Abbau for- 
dern. Ich habe mir zur Aufgabe gemacht, verschicdenc 
Besichtigungen vorzunchnen, um mich von der Wohnungs- 
not zu Überzeugen und Eindrücke sclbst aufzunehmen, drve 
man im allgemcinen zu hören pflegt. Meine Herren! 
Ich habe furchtbare Bilder geschen und wünsche, daß 
sich die Hausbesitzer, die cinen Abbau fordern, dtese 
Bilder anschen, Es ist leicht zu reden, um nur cine 
Lösung im Sinne dieser einseitigen Intcresscengemein- 
schaft herbeizuührcen. Aber für denjcniger, der ver- 
antwortlich ist für das Wohl der Bevölkerung, kann dice- 
se Frage nicht gleichgültig scin. Da ist der andere 
Teil der Bevölkerung, der kein Hausbesitzer ist, berech- 
tigt, am Wohl so gut Teilzunchmen, wic der Hausbesitzer. 
Meine Herren! Ich habe Bilder geschen, die mir auch die 
Lage der Hausbesitzer zeigten. Ich habe Hausbesitzer 
aufgesucht, die sich wirklich in schr schliiner Lage 
befanden, weil der bei ihnen sitzende Mieter nicht an- 
derwärts untergebracht werden kann. Ich habe Fälle ge- 
Junden, wo Hausbesitzer in 7 Zimmern 28 Personen unter- 
cbracht haben, davon sind von sciner 'eigenen Familie 
inder, die verheiratet sind. In cincm anderen Falle 
sind in 2 Zimmern 11 Personen untergebracht. _Bei cinem 
anderen Falle muss der verheiratete Sohn mit 2 Kindern 
in einer Speichcrecke wohnen, cin Raum ohne Fenster, 
wo während der Nacht und Regenzeit cin Blech unter die 
Dachziegel geschoben wird. Meine Herren! Von diesem 
Standpunkt aus gebe ich den Hausbcesitzern recht, dic 
Sich in einer solchen Wohnungwnot befinden, daß sie auf 
Lösung des Problems drängen. Dice Lösung muss aber SO 
esucht werden, daß ein Resultat zu verzeichnen ist. 
ie das herbeigeführt werden kann, ist einc Frage, Ale 
näher zu besprechen ist. Bei meinen Erkundigungen und 
Ermittelungen habe ich festgestellt, daß sich in einzel- 
nen Gemeinden des Saargebietcs die Wohnungsnot nicht 


gebessert hat. Ich nennne Neunkirchen, welches bis Jetzt 


noch 970 wohnungslose Familien hat, die zusammengcedrangt 


sind; Kinder sindherangcwachsen, teilweise verheiratet 


und konnten bis heute zu keiner Wohnung kommen. 21 Fami- 


lien, welche obdachlos sind, hat man in Schulsälen, Kran- 


kenhäusern usw. untergebracht. Dic Leute sind mit ihren 
ami 
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Familien auscinandergerissen, sie können aber zu keiner 
Wohnung kommen. Es gibt 970 tr und 2470 Woh- 
nungSssuchende in Neunkirchen. Die Leute müssen in Baracken 
und Kellerwohnungen hausen. Hunderte von Familien haben 
nur einen Raum, in dem gekocht, ge und geschlafen 
wird. Dabei gibt es aber auch Kleine Hausbesitzer, denen 
es ebenfalls nicht besser geht. Dazu kommt noch ein an- 
deres, daß man nämlich bei dieser Wohnungsnot rücksichts- 
los mit Räumungsurteilen vorgeht. An der Spitze Steht 
natürlich die franz.Bergwerksdirektion. Es müsste auch 
hier endlich einmal dazu kommen, daß die franz.Bergwerks- 
direktion auch etwas mehr in die Wohnungsverordnung mit 
eingeschlossen werde, daß auch für die die Wohnungsnot 
des Saargebietes bestimmend werde und sie nicht willkür- 
lich mit Räumung vorgehen könnte, 


{ Zuruf: "Sehr gut!" 


Da ich gerade an der Bergwerksdirektion bin, betone ich im 
Zusammenhang damit, daß auch das franz.Militär eine große 
Zahl Wohnungen im Besitz hat, das Militär, das zum Schutze 
dieser Industrieverwaltung da ist. In Sulzbach ist auch 
noch eine Kompagnie oder ein Bataillon untergebracht, Ich 
weiß die Zahl nicht genau. Die Offiziere mit ihren Fami- 
lien wohnen bis jetzt immer noch in den Häusern, die von 
der Gemeinde zur Verfügung gestellt werden mussten. Für 
die Mannschaften hat zig, Biene Age eine Kaserne er- 
richtet, Henn wir die Überschüsse uns besehen, die aus 
dem Bergbau herausgezogen werden, so sind wir der Ansicht, 
aß, wenn die Grubenverwaltung für die Mannschaften eine 
Kaserne errichten kann, was wir auch allerdings nicht für 
ng Fee im Saargebiet, so wäre es auch ihre ver- 
dammte Pflicht, für die Offiziere dasselbe zu tun und die 
Wohnungen der Bevölkerung zur Verfügung zu stellen. In 
Neunkirchen wohnen in dem sogen.Gendarmeriegebäude, das 
von der franz. Behörde beschlagnahmt worden ist und das 
18 Wohnräume enthält, 4 Gendarmen. Viele unbewohnte Raume 
darin stehen leer. Schon oft habe ich darauf hingewresen, 
auch in den Kommissionen. Es wurde mir einmal mitgeteilt, 
die Rüumung dieses Hauses würde bald erfolgen. Auch der 
Regierungskommission und den behördlichen Stellen muss die- 
ser Fall bekannt sein. Es muss ihnen klar sein durch die 
berechtigten Beschwerden, daß das nicht so weitergehen kann, 
Es ist schon ein moralisches Unrecht, wenn die Militärbe- 
hörde Rüume leer stehen lässt, 


( Zuruf des Abg. Sticher: "Wenn Deutschland im 
Völkerbund ist, wird es anders! ) 


Hoffentlich wird es anders. Hoffentlich kommt Russland 
dann auch in den Völkerbund, um es noch besser zu machen. 


Meine Herren! Ich halte es für notwendig, in die- 
ser Besprechung über die Wohnungsfrage heute uns auch ei- 
niges vorzuhalten, und zwar gerade, weil Herr Martin es 
angezogen hat, mit den Sozialdemokraten aeg a eine 
Basis gefunden zu haben über die Neuregelung der lWohnungs- 
verordnung. Deshalb halte ich es für notwendig, Ihnen üte 
Hilferufe aus dem Saargebiet und zwar in erster Linie die 
in der Presse veröffentlichten, mitzuteilen. Wir sind als 

Sozialdemokraten 
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Sozialdemokraten durchaus gerne bereit, einer Basis bei- 4 
zutreten und zwar deshalb, weil die Herren des Zentrums | 
und der Deutsch-Saarländischen Volkspartei Vorschläge 

von uns akzeptiert haben. Hir sehen gar nicht so aus | 
und freuen uns, daß Sie in dieser Hinsicht unseren Vor- | 
schlägen beigetreten sind. j 


( Zuruf des Abg.Becker: "Das ist das Wesen des Kom- | 
promisses!" ) 


( Zuruf der Kommunisten: "Seid Ihr wieder einig!” ) 


Die Herren Kommunisten freuen sich, agitatorische Schläge 
zu erteilen. Ich muss die Kommunisten daran erinnern, 

daß auch sie schon im Reich sogar mit den Deutschnationalen 
gemeinsame Beschlüsse gefasst haben. 


( Zuruf des Abg.Heckler: "Aber aus ganz anderen 
Motiven!" ) 


Wir sind dem Kompromissvorschlag aus dem Motiv beigetreten, | 
um der Linderung der Wohnungsnot zu dienen. Ich möchte | 
Innen (zu der Rechten gewandt) einige Zitate vorhalten, 
nicht um die Volkspartei abfüällig zu behandeln, sondern | 
Sie zu ermahnen und den weitergehenden Vorschlägen eben- | 

. falls zuzustimmen. Die Saar- und Blieszeitung in Neunkir- | 
chen ne re über die Wohnungsnot, und das mo- | 
gen sich die Hausbesitzer merken, denn diese Zeitung ist | 
nicht die Vertreterin der Sozialdemokratie, sondern der 
Volkspartei, also eine ausgesprochene Vertreterin der 
Hausbesitzer mit dem Unterschied, daß sie von der neuen 
Wirtschaftspartei nicht mehr anerkannt wird. 


SIYy249g ayasıyd ».Bbous,T UaY>2n1G400S H 7 


| 
Die Saar- und Blieszeitung schreibt: "In den aus | 
Frankreich beschafften Holzhäusern konnten 35 Familien | 
untergebracht werden. In der besonderen Liste für Wohn- | 
baracken stehen noch 275 Bewerber offen, die warten mus- | 
sen, bis neue Häuser erstellt sind. Weiter verlangt das | 
Armen- und Fürsorgeamt Wohnungen für Unterstützungsbe- | 
dürftige. Durch das enge Beisammensein -2 bis 3 Familien | 
in einem Zimmer- werden leider unmündige Kinder von Seu- | 
chen angesteckt. Nach diesen ganzen unhaltbaren Zustan- 
den ist der Schrei nach Aufhebung der Zwangswirtschaft } 
verfrüht, denn diejenigdn entbehren des Wohnungsschutzes. 


ww a 


Die Zeitung schreibt dann noch weiter: "Wo bleibt 
die Mohnungsluxussteuer?" 


3 


Also Sie sehen, meine Herren, die Presse der 
Deutsch-Saarländischen Volkspartei tritt für eine Wohnungs- 
luxussteuer ein. HWir werden in dieser Sache einen Antrag 
einreichen und ich bitte die Herren, sich diesem Antrag 
anzuschließen. 


| 

| 

Da ich gerade an der Wohnungsluxussteuer bin, möchte | 

ich auch eng dafür geben. Die Wohnungsluxus- | 

steuer soll sich nicht in dem Sinne auswirken, daß Sie die 

Mieter trifft, die in normalen Verhältnissen Wohnräume ha- | 
ben, sondern sie soll in ee | die treffen, die 

in übernormalen Verhältnissen Wohnräume besitzen, Und sol- | 

che Fälle gibt es genug im Saargebiet, darüber sind Mn 
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uns klar. Ich kann da Beispiele anführen, . Eine Fani- 
lie in Neunkirchen besteht aus drei Personen. ES ist 
die Witwe eines früheren Tierarztes,. Sie bewohnt heute 
noch mit drei Personen ihre frühere Wohnung mit 11 Zim- 
mer. ES ist keine Stelle da, der Frau die Wohnung zu 
kürzen. Man sagt, die Goldmarkmiete würde vielleicht 
diese Sache abstellen und die Frau dazu zwingen, diese 
Wohnung zu verkleinern. Meine Herren! Wenn wir die 
Goldmarkmiete einführen, dann lastet das auf allen Woh- 
nungen; dann trifft man nicht diese Einzelfülle. Um 
einen Einzelfall zu treffen, muss man auch eine beson- 
dere Verordnung herbeiführen. Einen anderen Fall. 
Eine Lehrerswitwe, die bis zum Tod ihres Mannes 9 Zim- 
mer innehatte, bewohnt auch heute noch dieselbe Wohnung 
mit 3 Personen. So können die Fülle dutzendweise Der- 
mehrt werden. In solchen Fällen muss etwas geschehen, 
um die Wohnung zu veriileinern im Interesse der Allge- 
meinheit,. Meine Herren! Nun wird hauptsächlich von 
der Partei der Hausbesitzer immer wieder die Forderung 
aufgestellt, die Goldmarkmieten einzuführen. Urdzwar 
in ganz kategorischer Weise soll dieselbe schon am 1. 
Januar 1927 beginnen. Welche Konsequenzen das herbei- 
führt, muss jedem klar sein, der erkennen kann, das 
nach den haufigen Wirtschaftsverhäl tnissen eine Kin- 
führung der Goldmarkmiete mit den Verdienstverhal tnıs- 
sen nicht in Einklang zu bringen ist. Die heutigen 
Wirtschaftsverhältnisse zeigen: uns ja, daß in keiner 
Industrie Goldmarklöhne oder Goldmarkgehälter bezahlt 
werden und daß am allerwenigsten die Sozialrentner ent- 
sprechende Einnahmen haben. Denn wenn man Goldmarkmie- 
te einführen will, muss man zunächst die Voraussetzung 
erfüllen, das Einkommen nach Goldmark zu gestalten. 

Ich kann deshalb nur dafür eintreten, daß eine Steige- 
rung erfolgt nach den Verhältnissen, Wie Sıe Jetzt Lie- 
gen und zwar, daß der Hausbesitzer entsprechend Seinen 
Sachwerten bezahlt wird und daß eine automatische Stei- 


gg nach der Indexzanl evtl. zugestanden werden soll. 


fehr zu geben, meine ich, wäre im Interesse der Volis- 
wirtschaft nicht zu raten. Wir müssen diese Regelung 
nur vom volkswirtschaftlichen Standpunkte aus betrach- 
ten und nicht vom egaistischen Standpunkte der Hausbe- 
sitzer aus. Meine Herren! Mit welchem Recht fordern 
die Hausbesitzer Goldmarkmieten, Hausbesitzer, denen. 
die Inflation die Hypotheken weggenommen hat. Daß dte 
ein Recht auf die Goldmarkmieten haben, bestreiten wır 
entschieden. Ich könnte auch dafür Beispiele anjfünren, 
daß auch heute schon reiche Hausbesitzer, die in der 
Inflationszeit mehrere Häuser erworben haben, ein gutes 
Dasein führen von Mieteinnahmen, die sie nach der Ver- 
ordnung erhalten. 


Die Löhne im Bergbau -das ist eine Hauptgrupp®e- 
des Saargebietes waren 1924 als oberster Schichtlohn 
ganze 24.-Franken und im Juni 1926 28.-Fronken. Das 
ist eine Steigerung von 28 %. Die Sozialrenten, die 
von der Knappschaft des Saargebietes bezahlt werden, 
haben folgendes Verhaltnis: 


Ein Sozialrentner mit 30 Dienstjahren bezog 1924 


128,60 Franken; 1926 249.-,; das ist cine Steigerung 
von 89 %, obwohl diese Sozialrentner trotz dieser Stei- 


gerung noch sehr schwer zu leiden haben. ‚Die Ba 
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der Eisenbahnarbeiter betrugen 1924 5083.-Franken mo- 
natlich, 1926 667.-Franken monatlich; das ist eine 
Steigerung von 35 %. Eine Teuerung haben wir seit die- 
ser. Zeit zu verzeichnen nach der Indexzahl errechnet 
1924 im Juni von 366 Punkten und 1926 im Juni von 564 
Punkten. Das ist eine Steigerung von 55 %. | 


Die Mieten sind seit Juni 1924 seit der letzten 
Beratung der Wohnungsverordnung mit 1,25 auf 2,9 als | 
Bl FOOT DER LEGEN. Das ist eine Steigerung von 
135 %. Mcine Herren! Das ist der Beweis, daß die Miet- j 
Steigerung alle anderen Steigerungen übertrifft. sSolan- | 

e man nicht dazu komi.t, die Löhne und Gehälter und die 
ozialrenten zu erhöhen und dem Kurs einigermaßen anzu- 
ik solange können wir den Wünschen und Begehren der 

ausbesitzer nicht Rechnung tragen. 


Meine Herren! Wir haben ja auf dem Gebiete der 
Valuta erschreckende Dinge zu erleben und sehen wir uns 
den Kurs an. Der Kurs war 1924 :MaRF = BA FTUROR 


De Sursee Een beträgt also 114 %. Daß 
diese Veränderung den Hausbesitzer trifft wie den Mie- 
ter,ist klar. Man kann aber nicht eine Gruppe heraus- 
schälen. Da spielen. die wirtschaftlichen Faktoren in 
der Industrie die Hauptrolle. Herr Martin hat gesagt, 
die Hauptfaktoren in der. Industrie hätten die amtliche 
Indexzzahl anerkannt. Soweit sind wir noch nicht. Wenn 
diese Frage gelöst ist, dann lassen sich die anderen 
Fragen, besonders die Frage der Wohnungsmieien, lösen, 

In diesem Zusammenhang möchte ich auf eins hinweisen, 
daß aie Regierungskommission in ihrem Bericht an den 
Völkerbund einer Frage nicht richtig Ausdruck gegeben 
hat- ich will nicht damit sagen,daß sie falsch berichtet 
hat-. Die Eisenbahnarbeiter und Beamten haben bis zur 
mittleren Gruppe 1925 einen Kartoffelvorschuß bekommen. 
Nach Genf wurde berichtet,daß dieser Vorschuß niederge- 
Schlagen worden sei. Die Eisenbahner erzählen mir, daß 


das nicht der Fall sei, sondern die Niederschlagung sei 
abgelehnt worden. 


Wir bitten den Herrn Staatskommissar, Sich 
dieser Sache anzunehmen. Es fällt mit in die Kaufkraft 
der Arbeiter, weshalb ich dies auch hier anführe. 
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(Zuruf des Herrn Staatskommissars: Meines Wis- 
a rt der Vorschuß nicht zurückgezahlt zu 
werden. 
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(Zuruf des Abg. Brettar: Er wird angerechnet 
auf ein ganzes Jahr,also ist von einer Nieder- 
schlagung keine Rede!) | 


Heine Herren! ES wird weiter gesagt,wenn Goldmarkmieten 
eingeführt werden, dann beginnt der Baumarkt aufzuleben. 
Daran habe ich nöch nicht geglaubt und zwar deshalb nicht, 
weil der Kapitalmarkt noch nicht auf der Linie steht, daß 
eine Besserung eintreten kann. Wenn die Hausbesitzer 
Goldmarkmieten bekommen und reiche Mieter noch weiter 
Wohnungsschutz erhalten und ihre Miete vielleicht Sparen, 
ihre Gelder also auf der Sparkasse anlegen können und 
dafür hohe Zinsen empfangen, dann werden sie nicht bauen. 
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Sie werden sich nicht dazu bewegen lassen, zu bauen, weil 

sie für ihre angelegten Kapitalien ja sehr hohe Zinsen 
bekommen. Das betrifft besonders diejenigen Mieter, äie 

meines Dafürhaltens bis jetzt zu unrecht Wohnungsschutz 
erhalten haben,die besonders zu unrecht den Mietpreis- 

schutz bekommen haben Für die wollen wir uns durchaus nicht 
einsetzen. Es gibt auch Beamte,die Wohnungs eldzuschuß 
erhalten,der weit höher ist,als sie wirkliche Miete bezah- 

len. Daß das ein Unrecht ist,wird wohl jeder ohne weiteres 
zugeben. Es gibt aber auch auf der anderen Seite reiche 
Mieter,die Wohnungsschutz genießen, die ihn. absolut nicht 
notwendig haben. Diese Leute müßten aus sich heraus dazu 
beitragen, daß das Wohnungsproblem auf Grund ihrer finan- 
ziellen Leistungsfähigkeit reguliert würde. Der Baumarki 

ist bisher nur von den Arbeitern, Angestellten und kleinen 
Beamten belebt worden. Und diese Kreise,die es getan haven, 

die vorm 2 bis 3 Jahren gebaut haben, seufzen heute unter 

der Last,der sie sich verpflichtet haben. Viele werden 

dabei ruiniert werden. Viele werden dabei nicht ihre 

Häuser halten können, auf denen schwere Hypotheken lasten, 

für die sie auch noch die Zinsen zu zahlen haben. Heute i 
zu verlangen, daß diese Kreise bauen,das wäre den Leuten 
etwas zugemutet,was man nicht mit gutem Gewissen verant- 
worten kann. Es ist erfreulich, daß die Regierungskomm\S- 
sion endlich dem Drängen des Landesrates nachgegeben hat, 
um Baukapitalien flüssig zu machen. Aber uns dauert die 
Sache zu lange. Der Sommer kommt schon heran und es ist 
bis jetzt noch kein Anfan samen. Es müßten doch unbe- 
dingt in diesem Jahre noch Häuser erstellt werden, um we- 
nigstens die schlimmsten Fälle zu erledigen, besonders | 
nachdem die 39 uns schon im März zugesichert hat, 
daß die 20 Millionen Franken,wenn das Baden-Badener Ab- 
kommen unterzeichnet ist,zur ee ee stehen würden.Wir 
möchten sehen, daß die Geschichte bald los geht. Wir ha- 
ben auch unsere Einwendungen dazu zu machen, wenn die Re- 
gierung heute plant, die Hälfte dieser Summe sofort zu 
verwenden, um für ihre Beamten Wohnungen zu errichten. Wir 
können das nicht anerkennen,denn dadurch wird der arıng- 
lichen Wohnungsnot nicht ın erster Linie gedient. Wir 
müssen darauf bestehen,daß dieser Betrag von 20 Millio- 
nen in erster Linie den Gemeinden zugewendet wird, in ae- 
nen die schlimmste Wohnungsnot besteht. Es gibt Ja nach 
der Verordnung der Regierungskommission 2.Ztl. schon Ge- 
meinden, ländliche Gemeinden,wo die Wohnungsnot nicht mehr 
in Erscheinung tritt. Aber in den Industriegemeinden, in 
den Kolonieortschaften, sind die Wohnungsverhäl tnıSsse 
seit dem Jahre 1924 noch nicht besser geworden. Deshalb 
mußte diese zur Verfügung gestellte Summe verwandt wer- 
den, damit die Gemeinden Gelegenheit haben, ste ZU be- 
nutzen,und durch Zinsverbilligung Baulustige ın den Ge- 
meinden gegen notwendige Sicherungen zugreifen können, 


: Meine Herren! Unsere Vorschläge bezüglich der 
De ist Innen durch den Kommissionsberich! 

ekannt gemacht worden. Wir haben die Erhöhung So DOTIE- 
schlagen, daß der bisherige Multiplikator nicht wesent- 
lich überschritten wird,da wir die Verpflichtung haben, | 
den Anschluß an das bisherige beizubehalten. Für dLesen — 
Monat ist der ee tor 2,9. Wenn wir nun 50 % 
der Inderzahl zugrunde legen als Multiplikator, 50 behal- 

ten wir den Anschluß bei, indem sich der Umrechnungsfak- 


tor auf 3,4 stellt und somit von 2,9 auf 9, erfoldt. 
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Wir haben die amtlich ermittelte Teuerungszahl deshalb vor- 
geschlagen,weil diese für alle anderen Angelegenheiten, sei 
es für Lohn- und BA eh usw. zur Anwendung kom- 
men soll. Wir haben im Zusammenhang damit eine Staffelung 
der Mieten vorgeschlagen und zwar deshalb, daß der besser- 
gestellte Mieter eine höhere Äliete zahlt wie der arme Mie- 
ter. Die Sätze der Staffelung sind Ihnen bekannt. Sie be- 
ginnen mit 500.-MNark und enden mit 1500. -Mark. Wohnungen 
über 1500. -Hark unterliegen der freien Vereinbarung. 


Meine Herren! Diese Staffelung wollen wir nicht 
so geregelt haben, daß die Hausbesitzer ausschließlich 
in den Genuß der vollen Miete kommen. Wir wollen kein 
zweierlei Recht schaffen und wollen haben, daß die Haus- 
besitzer,die über 500. -Mark jährliche Miete erhalten, eine 
Abgabe an die Gemeinde entrichten, die von dieser zu Bau- 
zwecken verwendet werden soll. Die Hausbesitzer sollen 
nicht leer ausgehen,aber einen Teil von diesem Mehrbetrag 
abzuführen, sind sie moralisch verpflichtet,damit mit 
dem Gelde wieder neue liohnungen erstellt werden können. 
Diese Abgabe soll auch nicht an den Staat, sondern an die 
Gemeinde abgeführt werden. Wir Rn SUEEN diese kege- 
lung, eine Basis geschaffen zu haben, einen Fonds herbei- 
zuführen, der es ermöglicht, daß eine Zinsverbilligung 
eintritt und der Baumarkt belebt wird. Daher haben wir 
eine prozentuale Abgabe vorgeschlagen und zwar für Mie- 
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von 500,- Mark bis 1000. -Hark 10 % 
ee III u 1:18 > RE 20 % 
UBER. 3S00.--- * 30 %. 


Auch in dieser Sache hätte ich gewünscht, daß das Zentrum 
und die Deutsch-Saarländische Volkspartei unseren Vor- 
schlägen gefolgt wären, damit es möglich gewesen wäre, 
dies im Kommissionsbericht aufzunehmen. Zentrum hat den 
Standpunkt vertreten, daß höchstens mit einer Abgabe von 
10 % gerechnet werden könne. 


(Zuruf des Abg.Martin: Wir lassen mit uns reden!) 


Es freut mich,daß wir dann eine Linie gefunden haben und 
hoffe auch, daß die Kommunisten mit uns ee gehen in der 
Schaffung einer Geldquelle zugunsten der Wohnungsnot. 


| Meine Herren! Wir haben Ja der die Wohnungs- 
abgabe in der Kommissionsberatung eine besondere Verord- 
nung verlangt, und da möchte ich die Frage an den Herrn 
Staatskommissar richten,ob die Aussicht besteht, daß bie 
zum 15.Juli,so wie es im Bericht vorgesehen ist,die Ver- 
ordnung in Kraft treten kann. Er ist heute noch nicht 
vorgelegt. Wir behalten uns natürlich vor, der Neurege- 
lung nicht eher zuzustimmen,bis diese besondere lWohnungs- 
bauabgabe mit dieser neuen Verordnung verbunden wird. 


3 PwoZ 
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Die Luxussteuer, meine Herren, habe ich Ihnen 
schon besonders auseinandergesetzt und begründet. Mir 
werden dazu noch einen besonderen Antrag einreichen, wel- 
chen ich Ihnen nach Vervielfältigung übergeben werde. 


Dann haben wir weiter die Forderung an die 
Regierungskommission zu richten, daß sie das bisherige 
Verhältnis der Mietstempelsteuer abändern muß. ES 15 
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ein unhaltbarer Zustand,daß die Regierung bisjetzt Mieten 
von 60.-Franken monatlich an, mit einer Mietstempelsteuer 
belegt und dadurch noch von den Armsten der Armen-Steuern 
nimmt, um ihr Budget zu decken. Dann ist in der Miet- 
stempelsteuer eine Regelung gewesen, die wir ja damals 
schon bekämpft haben, indem die besonderen Aufwendungen 
für Nasser, Strom, Müllabfuhr, Abortentleerung usw. auch mit 
dieser Mietstempelsteuer zu bezahlen ist. Mit welchem 
Recht das die Regierungskommission tut,ist uns unver- 
ständlich, Es ist ja keine Miete, dafür muß der lieter 
atese besondere Leistung bezahlen. Wir beantragen, daß 
diese besonderen Aufwendungen von der Mietstempelsteuer 
befreit sein müssen. Auch dafür werden wir einen besonde- 
ren Antrag vorlegen. Dann haben wir zu erwähnen, daß das 
bisherige Verhältnis nach dem Artikel 48 auch nicht mehr 
beibehalten werden kann. Der Artikel 48 sieht die Straf- 
bestimmungen vor. Aber bis jetzt, so erklären die Juristen 
des Saargebietes,war es nicht möglich gewesen, diesen Ar- 
tikel anzuwenden. Besonders bei Artikel 23 der Wohnungs- 
verordnung,wo die freie Vereinbarung gestattet ist und in 
Fällen, in denen die freie Vereinbarung 50 % üher die ge- 
setzliche Miete überschritten hat,sollte der Strafparagraph 
in Anwendung kommen. Aber diese freie Vereinbarung TStT 
durchaus nicht mit diesem $ 48 in Verbindung gebracht 
worden. Die Juristen sagen, für uns ist dafür keine Hand- 
habe gegeben, daß dieser Artikel 23 für die Zukunft mit 
dem Artikel 48 verbunden werden muß. Dann noch eine wei- 
tere Bemerkung bezüglich der Ausführungsbestimmungen. 


Meine Herren! In den Bestimmungen heißt es! 
"Für einen Streitwert werden 3 bis 5 % des Streitwertes 
als Pauschalgebühr erhoben." Wie uns mitgeteilt wird, kom- 
men da mitunter ganz enorme Summen heraus, zumal bei den 
Geschäftsleuten und Gewerbetreibenden,die große Geschäfte 
gemietet haben und die oft in Hietstreitigkeiten ver- 
wickelt sind. Dabei wird die Jahresmietzuhl als Streit- 
wert zugrunde gelegt. Es kommen da bei einer er Ve SR 
bühr von 3 bis 5 % ganz unerhörte Summen heraus. Wir be- 
antragen, diese Arge wenigstens um die Hälfte 
zu ermäßigen. Es ist nicht notwendig,daß hier enorme 
Summen herausgezogen werden. Die werden nur wieder von 
den Mietern aufgebracht und bedeuten eine neue Belastung 
für die Wirtschaft. 


Meine Herren! Wir hoffen, daß diesmal die ke- 

re sich den praktischen Vorschlägen des 

ndesrates anschließen wird. Wir haben bei den Steuerver- 
handlungen vor zwei Monaten gesehen, daß man den Landes- 
rat erneut brüskierte, und: wenn das wiederum tut bei der 
Wohnungsverhandlung,dann hat es m.E. keinen Zweck,daß 
sich der Landesrat monatelang damit beschäftigt und sich 
bemüht, eine richtige Regelung zu finden. Die Regierung 
bläst darauf. Dagegen müssen wir uns natürlich energisch 
verwahren. Wir verlangen, daß auch in dieser Hinsicht den 
al Vorschlägen zugestimmt wird, soweit sie vom 

ndesrat eingebracht werden. Die Gesamtfrage des Noh- 
nungsproblems für das Saargebiet verlangt unbedingt, das 
eine Regelung im besten Sinne zum Wohle der Bevölierung 


erfolut_. 
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erfolgt. Ich habe Ihnen an Beispielen gezeigt, daß beiden 
Teilen, Hausbesitzern wie llietern, Rechnung getragen werden 
muß aber je nach dem, wie die wirtschaftlichen. Zusammen- 
hänge liegen. Man kann nicht einer interessierten Gruppe 
allein Rechnung tragen,sondern muß die Tatsachen in’s Auge 
fassen,wie beide Gruppen unter den Wirtschaftsverhältnis- 
sen zu leiden haben. Wir haben die beste Absicht, den Haus- 
besitzern wie den llietern auf die Beine zu helfen und daß 
sie nach und nach zu ihrem Recht kommen. 


Wir hoffen, daß der Landesrat in seiner Gesamt- 
heit den Vorschlägen,wie sie grundlegend gemacht worden 
sind, zustimmt. 


( Bravo- Rufe !) 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg, Heckler! 


Abg, Heckler (K,P,): Meine Herren! Als wir vor zwei Jahren 
die erste Wohnungsvorlage verabschiedet haben, da ließ 
sich erfreulicherweise keine Partei darauf ein, mit AUS- 
nahme von Herm Schmelzer, daß in absehbarer Zeit ein 
Abbau der Zwangswirtschaft im Saargebiet erwartet wer- 
den könne, Die neue Vorlage. die uns gegenwärtig vor 
liegt, bedingt einen Abbau in gewisser Pig Und. 
wir müssen uns fragen, ist denn während dieser Zeit ei- 
ne Anderung eingetreten innerhalb der Wohnungsmarktlage 
im Saargebiet? Hat sich die Wohnungsmarktiage im Saar- 
gebiet gebessert oder verschlechtert? Wenn wir von die- 
sem Standpunkte ausgehen und uns die Lage auf dem _Woh- 
nungsmarkt betrachten, so können wir eins feststellen, 
daß eine katastrophale Verschlechterung zu ungunsten der 
ganzen Bewohner des Saargebietes eingetreten ist, Wenn 
uvir uns das ganze Material, das während dieser Zeit 
über diese Angelegenheit durch die Presse veröffentlicht 
worden ist, besehen, so können wir feststellen, daß be- 
Sonders krasse Fälle in Erscheinung getreten sind, die 
zu beschreiben einfach unmöglich ist. Betrachten Sie 
sich die Zustände in den Wohnhöhlen der Stadt Saarbrük- 
ken in der Lenzengasse.- Sie werden sehen, daß die Leu- 
te Sr = Aa wohnen wie die Tiere. Bei den ver- 
schiedenen Parteien, die da zusammen wohnen, gibt es 
kein Einvernehmen mehr, sie streiten sich WERE 
und die Folge ist Mord und Totschlag, Die besten Regun- 
en werden in diesem Elend erstickt, Die bürgeriichen” 

rteien sprechen immer von dem trauien Familienkreis, 
Aber gerade diese Wohnungsnot nimmt jede Grundlage ei- 
nes ordentlichen Zusammenlebens in der Familie. Meine 
Herren! Es ist keine Seltenheit, daß die Menschen mit 
den Messern aufeinander losgehen, weil es ihnen Tat“ 
süchlich unmöglich ist, in diesen kirassen Wohnungsver- 
hältmissen ein Beieinander tätigen zu können, ES ist 
ar keine Seltenheit, daß 10 und 12 Personen in cinem 
immer zusammen wohnen, Kinige besonders krasse Fülle 
will ich Ihnen schildern, Wir haben in Wiebelskirchen 
einen Fall, den Fall Sahner; er wird Ihmen allen durch 
die Presse bekannt sein, Dieser Mensch hat seinen eıge- 
nen Mieter erschossen;. er hat ihn getötet, weil sie Ttat- 
sächlich nicht miteinander ausisommen konnten. Der Fall 
in Neunkirchen lag Ähnlich, Lie Frau vergiftete Sich, 
weil sie durch ein Räumungsurteil des Neunki rchener 
Amtsgerichts vor die Türe gesetzt war, Der Vergisjtungs 
versuch, den sie machte, ist roch in der zwölften otun- 
de abgewehrt worden, sodaß es micht soweit kam, Gestern 
lese ich, daß in Völklingen der Einsturz einer ProdTSo- 
rischen Wohnung vor sich ging, In einem anderen hause 
sind zwei Familien untergebracht: Zwei Raume und weine 
Kinder, Eine andere Familie bewohni mit 10 Kindern e.. 
Räume, eine Küche und 1 Schlafzimmer. Wasser können Ste 
sich bei Wind und Wetter auf dem Hop holen, Eine Frau 
legte vergangenen Dienstag ihre Kinder zu Bett, kaum 
var sie aus der Türe herausgetreten, da stürzte das 
ganze Haus zusammen. Wir haben in a 
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Fall; da ist Gie sogenannte Burg, die aus dem 18.Jahr- 
hundert stammt, in welcher viele Familien wohnen, Es 


ist kein Wunder, wenn eines schönen Tages auch ütese 
Burg zusammenstürzt. 


Das Saargebiet hat noch eine Verschönerung er- 
fahren und zwar durch den Ankauf von verschiedenen Ba- 
racken. Wie sehen aber dieselben aus? Meine Herren! 

Ich kann Ihnen sagen: ein Kanickelstall ist schöner 

wie diese Baracken. Der Platz, auf dem diese Baracken 
erbaut werden, war ein Müliabladeplatz, wo Ungeziefer 
in Mengen vorhanden ist, Diese .käl.a. .. beweisen 
uns, daß die Verhältnisse viel schlechter geworden sind. 


Wir hatten im Reich und auch im Saargebiet eine 
Reichsgesundheitswoche, Da wurden gute Rezepte herausge- 
geben, 2.B.: "Fort mit dem UIngeziefer!"” Aber gerade die- 
se Baracken züchten Ungeziefer, wie Ratten, läuse und 
Wanzen. Ich kann deshalb nicht verstehen, dab man BUr 
der einen Seite eine Reichsgesundheitswoche veranstalte: 
und auf der anderen Seite otbt man keine Mittel, daß cie- 
se üÜbelstände beseitigt werden können. 


Eine SMErER EINES: „wrische Luft dem Kinde!” 
Betrachten wir uns die Hohnungen überali in Kellern ur 
Ställen: an den Wänden wachsen Pilze und in einem Zim- 
mer wohnen bis zu 10 Personen. Der Sozialdemokrat 
Dr,Moses von Berlin, der gewissermaßen der Vater der 
Reichsgesundheitsuwoche ist, schreibt Über die Wohnung: 
not, wie sie innerhals Deutschlands herrscht und. hier 
zutrifft, daß heute keine vernünftige Gesundheitspolt en 
betriebdn werden könne, solange es nicht möglich sel, 
die Wohnungsnot zu verhindern, Dr,Butterwtieser, Berlin. 
schreibt, daß die Ursache. der Rachitis und der Skrofu 
lose, unter denen besonders die Kinder zu leiden hatten, 
in der Wohnungsnot zu suchen sei. Er schreibt, "der 
Brustkasten der Kinder ist RER TARCNT, eine sogenannte 
Hühnerbrust, die Haltung der inder ist schlapp, das 
Gewicht unter normal -bei 3 bis 7 jahrigen Kindern bis 
27 Pfd. Körpergewicht, Die Tuberkulose, die Geißbel des 
Proletariats, zeigt ihre Merkmale durch unzureichende , 
Ernährungsverhältnisse und schlechte Wonnbedingungen. " 


Wir können schen, daß seit Verabschiedung des 
alten Gesetzes von 1924 sich die Verhalimisse auch in 
garnichts geändert haben; . 


Diese Erscheinung, wie sie Dr,Hoses zuM Ausdruck 
bringt, gilt für das Saargebiei auch. Die meisten Arzie 
des Saargebietes nehmen Anstoß, und das erste ist, wenn | 
man zu ihnen kommt, sie halten einem einen Vortrag über | 
die Wohnungsnot, wie STC gegenwärtTtg besteht, Diesc APETE | 
sind heute durch die krassen Wohnungsverhal In\sse ge 
zwungen, eine Miete zu zahlen, die über ihre Verhaltnis“ 
se geht, Ich kenne einen Fall, wo ein Arzt monatlich 4 
42 dollar Miete bezahlt. Der Mann, der doch tagtäglien 
im Interesse der gesamten Volkswohlfahrt seinen Dienst 
tut, der wird durch diese eoenwärtige Erscheinung au) 
dem Hohnungsmariit innerhalb des Saargebietes JEZWUNGEN, 
daß er seinem Beruf tatsächlich nicht mehr nachgehen 
kann. Der Regierungsvertreter hat uns ja in der letzter 
Sitzung bestätigt, daß in der Stadt Saarbrücken 239 Fü 
milien obdachlos sind. Meine Herren! Wie atese 


Obdachlos 21 
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Obaachlosen behandelt werden, das spottet jeder Beschrei- 
bung, Wir hier alle stehen auf dem Standpunkt, daß die 
Familie eine sittliche Grundlage haben muss, Doch hier 
sehen wir, daß die Femilie auscinandergerissen wird; 

die Kinder kommen in's Maisenhaus, Als ich kürzlich an | 
der alten Brücke vorbeiging, konnte ich feststellen, | 
daß dort cine Familie mit einem unter 9 Monate alten | 
Kinde wohnte, | | 


Meine Herren! Sieht es Überall so aus? Betrach- 
ten wir uns einmal die andere Seite, Auf der anderen Sci- 
te sehen wir gerade das Gegenteil. Es gibt Leute im, Scor- 
gebiet, welche sich in sehr glänzenden Tohnungsverhalt- 
nissen befinden, die mit 2 oder 3 Personen 8, 9, 10 und 
ll Zimmer bewohnen, Betrachten wir uns einmal das Vier- 
tel-da unten am Staden: dort.merkt man kcine Wohnungs- 
not, Ebenfalls in Neunkirchen in der Gocthestraße, WO 
8, 9, 10 und 11 Zimmer von 2 oder 3 P@rsonen bewohnt 
werden. Meine Herren! Wenn ich auf der einen Seite 
feststellen musste, da» das Elend ganz krasse Formen 
angenonmen hat und auf der anderen Seite Überhaupt kein 
Elend zu verzeichnen ist, so muss ich sagen! Hier muss 
unbedingt eingeschritten werden, ES geht unter keinen 
Umständen an, daß irgendeine Lockerung der Zwangswirt- 
schaft erfolgen kann, Worin liegt die Ursache, daß heute 
tatsächlich so wenig gebaut wird, Wir haben geschen, 
daß vor dem Kriege- verschicdene Leute ganze Straßenrei- 
hen angelegt haben, Ich kann mich erinnern, dab cine 
Straße von einer alten Rentnerin age} wurde. Sie hat 
gebaut aus dem Grunde, weil sie ihr Geld anlegen wollte, 
und hat dabei einen Profit erzielt, Heute ist kein Hensch 
mehr so dumm, scin Geld in Mohnungsbauten anzulegen, weil 
er ganz genau weiß, daß er keinen Profit darcus erzielt. 
Und weil dieser Profit die sämtlichen Handlungen des 
kapitalistischen Wirtscheftsregimes bestimmt, beutkein 
Mensch mehr,, De RB ee konn zugrunde gehen, wenn 
nur die Projite der Kapitalisten gewahrt werden. Der 
Staat und die Gemeinden wenden ebenfalls im Sacrgebiet 
dieser A nicht die genügende Aufmerksamkeit zu. 

Karl Marz hat einmal gesagt! "Der Staat ist ein Macht- 

mittel der jeweils herrschenden Klasse!" Er ist ein 

Organ des Kapitalismus, während auf der anderen Seite 
DEE Rand der Stact ein Organ der Arbeiterschaft 
SL, 
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Wer baut denn heute noch? Höchstens, daß ein 

Mann der Arbeiterschaft baut, Die Arbeiterschaft, die 
rmsten der Armen, bauen deshalb, weil sie die krassen 

Wohnungsverhäl tnisse nicht mehr mitmachen können. Wie 
sieht die Lege dieser Leute aus? Wir haben eine Genos- 
senschaft, welche zu 5/10 aus Bergarbeitern besteht, 
Diese Leute verdienen auf der Grube 700, -Frenken monat- 
lich und zahlen davon 275 bis 300 Franken an die Genos- 
Sag SR Part Mai Familien noch 400, "Franken zum 

rig 


Ss 


leben Ü ETBENs 
(Zuruf des Abo, Ulrich: "Mccht's nach! ”) 


Auf der anderen Seite schen wir, daß die wirtschaftli- 
chen Verhältnisse schr günstig sind. Frankreich zieht 
rich 150 Millionen an Überschuss cus dem Sacrgebiet. 

Ss Geld geht nach Frünkreich, "was unbedingt zu Wohnungs- 
bauten verwendet werden müssve. (Zuruf 
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(Zuruf des Abg.Schmelzer:"Das ist richtig!”) 


Die Lage in der Eisenindustrie ist glänzend, Es wäre 
unsere Schuldigkeit gewesen, wenn diese Leute in er- 
ster Linie zum Wohnungsbau herangezogen worden wären, 


‚ Heine Herren! Als uns die Regierungskommission' 
vor einem Jahre am 25. November diesen Entwurf vorlegte, 
waren Sich alle Partcien einig, daß gegenwärtig cin 
Abbau der Wohnungszwengswirtschaft nicht getroffen wer- 
den könnte, Wir waren einmütig der Auffassung und haben 
auch einen einstimmigen Beschluss oefasst, daß wir es 
ablehnen, in die Beratung der Vorlage einzutreten, da 
üleselbe nichts bringt. Mittlerweile hat eine Bespre- 
chung des Zentrums und der Deutsch-Scarländischen 
Volkspartei mit der Regierung stattgefunden. Meine 
Herren! Warum heben Sie uns nicht unterrichtet, wir 
hatten auch unsere Vorschläge gemacht? 


(Zuruf des iAbg.Kiefer:"Die Einheitsfront wird im- 
mer breiter!’) _ 


Das Ergebnis ist: Die großen Tohnungen Über 1500, -Murk 
Friedensmiete werden von der Zwangswirtschaft freigege- 
ben, Dadurch schaffen wir keine einzige Hohnung für 
solche, die eine bedürfen. Ihr gebt den Grund- und Haus- 
besitzern die Möglichkeit, daß Sie ziemlich hohe Mieten 
verlangen können und viele, die in großen lohnungen woh- 
nen, werden abwundern in andere Wohnungen. Wir haben ja 
Beispiele in den Gemeinden, wo die Zuwangswirtschcft 
nicht mehr besteht. Es erklärt sich kein Mensch mehr be- 
reit, in die Nohnungen cinzuzichen, die von der Tohnungs- 
zwangswirtschaft befreit sind. Oder sogar cin Beamter, 
der dem Beschlagnmalinerecht für Wohnungen unterliegt, 
Jasst sich in einer Gemeinde, wo dic Wohnungszwangs- 
wirtschaft beseitigt ist, eine Wohnung beschlegrnahnen, 


Meine Herren! Mit diesen Bestimmungen haben wir 
in der groben Wohnungsnot garnichts erzielt; wir haben 
dcmit nur erreicht, daß das Elend der unterer Massen 
noch bedeutend vergrößert wird, as die Bestimmungen 
rige g der Zwangswirtschaft in den gewerblichen Be=- 
trieben betrifft, So wissen wir doch alle, daß gerade, 
wenn wir dort anpacken, es nur eine Verteuerung der Le- 
benshaltung der gesamten Bevölkerung bedingt. Ich be- 
greife es wohl, daß es da auch Kreise gibt, die unter 
allen Umständen imstande wäre, noch höhere Preise zu 
zahlen, aber gerade die Arbeiterschaft leidet am meistsn 
darunter, Wir sind nicht der Meinung, daß wir säntliche 
Kreise vertreten, sondern wir sind der Meinung, daß wir 
gerade die Armsten der Armen vertreten, daß wir gerade 
ate Interessen der Ausgebeuteten nach außen hin vertre- 
ten müssen. Der Kaufmann rechnet doch selbstverständlich 
die höhere Miete in die Preise hinein. Ich habe Ihnen 
Ja vorhin Schon gesagt, daß in Neunkirchen cin Arzt,es 
wst Dr,Krümer, pro Iloncat 42 Dollar Miete bezahlt. Ein 
Mann, der sich den ganzen Tag aufopfert zum Wohle der 
Volksgesundheit, der zahlt eine Miete. daß es eine Schan- 
de ist, Unter keinen Umständen kann ich den Bestimmungen 
Se der gewerblichen Räume hier meine Zustimmung ge- 

en. 

Was die möblierten Zimmer anbelangt, so sind es 

gerade 
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gerade die kleinen Angestellten und die kleinen Beamten, 
die diese Zimmer haben müssen, Wir sehen da, dcßh von 
atesen kleinen Leuten für möblierte Zimmer itucherpreise 
verlangt werden, 275 Franken für ein Zimmer ist keine 
Seltenheit, Yenn wir diesen Leuten den lieterschutz 
entzichen, werden die Herren Vermieter die Gelegenheit 
benutzen und die ilieten in's Uncrmessliche steigern. 


Meine Herren! Eine Erhöhung der Mieten bedingt 
cine Erhöhung der Löhne und Gehälter, Die Wirtschafts- 
Jage der Arbeiterschaft ist gerade im Saargebiet außer- 
ordentlich schlecht, Betrachten wir uns doch die Löhne 
der arbeiter, Der Abgeoränete Petri hat gesagt, es ware 
ihnen gelungen, daß die Feststellung der Löhne und Ge- 
halter in Zukunft nach der Indexzahl berechnet würde, 
Ich sage mir, wenn diese Indexzahl cuf den jetzigen 
Verdienstverhältnissen aufgebaut wird, ist ihre, Anwen- 
dung zwecklos. Betrachten wir uns doch die Verhältnisse. 
Ein Familienvater mit einer fünfköpfigen Familie ver- 
ütent 650. -Frcs,.; wenn dieser Betrcg als Eristenzmini- 
mum zugrunde gelegt wird und die Indexzchl darauf auf- 
gebaut wird, was haben wir denn da geschafft, Da bleibt 
die Arbeiterschaft ewig auf diesem Lohnniveau stehen 
und die schlechte wirtschaftliche Lage bleibt für Gate 
Arbeiter dieselbe. 


Meine Herren! Bei alledem können wir feststel- 
len, daß gegenwärtig schon !Tohnräume in den Neubauten. 
lcerstehen. Es rührt daher, weil dic Arbeiter keine Hte- 
te bezahlen können, ES ist ausgeschlossen, daß die Ar- 
beiter die in Neubauten verlengte Miete bezchlen, können, 
Tenn ein ärbeiter 200,-Franken für eine lohnung bezah- 
len soll, so ist des mit der Lohnpolitik ein Deng der 
Su ichkeit, Die oberen Beamten lcssen sich Wohnungen 
beschlagnahmen und sie sind diejenigen, die das YJohnungs- 
elend vergrößern. In der Besprechung mit dem Herrm Prü- 
sidenten der Regierungskommission haben Ste verlangt, 
Keen So tige Festsetzung des Zeitpunites des Aujhörcns 
der Zuengswirtschaft!" Meine Herren! Das beweist, das 
Sic die Lage der wirtschaftlich Schwüchen nicht kennen 
und dc# Sie die Wohnungsnot der unteren Schichten nichts 
angeht. Die Regierung het mehr Einschen wie Sie, Nenn _ 
wir heute dazu Übergeoangen wären, die Zwangswirtsch@it 
cujzuheben, hätten wir morgen Mord und Jotschlüg. Die 
Arbeiterscheft hätte uns alle «us diesem HQausc hincus- 
geworfen. ka 


Meine Herren! Tir haben zu Artikel 3 Absatz | 
den Antrag gestellt, daß auch die Licgenschajten der 
französischen Bergwerksverwaltung der Tohnungszwangs- 
wirtschaft verfallen sollen. Sämtliche Parteien haben 
diesen Antrag übgelehnt, Hier stellen Sie sich hin und 
sprechen von der Lohnpolitik der Bergwerksdirek tion, Und 
mit der Be ae daö Ste den Versailler Vertrag Sh- | 
erkannt haben, lehnen Sie den Antrag ab und decken die se 
Maßnahmen der französischen Bergwerksdirektion, Sie hce- | 
ben den Verirag von Versailles anerkannt und dürfen gegen | 
diesen Paragraphen nicht handeln, Betrüchten Ste Ihre 
Parteien in Deutschland, die den Versailler Vertrag 
als das größte Unrecht onsehen, Sie gehören doch den-. 
selben P:rteien an und bringen es fertig, den Versailler 


Vertrag 





SAY ayasıyd 24 JOuas,T 49720494005 al 7 | 


WIE 


$' 


> 
In 








U4 


- - | gan 
ed 


Vertrag anzuerkennen, 


| Zu, Artikel 3 haben wir den Antrag gestellt, daß 
äte Pfarrhäuser in Zukunft unter die Zuangswirtschaft 
eier sollen. ES sind dies die Leute, die jeden Tag das 

eil der Menschheit bringen wollen, denieren sich aber 
nicht,.8 bis 10 Zimmer zu bewohnen, - 


(Abg. Pfarrer Wilhelm macht eine Bemerkung, die 
: aber unverständlich bleibt, | 


Herr Pfarrer Wilhelm, ich kann Innen Material geben. Ich 
kenne einen Fall, wo ein Pfarrer mit seiner Schwester 

Jl Zimmer bewohnt. In dieses Haus haben wir noch einen 
Mieter hineingesetzt. Aber nach 3 Monaten hatte der 
er ein Raumungsurteil in der Hand und setzte den 
Hieter hinaus mit der Begründung, er könne nicht arbel-- - 
ten. Pastor Schütz bewohnt mit seiner Schwester 9 Zimmer. 
Regt einen das nicht auf, wenn man solche Beispiele sieht? 


Auch die nwleinen Hausbesitzer schikaniert man. 


Hir hatten in Wiebelskirchen Fälle, wo Hausbesitzer oe- 
fesselt zur Polizei geschleppt wurden. 


Meine Herren! Bezüglich der Hietpreisbildung ist 
ee, unmöglich, irgendwie eine Erhöhung der Mieten vorzu- 
nelimen. 


Bezüglich des eh me der Sozialdemokratischen 
Fartei betr, einer Äbgabe, kann ich sagen, daß diese spe- 
ztell auf dem Lande nichts einbringen wird. Selbst für 
Neunkirchen kommt nichts heraus. Wir haben in- Neunkirchen 
tatsächlich keine Wohnungen, die mit über 590.-Ncrk be- 
wertet werden. 


Soviel ich gehört: habe, soll die Regierung diesen 
Antrag aufgegriffen haben. 


Me diese Mietzinssteuer aussieht, das wissen 

öte alle ganz genau. Wir sehen doch, daß Tin Deutschland 
aus Ne Ye here der Mietzinssteuer die Fürsten _ 
150.000. -Mk. beziehen. Sie sehen also, daß in Deutschland 
üte Hauszinssteuer zu anderen Zwecken verwandt wird, 
wie zum Wohnungsbau, Ich bin der Meinung, daß, wenn wir 
der Regierungskommission vorschlagen, ein neues Steuer- 
er einzuführen, sie Schnell dazu bereit ist. Die 

xtTs hat uns gezeigt, daß sie schnell bei der Hand ist, 
innerhalb der arbeitenden Bevölkerung Steuerabzüge zu 
beutlligen, während sie auf der anderen Seite bei der 
besitzenden Klasse des Saargebietes gerade das Gegenteil 
tut. Das beweisen Ihnen die Ausführungen des Völklinger 
Verwal tungsausschusses, 


Ich habe einen ek dahingehend zu machen, 
dab, wenn wir aus dem Wohnungselend herauskommen wollen, 
es unsere Pflicht und Schuldigkeit ist, die großen Noh- 
nungen rationalisieren. Wir müssen unbedingt eine Grund- 
lage schaffen, auf der es uns möglich ist, die Rationali- 
sterung durchzuführen, Es muss eine Institution geschaf- 
Jen werden, die ein Beschlagnahmerecht ha t. Mir verken- 
nen keineswegs die Schwierigkeiten; aber eine Erhöhung 
der Mieten ist bei dem jetzigen Stände des Lohnniveaus_ 

‘ einfach eine Unmöglichkeit, Wir wehren uns gegen Jede Br 
höhung der Mieten und gegen jede Lockerung der Zwangswirt- 
schaft. Wir veriiennen keineswegs die Schwierigkeiten der 
kleinen Hausbesitzer. Aber wenn die Mieter eine Erhöhung 
der jetzigen Mieten tragen sollen, so muss es zuerst- durch 
eine Erhöhung des Lohnniveaus mögl ich gemacht werden, 
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werden, | 
Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Schmelzer! 


Abg, Schmelzer (DSV) : Weine Herren! Die Wohnungszvangswir?T- | 
schaft widerspricht dem Parteiprogramm metner Partei. | 
_iner unserer wescntlichsten BA ern Abe ist, Schutz 
des rechtmäßig und ehrlich erworbenen Eigentums. Schon | 
deshalb müssen wir uns für den Abbau der Zuangswirt- 
schaft einsetzen. Selbstoerständlich sind auch ande- | 
re Gründe maßgebend. Maßgebend ist auch der Umstand, 
daß Mieter wie Vermieter Jjeichzeivig unter der | 
Zuangswirtschaft leiden. Die Herren Vorrecdner haben | 
auf die Unzuträglichkeiten hingewiesen zwischen Mieter | 
und Vermieter. Mir selbst ist eine Fülle von Material 
zugegangen, aus welchem auch hervorgeht, daß die Strei- 
tigkeiten zwischen Mietern und Vermietern zu Drohun- 
gen, Tätlichiseiten und Körperverletzungen ausgeartet 
sind. Es kommt mitunter auch vor, daß diese Streitig- 
keiten, wenigstens für den Nichtbeteiligten, einen, 
humoristischen Einschlag bekomiten. Ich habe hier einen 
Fall, welcher zeigt, wie der Mieter unter den Schutz 
der Zwangswirtschaft mitunter seinen Hauswirt behandelt, 
Der Fall ist folgender: Ein Hausbesitzer hat eine Hoh- 
nung vermietet und der Mieter hat untervernietet. Die 
Untermieter benehmen sich rabiat und der Hausbesitzer 
fordert den Mieter auf, den Untermieter aus dem Hause 
zu entfernen. Der Untermieter schreibt darauf dem 
Hauswirt folgendes? \ 


; Auf Ihr Schreiben vom 14.ds.ilts, erwidere 
ich, daß es mir nicht bewusst ist, das ich bon 
Innen gemietet habe. Wie Sie dazu komien, t3t 
mir rütselhaft. Ich kann Ihnen eins sagen, dab 
ich, solange es mir gefällt, hier bleibe, und 
wenn es Ihnen bei uns nicht gefüllt, können Sie 
gehen. ” 


Das ist die heitere Seite. Die ernste Seite ist schon 
genügend behandelt worden. Von dem kommunistischen Red- 
ner ist schon darauf hingewiesen worden, daß sich Ver- 
mieter und Mieter gegenseitig totschlagen,. Nun hat der 
Redner der Sozialdemoi:ratischen Fraktion gemeint, der 
Zeitpunkt für den Abbau der Zuancswirtschaft set noch 
nicht gekoin:en. Er hat Fälle vorgebracht von der Won- 
nungsnot der Hausbesitzer und -so habe ich es aufgefasst- 
daß’ man dem Hausbesitzer helfen soll. Wie das nun ver” 
einbar ist, daß man den beiden Teilen recht gibt, weiß 
ich nicht. Ich hätte gerne gehört, wenn er uns Qausetl” 
nandergeseizt hätte, wie man diese Dönge vereinigen kann. 
Meines Frachtens liegt ein Widerspruch darın, die Woh- 
nungszuangswirtschaft aufrecht zu erhalten und gletcn- 
zeitig den Hausbesitzern zu helfen. 


Bin wichtiger Unstand für uns, den Abbau der | 
Zuangswirtschaft zu verlangen, Sind die Kosten der Joh | 
nungsämter. Eine Statistik über die Kosten der llohnung S- 
ämter steht mir nicht zur Verjügung und wenn man üte 
Statistik vom Reich anführen würde, könnte eingewendet 
werden, die würde nicht zutreffen. Jedenfalls stent 

aber unbestritten fest, daß für die Kosten der Nohnung S- 


ömter eine ganze Reine Iiuser erstellt werden Kön Ber 
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Bet Behandlung der Frage, Abbau der Zwangswirtschaft oder 
Aufrechterhaltung derselben, wird sehr häufig der Fehler 
begangen, das diejenigen, die sich für die wirtschaftlich 
Schwachen einsetzen, nicht überlegen, daß der Begriff des 
wirtschaftlich Schwachen nicht inner identisch ist mit dem 
des llieters. Dann wird bei der Besprechung der Frage zu 
wentg unterschieden zwischen Mietpreisschutz und Kündi- 
eh Der Wietpreisschutz hätte in der Vergangen- 
veit bereits abgebaut werden können auch hier im garge- 
biet, Drüben im Reich hat man das gemacht. Im Reich ist 
der lietpreisschutz zum größten Teil beseitigt. Dort 

gibt es Mietpreissteigerungen bis zu 100 $ der Friedens- 
miete, ES gibt natürlich auch Ausnahnen. Aber was in 
Deutschland möglich war, wäre auch hier im Saargebiet 
möglich gewesen, Man hätte das hier ebensogut wie im üb- 
rigen Deutschland machen können, Ich erwarte von der Re- 
DTRTUNG, das sie sich ernsthaft für den Abbau der Zwangs- 
wirtschaft einsetzt, Die Dinge, die gegen die Beseitigung 
der Preiszwangswirtschaft ins Feld gejührt werden, treffen 
durchaus nicht alle zu. Ich komme noch darauf zurück, 

Die Beseitigung des Kündigungsschutzes ist natürlich sehr 
viel schwieriger. Die setzt voraus, daß die Möglichkeit 
gebeoten wird, diejenigen Mieter, die ausgeboten werden, 
wieder unterzubringen. Das kann aber in den Jetzigen STta- 
dtum noch nicht geschehen. Es muss da vorher noch etwas 
einsetzen, das ist die Vergrößerung von Hohnraun, die 
Schaffung von Neubauten. Die Voraussetzungen für das 
Bauen von neuen Wohnungen sind verschieden und damit auch 


die Schwierigieiten, die den entgegenstehen. Pinmal braucht 


man zur Schaffung von Neubauten Kapital. Und das ist in 
der ganzen Welt Schon knapp, besonders aber im Saarge- 
biet. Vor dem Kriege war die Sache so, da, das wesent- 
lichste Kapital aufgebracht wurde für Neubauten durch die 
Spartätigkeit der Bevölkerung, durch die Sparkassen und 
ahmliche Einrichtungen, Der Spartrieb in der Bevölkerung 
ist in der Nachkriegszeit außerordentlich zurückgegangen. 
Heute haben- die Syarkassen im Saargebiet nur eine An- 
lage von Spargeldern von rund 40 Millionen Papierfran- 
ken; was das in Wwertbeständiger Valuta für den Bau- 
markt bedeutet, können Sie sich selbst ausrechnen. Es 
‚ist außerordentlich wenig, was da zur Verfügung steht, 
Die Kapitalien zum Wohnungsbau werden wahrscheinlich in 
weite Zukunft hinein nur aufgebracht werden können durch 
die Öfjentliche Hand. Dazu scheint mir die Hietzins- 
steuer, die in Deutschland A ist, ein verhalt- 
nismaßig gutes Mittel zu sein. Sie hat allerdings aucen 
Höngel, Wenn man aber davon ausgeht, daß für die Bildung 
von Baukapital viel mehr Geld erforderlich ist, dannkommt 
man zu dem Schluss, daß ein Fond. a werden MUSS 
und zwar zur Neubildung von Kapital für Hohnbauzuweciie. 
Hier könnte die Regierungskommission des Saargebietes 
etwas unternelhiien, wenn sie den Anregungen gefolgt wäre, 
die von sachverständiger Seite seit Jahr und Tag ausge- 
angen Sind, nämlich Feingold-Iypo theken zu Schaffen, 

ch kann auf das Thema nicht näher eingehen. Vielleicht 
gibt mir der Herr Staatssekretär Auskunft, was die Re- 
gierung mit den Anregungen gemacht hat, ES ist bis heu- 
te nicht so weit gekonmen, dad Feingold-Huypotheren im 
Saargebiet eingeführt worden sind und daß dadurch die 
Möglichkeit gegeben ist, auch Baukapitalien von außer- 
halb des Saargebietes herein zu beko...en. Im Saargebiet 
selbst bildet sich kein Kapital. Sie wissen m 
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die Überschüsse der Bergweriisverwaltung und von der saar- | 

ländischen Industrie, soweit sie 60 »ig französisch ist, u 

nach Frankreich gehen. Das Kapital, das sich im Saorgeditet 1 

bildet, geht ins Ausland. Die Überschüsse der Bergweriis- | 

verwaltung gehen mach Franirceich, desgleichen die UÜber- i 

schüsse der Neriie, die 60% Jranzösisches Kapital haben. 

Ich komme spüter noch darauf zurücit. | 

Das Bauen ist schwierig geworden und außerorGent- 

lich teuer. Im Soargebiet ist zwar das Bauen imnter nocil 

billiger als ii Reich, aber auch teuer, Die Linie wirä 

mir widersprechen, wenn ich belaupte, daß die Verteuerung 

durch die steigenden Löhne herbeigeführt wird. Die Löhne 

an sich kritisiere ich nicht, sondern stelle nur die Tht- 

sache fest, daß, Je mehr Lohn darauf ruht, uinso Teuerer 

das Bauen wird. Wenn bekauptct wird, daß nicht die Löhne 

die Häuser verteuern, sondern das laterial, so wird über- 

sehen, da., das .aterial in seinen Urzustand außerordentlich 

billig ist. Man vergiät die Tatsache, daß ein Haufen Lehm 

noch kein Backstein ist und ein Wald nicht aus geschnittenen 

Brettern besteht. Das Holz im Walde ist billig, das Bau- | 

holz ist teuer, und die Löhne setzen da ein, wo die Verar- | 

beitung des Materials begimit. “Auch diese Löhne verteuern | 

das Bauen. Nun kann man Über die Höhe der Löhne verschie- | 

dener Meinung sein. Ich will nicht etwa behaupten, das üte | 

Löhne der Bauarbeiter jür ihre Lebenshaltung zu hoch set- 
en, sondern ich behaupte nur, daß die Löhne nicht im rich- 

tigen Verhältnis stehen zu den Löhnen der anderen Arbei- f 
ter. Der sozialdemokratische Redner hat Angaben über Löhne | 
emacht. Er sagte, der Bergarbeiter verdient 28.-FrS, der | 

Msenbahnarbeiter 26.-Frs. und ich setze dem envgegen, der | 

Bauarbeiter verdient 42.-Frs. TAglich, | 


(Zuruf: "Letztere sind Saisonarbeiter!") 


Das stimmt zum Teil; aber nicht alle Bauarbeiter, abgesehen \ 
von den Maurern, sind. Saisonarbeiter. Der Scisonarbeiter | | 
muss mehr verdienen, das unterstreiche ich, Aber 28,7, 1 | 
26.- und 42.-Ires. ist kein richtiges Verhältnis und es | 
führt dazu, daß die Hohmungen gerade für die lasse der \ 
EN in Vergleich zu ihrem Binioriten zu Teuer wer- 
Re | | 
(Zuruf des Abg. Petri:"Das zeigt, daß die anderen | 
Gruppen zu wenig haben!") 


) 

Wenn Sie den Lohn der anderen Handwerker steigern zu der | 
Höhe der Bauarbeiter, dann ist das richtig, Das ist ja die | 
| 

| 

| 

| 
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Taktik der freien Gewerkschaften, daß sie bei derartigen 
Verhandlungen nie Gewicht legt darauf, wie sich die Lohne 
auf die Gesamtlage der Arbeiterschaft auswirken. ES geht 
so, daß eine Gruppe als Stoßtrupp vorgeht, steigert die 
Löhne und die anderen sollen folgen. 


(Zuischenrufe der Linken, die aber unverständlich 
verhallen!) \ 
Also das Verhältnis 28. -, 26.- und 22.- Frs. wird zu UNn- 
gunsten der Arbeiterschaft noch mehr vergrößert, 


(Zuruf: "Soviel verdienen die Leute nicht!") | 


Der 22jährige Bauarbeiter verdient 5,20 [rS.pDro Stunde. | 
Das ist Mindesttariflohn. Qualitätsarbeiter verdienen '# 
entsprechend | 


Cy 


> 
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entsprechend mehr. 


(Zuruf des Herrn Abg.Brettar: "Sagen Sie mir, was 
die Unternehmer verdienen!” 


Beruhigen Sie sich, Sie werden von mir durchaus bedient 
werden. Nun könnte man sagen, wernm die Leistung dement- 
sprechend ist, kann der Arbeiter so viel und noch mehr 
verätenen. Meine Herren! Das ist nicht der Fall, und es 
ware Aufgabe der Unternehmer und der Arbeiterschaft, daß 
sie Sich gegenseitig verständigen zur ey der Leistung 
durch gemeinsame Maßnahmen. Wie es mit der Leistung in 
der Wirklichkeit manchmal aussieht, davon ein Beispiel: 
Vor einigen Tagen wurde mir von einem Sekretär der frei- 
en Gewerischaften der Bauarbeiter -ich will den Namen nicht 
nennen- folgendes mitgeteilt: 


In einer Gegend des Saargebietes arbeiten in einer 
Baugruppe auf der einen Seite eine Produitiv-Genossenschaft, 
hervorgegangen aus den freien Gewerkschaften, -Sie kennen 
Ja die Gründung- und auf der anderen Seite in derselben 
Gruppe ein Unterneliner. Der genannte Sekretär, der natür- 
lich ein Interesse daran hat, daß die Produktiv-Genossen- 
schaft auch etwas abwirft, hat nun die Leistungen der bei- 
den Gruppen kontrolliert. Er hat jolgendes interessante 
Resultat festgestellt: Die Grunde, die bei dem Unternehmer 
arbeitet, hat eine Leistung vo Ibracht, die pro Mann und 
Tag 2,6 Aubiämeter Mauerwerk ergibt, ae hat die Gruppe, 
die bei der Produktiv-Genosscenschaft arbeit, nur eine Lei- 
stung von 1,4 Kubirmeter in der gleichen Zeit und unter den 
selben Verhältnissen erzielt, Es war das gleiche Iaterial, 
die gleiche Zahl von Arbeitern; die Gruppen standen neben- 
einander, Der Sekretär sagte nun der Gruppe der Produktiv- 
genossenschaft, daß nichts anderes übrig bleibe, als ım * 
Akkord zu arbeiten, um die gleichen Leistungen zu erlangen, 
Die Arbeiter waren geneigt, auf die Aikordarbeit einzuge- 
hen, stellten aber eine Bedingung: Sie verlangten, daß die 
minder leistungsfähigen Arbeiter aus der Gruppe ausschei- 
den sollten, da sie nicht geneigt seien, jür diese mitzu- 
arbeiten. Meine Herren! Da’ liegt der Holsen, Die Sache ist 
nicht so, daß nur der Unternehmer das Bauen verteuert. Ich 
werde Ihnen nachher darüber Zahlen angeben, Daran können 


Sie sehen, ob nur die Unternehmergewinne das Bauen verteuern, 


Wenn überhaupt normale Verhältmisse auf dem Wohnungsmarkt, 
ir die Zukunft herauskoimen sollen, ist es notwendig, daß 
nternehmer und Arbeiter zusanmenstehen. ES ist außeror- 

dentlich leicht, meine Herren, die Lohnschraube zu drehen, 

Das geht sehr leicht, ohne, daß man etwas dabei ZU denken 

hat. Die Teuerungsschraube drückt sich immer mehr vorwarts, 

sie wird aber gedrückt durch die Lohnschraube. Ich weiß 

nicht, ob Sie den Sinn dieser Worte begreifen wollen oder 
nicht, Es besteht ein unrichtiges Verhältnis zwischen den 
beiden Lohngruppen. Oder können Sie es vertreten, dab der 

Bauarbeiter 42.-Fr, verdient und der Eisenbahner nur 20, 

Frs, Nach meiner Meinung muss der Eisenbahner dem Bauarbei- 

ter doch mindestens angenähert werden, Ich will das Kapitel 

verlassen und komme zu einem anderen, 


Has das Bauen im Saargebiet sonst noch außerordent- 
lich verteuert, das ist der außerordentlich teure Kredit. 
Meine Herren! Sie alle wissen, daß ein Bau, der entsteht, 
lange Zeit braucht, bis er fertig ist. Zwischendurch wird 
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Gela gebraucht und verausgabt. Das Geld ist für den In- 
ternehmer nur zu erhalten auf dem Wege des Kredits ES 
ist interessant, zu erfahren, wie im Saaroebiet diese 
Frage behandelt wird). Der Internehmer erhält Kredit 
von Baniien und die llehrzahl der Inmiernehmer ist nur 

an deutsche Baniten angeschiossen, Die ausländischen 
Banlsen kommen nicht in Frage. Man sollte nun vonseiten 
der Regierung dafür sorgen, daß der Unternehmer Geld 
bekommt zu einem annelmbaren Zinssatz, dem alles, was 
der Unternehmer für den Bau ausgibt, muss er bei der Ab- 
rechnung draufschlagen: Der Regierungskommission ist es 
nicht eingefallen, in dieser IMinsicht irgend etwas zu 
tun, Alles was sie an Geld übrig hat, bringt sie zu fran- 
zösischen Banien. Ich habe eine Nachweisung des Standes 
am 10,April bei verschiedenen Baniien, 


Die Lisenbahnhauptkasse hatte an genanntem Tage 
(10.April 1926) einen Bestand bei 


Banque Nationale de Credit #r,. 11.235.000, - 

IR, 750.000. - 

Doll, A 

Allgem, E1s. Bankgesellschaft Fan 380.000, - 

Bank für Saar und Rheinland r 10,000, - 

Landesbank " 3. 700, - 

Banque du khin r  4,650.000.- 
und bei der einzigen deutschen Stelle, 

BEL EOF. BETCHSDERE "I un, PERSON 53 390, - 

. Die Regierungshauptiasse hat vermutlich bei diesen fran- 


zösischen Banken (wenn sie auch nicht alle rein franzö- 
sisch sind, so. haben sie doch Überwiegend. französisches 
Kapital) 120 Miliionen Franiien, die Post 12 Millionen 
Fronlien hinterlegt. Bei den deutschen Banlsen, mit AuSs- 
nahme der 3580,-Franlken bei der Reichsbank, nichts!Nun 
könnte man vielleicht einwenden: Die Regierungskonmission 
hat darauf gesehen, daß ihr Geld sicher Be IST, 
denn sie ist der Bevölkerung verantwortlich dafür. Ist 
atese Sicherheit bei der angegebenen Anlage gewährlei- 
stet? Die bankmäßige Sicherheit der französischen Banlen 
wird bei der Inflation, wie sie in Franireich herrscht 
und gewaltsam übersehen wird, außerordentlich gering 
sein, Jedenfallg3 ist sie nicht größer, wahrscheinlich 
geringer, als bei den alteingesessenen deutschen Bank- 
instituten. Die französischen Banzen geben für das. | 
Geld 4 bis 5 % Zinsen. Das Geld ist nicht wertbeständig 
angelegt, entwertet Sich also fortwährend und die Regie- 
rungskonmisston bekom!.t Paptergeld zurück, mit anderen 
Worten, sie erhalt weniger zurück, ais sie hingegeben 
hat. kin großer Teil dieses Geldes geht sofort nach 
Frankreich, Nun stellen Sie sich vor, die Bauunternehmer 
würden dieses Geld erhalten; die Folgen waren geringes 
Risiko und billiges bauen bei nieärigem Zinssatz, ohne 
Wertbeständigieit, Rechnen Sie sich um, wie sich das 

auf die Mieten auswirkt, und Sie kommen zu dem Schluss, 
daß endlich Remedur geschaffen werden muss, Geschieht 

es nicht, wird der Baumarkt nicht finanziert, dann ver- 
en die Regierung ihre Pflicht zugunsten Frank- 
Fetichs. 


Die 
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Die Mietpreise werden natürlich durch alle diese 
Dinge in den Neubauten hochgetrieben. Der kommunistische 
Reäner hat vorhin gemeint, das käme von dem Profit, den 
die Unternehier einheinsen, Der Redner der. Sozialdeno- 
ratischen Fraiition hat darauf hingewiesen, daß Leute, 
die gebaut hätten, unter der Last zusaminenbrechen drohen, 
weil sie die Lasten nicht mehr aufbringen können, Es 
ist auch darauf hingewiesen worden, daß bereits leerste- 
hende Wohnungen da Seien, Es wird ziemlich alles darauf 
hrnauslaufen, daß der Unternehmer der bösartige Mensch 
sei, der das alles auf dem Gewissen habe. Ich werde Ihnen 
.üte Zahlen geben von Mieten in Neubauten, bei denen kein 
Unternehmergewinn in Frage kom..t. Die Städtische Siede- 
lungsgesellschoft der Stadt Saarbrücken baut Wohnungen 
in en Umfange und unter Ausnutzung aller technischen 
Möglichkeiten. Lie bringt das Geld zu sehr billigem ‚Zins- 
Pub auf. Sie hat 2,B, von der Landesbank der Rheinpro- 
vinz für das Baujahr 1925 rund 2 Iillionen Mark zu 
6,6 % Zinsen erhalten(Ich habe vorhin die Kredit-Zins- 
satze nicht angegeben, die die Bailien hier verlangen 
müssen. Es sind Sütze von 12, 15 und mehr Prozent), Die 
Stedlungsgesellschaft bekommt nun wie gesagt das Geld 
zu 6,6 % Zinsen von der Landesbani;, Darüber hinaus be- 
kommt sie für weiteres Geld von der Stadt einen Zinszu- 
schuss, der dann einsetzt, wenn die Ayla 6,6% 
übersteigt. Also kann man ruhig sagen, sie bekommt den 
größten Teil des Geldes zu dem sehr niedrigen Zinsfuß von 
6,6 % Die Bauten werden zu niedrigen Preisen ausgeführt, 
Die Ausschreibungen Bee sehr gedrüchkte Preise. Dann 
hat die Siedlungsgesellschaft keine große Verwal tung, Ein 
Gewinn komat nicht in Frage, Trotz der günstigen Zins- 
sätze und trotzdem die Siecdlungsgesellschaft die INeten 
nur aus der Verzinsung und der Amortisation ihres Kaptl- 
tals errechnet, steilen sich ihre Hietpreise wie Jolgt: 


Eine Zwei-Zimmer-Nohnung 170-186. -Fres., zum Teil 
200.-Frces. Die nächsten Wohnungen werden unter dem Drucke 
der Frankeninflation und der damit steigenden Löhne au 
250.- bis 260, -Frcs. pro Ionat komien,. Zine S-Zimmerwon- 
nung konıt auf 380,-Fres. 4-Zimnerwohnungen wurden nicht 
gebaut, und zwar deshalb nicht, weil die 4-Zimmerwohnun- 
gen wegen der hohen Miete nicht begehrt werden. Sie wür- 
den auf 5-600,-Fres. monatlich stehen, Das sind Mieten 
ohne Unternenmergewinn. Nun sagen Sie selbst, die Neubau- 
ten stehen leer, Bei der Siedlungsgesellschaft haben die 
Vier-Zimmer-Wohnungen reinen Absatz gejunden, Ste wurden 
nicht begehrt. Woran liegt das alles, meine Herren? Sie 
müssen doch zugeben, daß es ein Grund sein muss, der das 
alles bedingt. Und wenn Sie nachprüfen, dann werden Sie 
den Schluss kennen: Das Mißverhältnis zwischen den Mie- 
ten in alten Wohnungen und- denen in Neubauten ist schuld 
daran: €S IST viel Zu groß, 


| Ich werde zum Schluss noch einmal darauf eingehen, 
und ich hoffe, daß Sie sich dann dieser meiner schlüssigen 


Beweisjührung anschließen werden. 


Ich habe vorhin dargeleot, was die Regierungskon- 
nission In der Förderung des Nolmungsneubaues versäumt 
hat. Ich möchte fragen, was sie auf dem Gebiete geleistet 
hat und noch leisten will. Sie hat im Jahre 1921 gen 

| Nohnungsbauverband 
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Nohnungsbauverband gegründet und dieser hat gewirkt 
bis 1924, allerdings in einer Weise, daß nach Ablauf 
dieser Zeit sich alle Beteiligten darüber einig waren, 


daß es eim Fehlschlag var. Der WHohnungsbouverband hat sich 


nicht so 4 wie man es von ihm erwartet hat. Sie 
baut augenblicklich 100 Wohnungen in Saarbrücizen und 
10 Wohnungen in Neunkirchen für inre Bea ten. Das ist 
durchaus 2 und begrüßenswert, Sie hätte aber die- 
se Hohnungen schon viel früher und bill iger haben kön- 
nen. Vor Ca 4 Jahren ist die Regierungskommission an 
ate Unternehmer herangetreten und bat um Vorschlüge für 
Tohnungsbauten auf Kosten der Unternehmer und Vernie- 
tung an die Regierung. Damals hätte man die Wohnungen 
bauen können für 2 Millionen Franken und zu 8 % Verzin- 
sung. Die Regierungskommission hat das Angebot nicht an- 
enommen, Trotzdem der Gedanise von ihr ausgegangen war. . 
telleicht nat sie es deshalb nient Gngenoimen, weil die 
Finanzierung einer deutschen Großbank übertragen war, 
Damals war noch das Wort in Geltung: "Der Bosch zahlt 
alles",und es bestand die Meinung, all es, was Deutsch- 
land besäße gehöre Frankreich, das nicht dazu da sei, 
ücn "Saarboches” etwas davon abzugeben. Nun will sie 
20 Millionen Franken für Neubauten aufwenden (der Be- 
amtenfonds beträgt 40 Millionen, sovtel ich wei). 


(Zuruf des Herrn Staatskommissar Dr.Hein: 
"Insgesamt beträgt der Pensionsfonds 35 Mil- 
lionen Franken; davon gehen 15 Millionen Jür 
laufende Pensionen ab, sodaß 20 Millionen für 
Bauzsvecke übrig bleiben!" 


Von diesen 20 llillionen verden 3 Millionen für Sanie- 
ruUngSszüccke verwandt. Nun wurce schon In der Konmis- 
ston van lerm Staoteko.iissar isagt, daß das Deut- 
sche Reich das Abkon.en von Suden-Baden erst ra tLji- 
zieren müsse, bevor dieser Fond seiner Verwendung zuUgJe- 
‚ührt vird, Es wird höchste Zeit, da? die Gelder jlüs- 
stg gemacht werden, dem wumı der Juli herum ist, =daS 
verden mir auch die vachverständigen der Rexierung De* 
stätigen-, ist es nit dem Bauen J#r dieses Jahr auch vor- 
bei.LS ist höchste Zeit, das die Mittel jlüssig gemacht 
Berden und nit dem Bauen )ecommen vird, denn diejenigen, 
Cie keine Nohnung haben, warten da rauj! 


Noch cine Frage: Ich habe Ihnen gesagt, das die 
Löhne ondauernd un die Höhe gehen, nicht dem Hert nach, 
sondern nur zahlenmäßig, da der Wert des Franiien fortlau- 
Jend fällt. Da wäre es doch richtig, wenn die Regie-. 
rungskommission irgend etwas unternehmen würde, um die 
Suimnen wertbeständig sicherzustellen; wenn dies gesche- 
hen ist, kann es ihr gleichgültig sein, wie der ohn 
Sich steigert, Sie könnte die 120 Millionen, die bei 
Jranzösischen Banken liegen, wertbeständig anlegen, 
was dem Budget des Saargebietes zugute käne, 


Dann were noch zu wünschen, daß beim Bauen durch 
aüte kegtierungskommission in ganz anderer Weise vorgegan- 
en wird als jetzt. Bei der französischen ag ae R 
at man das zentralistische System. Das ist das"”schöne 
oystem, alles von: einer Stelle aus zu erledigen; das 
hat Herr Rault auch hier eingeführt, und es hat auch 

re auf ger ng Wenn aber die 
egterung mit Erfo auen Ww ann muss Sie 
Reg g Jolg » ER den 
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Baubeamten größere Vollmachten gewähren, Die Stadt Saar- 
brücken hat in aneriennenswerter Weise das Bauen ihrer 
Wohnungen vollständig von der Verwaltung losgelöst, Er- 
fFreulicherweise ist zu verzeichnen, daß die Regierung 

die freigewordenen Kasernen in St,Arnual der Stadt Sacr- 
brücken für Wohnungszwecke freigegeben hat. Es ist sehr 
erfreulich, besonders weil es so Schnell gegangen Ist, 
Wenn Sie bedenken, das vor garnicht langer Zeit noch ein 
dreijähriger Kampf zwischen der Regierung und der Stadt 
Saarbrüctien zu Ende gegangen ist, der den Zweci hatte, 
eine leerstehende Kaserne für Fortbildungsschulzwecke 

frei zu bekommen, dann kann nan sich nicht genug Jreuen, 
daß diese Kaserne in St,.Arnual so schnell jreigeworden 
ist, Bei dieser Gelegenheit möchte ich auch erwähnen, daß 
uns die Tütigkei. des Herrn Stephens sehr zugute gekommen 
ist, und ich glaube, es ist ihm vorzugsweise zu danisen, 
dad es so schnell ging; die französischen Beamten hatten 
hier wieder tausend Ausflüchte gefunden. Es ist schon ein 
kolossaler Fortschritt im Saargebiet, daß in der Angele- 
genheit des franz. Militärs eine deutliche Sprache geredet 
wird; das gibt uns die angenehnmsten Perspektiven für die 
Zukunft. Nur sollen wir hoffen, daß Herr Stephens nicht 
flügellahm gemacht wird durch die Dutzende oder Hunderte, 
die ihm den Knüppel zwischen die Beine zu werfen versu- 
chen, um ihn an seinen Vorhaben zu hindern, Vielleicht 
sind deshalb in dem Verordnungsentwurf der Regierungsiom- 
mission die Bestimmungen über die Beschlagnahinung von Woh- 
ul Offiziere nur ein Druckfehler, Es sind aber 
auch darin enthalten die Beschlagnchmungn jür Militärwoh- 
nungen, Wohnungen der Beamten und Zollbeamten. Dann hat die 
Regierung noch 16 Wohnungen für Zollbeamte von der Stadt 
angefordert, Die Zollbeamten haben der Sauargebietsbevölke- 
rung schon ein gewaltiges Stück Geld gekostet; es sind 
Wohnungen für sie gebcut worden, die garnicht nötig waren. 
Ich erinnere Sie nur an die Tatsache, daß in Limbach Zoll- 
bauten aufoejührt wurden, die hinterher nicht gebraucht 
wurden, für die man noch einen Pächter sucht, der die Dau- 
ten abnimmt, Für diese überflüssigen Bauten hätte man in 
Saarbrücken die 16 Wohnungen ganz gut herstellen können, 


Meine Herren! Ich habe Ihnen gesagt, was die Regte- 
rung getan hat für die Förderung des Vohnungsneubaues, 85 
ist wenig. Im Wesentlichen beruht die ganze Bautätigkeit 
im Saargebiet auf der Interstützung durch das Reich, Die 
Landesbank der Rheinprovinz in Düsseldorf gibt fortlaujend 
Baugeld aus. So hat die Siedlungsgesellschaft der Stadt 
Saarbrücken 2 Millionen Mark zu einem billigen Zinsfub er- 
halten. Sie gibt deshalb diese Summen, weil man sich sagt, 
das Saargebiet ist ein Teil des deutschen Reiches, Ich wün- 
sche, daß auch hier die Konkurrenz der Saarregierung ein- 
seizen wird. Nun wird Jast he | N Mira von der gemein- 
nützigen Siedlungsgesellschaft,und überall wird geuinscht 
und gefordert, daß die private Bautätigkeit einsetzt. Wie 
kann man diese anregen? Sie kann nicht angeregt werden, 
wenn man sieht, daß neuhebaute Häuser lange Zeit leerste- 
hen. In der Feidmannstraße und an anderen Stellen stehen 
Hiuser schon über ein Jahr leer, weil sie keinen Mieter 
und keinen Käufer finden. Das gehi nicht! Man muss. Dersu- 
chen, diejenigen, die Mittel zum Bauen haben, auch zum 
Bauen zu bringen, Und dezu kann man Ste DTINGER, wenn man 
ihnen die Aussicht eröfinet, das sie in absehbarer Zeit 
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aus der Hohnung herausgedrängt werden, Allerdings kann 
man das System nicht auf alle Wohnungen ausdehnen, denn 
es wäre unmöglich, auf einmal die ganze Zahl von Wohnun- 
gen zu schaffen, die dazu erforderlich wären. Wir haben 
uns deshalb gesagt, es muss ein Maßstab gejfunden werden, 
wo man mit dem Druck einsetzt. Vielleicht wäre die Zahl 
der Zimmer eine geeignete Basis; da der Bedarf aber ver- 
schieden ist, hätte man vielleicht damit auch den minderbe- 
mittelten Mann mit starker Familie getroffen. Dann kam 
man. auf den Gedanken (diesen hat auch die Soztialdemokra- 
tische Fraition vertreten), das Einkommen zugrunde ZU 
legen. Wenn ich nicht irre, hat die Sorialdemolratische 
Fraktion den Vorschlag gemacht, denjenigen Mietern, die 
über 10.000. -Goldfranien Einkoninen haben, den A ee 
schutz zu entziehen, Die Sozialdemokratische Fraktion hat 
sich überzeugen lassen, daß die Durchführung kaum möglich 
ist, da hierzu ein großer Beamtenapparat erforderlich ist 
un die nötigen Feststellungen zu machen. Die Einkonmen_der 
reien Berufe schwonien zudem fortwährend, und da das Ein- 
onen nur nach der Besteuerung festgestellt werden_kann, 
ist dieser Vorschlag keine geeignete Grundlage. Im Laufe 
der Beratung kam man nun dazu, einen Mindestmietpreis als 
Grundlage zu nchmen, Von meiner Fraiition wurde der Vor- 
. schlag gemacht, auf den Satz von 1000. -MHark Friedensmie- 
te herunterzugehen, umsomehr, als der Vorschlag von ei- 
nem Vertreter der Arbeiterschaft in einer Vertreterver- 
saminlung meiner Partei gemacht wurde, Mir haben uns ge- 
sagt, die Zahl von 2500. -Friedensmark, welche die Regie- 
rungskonmission, Abteilung des Innern, vorgeschlagen hat, 
kommt nicht in Frage, denn. selbst in der Stadt Saarbrük- 
ken sind außerordentlich wenig Wohnungen, die cine sol- 
che Miete aufweisen. (lan müsste diesen Vorschlag als 
einen schlechten Scherz bezeichnen), Nun wollte man sich 
in der Kommission auf eine Zahl einigen und besonders des- 
halb, weil die Abteilung des Innern den Schein erweckt 
hat, daß, wenn die 3 großen Parteien einig würden, wahr- 
scheinlich dieser Vorschlag der Regierungskommisston emp- 
fohlen werde, Sehr lange hat man sich in der Kommisston 
darüber unterhalten und kam zu dem Kompromiss, einen Satz 
von 1500.-Friedensmark PERRSCIE 22ER. Tenn meine Partei 
zugestimmt hat, so geschah es deshalb um die Einigung ZU 
erzielen und die Hunge auf. den Nohnungsmarkt in Flub zu 
bringen, Wenn für.Wohnungen über 1400, -Mark Friedensmiete 
freie Vereinbarung herrscht, so belebt sich der Wohnungs- 
markt und die Auswirkung kann man nach ungefähr einem Jah- 
re feststellen. Aus anderen großen Stadten wie München und 
Bremen wird berichtet. daß die Erfahrungen durchaus be- 
friedigend sind, Machen wir gute Erfahrungen, dann konnen 
wir hoffen, daß wir den Wohnungsbau über diesen Weg JOr- 
dern werden. Die Steigerung der Mieten in alten Häusern 
wird ein Anreiz sein, zul Kan der Neubauten, Etwas an- 
üeres gibt es arnicht, keine Luxussteuer und sonst nichts. 
Erst wenn die Mieten der alten HWohnungen den Neubauten an- 
genähert werden, dann kommt auch derjenige, der ın einer 
alten Wohnung sitzt, dazu, daß er sich für eine neue Toh- 
nung interessiert. Wir hatten gedacht, der Regierung den 
Vorschlag machen zu können, die Goldmieten einzuführen, 
Es steht dem aber entgeoen, daß im Saargebiet doch nicht 
das ganze Wirtschaftsleben auf Goldbasis ee 
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Es ist auch nicht wünschensvert, Ich verkenne dabei kei- 
nesweos die Gefahr und die Schädigungen der Doppelwäh- | 
rung. Die Regierung hat uns nun einen Vorschlag gemacht, | 
sie wolle lieber auf der Indezzahl aufbauen, Nach unse- 
rem Dafürhalten hat die Regierung nicht erreicht, was sie | 
hätte erreichen können, Wir sind überhaupt der Meinung ge- | 
wesen, daß man für den Hausbesitzer, der außerordentlich | 
gelitten hat, etwas mehr hätte tun können, Wir haben aber | 
das Wenige angenommen, um zu einem Kompromiss zu kominen, | 
Noch ein Wort über die Ilieten, die sp&ier ZU bezehlen sind, | 
über die Möglichkeit, sie zu bezchlen. ES wird da haupt- 
 sächlieh von der Linken darauf hingawiesen, daß es garnicht | 
möglich sei, derartige Mieten zu zahlen, das sei mii dem 
Einkonminen, das man jetzt beziehe, durchaus unmöglich, Wenn | 
man die Sache sich umgekehrt vorstellt, wenn man sich Dor- 
stellt, daß unter dem Druck der Miete, die mit zur Lebens- 
haltung gehört, die Einkommen nach oben geirteven werden 
können, so muss Jeder doch zu der von uns vertretenen Auf- 
fassung kommen, Wir werden, je mehr die Neubauten vermehrt 
‘werden, doch dazu übergehen müssen, die Mieten iw den al- 
ten Häusern zu erhöhen, Denn wenn alle Unternehmergewinne 
und alles sonstige wegfällt, bleiben doch die Hieien in 
den Neubauten hoch und sie drücken automatisch die Einkom- 
men in die Höhe, Der einzige Stand, der unter dte Rader 
käme, wenn die Einkommen durch diesen Druck erhöht würden, 
wäre die Beamtenschaft. Da haben wir in unserer Fraktion 
den Vorschlag gemacht, die ag Ben Sue Tr möge es 
sich überleoen, ob man nicht den Nohnungsgeldzuschuss Für 
die Beamten wieder einführen soll, Das würe eine Möglich- 
keit, die Beamtenschaft schadlos ZU halten. Fine Antwort 
auf den Vorschlag habem wir bis Jetzt nicht erhalten. 


Die Stadt Saarbrücken verfügt Über eine Anzahl ge- 
werblicher Räume, für welche sie vor einiger Zeil die Hie- 
te auf 1,60 pro qm. Sesigesetzt hat. sie basiert auf Gold- 
mark, was sie unter lebhafter Mitwirkung der beiden Liniis- 
parteien getan hat, Die Handwerkskammer. hai vor dem Krie- 
a > Fo} 150.-Nark bezahlt, Das war die Miete jur eine 

ohnung. Heute zahlt sie ungefähr 4000, -Franken, Hier war 
die Linke bereit, die Sätze zu steigern, aber bei Privat- 
leuten bezeichnet sie es als nicht erjorderlich. 


Zum Schiuss noch a zu den, was die Herren 
Vorredner behandelt haben. ich habe vorhin schon gesagt, 
das ner Kommissionsbeschluss ein Kompromiss darstellt, ter 
uns nicht befriedigt, Die Wohnungszwongswirtschaft muss 
durchbrochen werden, und wenn gesagt wird, daD die Erhö- 
hung der Mieten die Zwangswirtschaft durcnbricht, SO TSt 
das richtig, denn. dann Tritt das ein, was die Soztaldemo- 
kraten inbezug auf Luzussteuer für Wohnungen haben wollen, 
Denn wird auch der Mieter, der in einer zu großen Wohnung 
sitzt, zusammenrücken und sich nach der Decke strecken. 


Eine Aufwertung der Forderungen aus Hypothelen ist 
selbstverständlich, Wir werden aber heute keinen Antrag 
stellen, weil der Verband der Hupothelrengläubiger den Wunsch 
nat, daß man abwarten solle, bis die Frage ii eich ent- 
schieden sei, da Hoffnung bestände, daß einge andere Rege- 
lung getroffen werde, wie d?e gegenwärtige und die kegte- 
rungskommission einer anderen Regelung dann nicht mehr 
nachkame. 
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nuchkäüme, Diese Wünsche sind zu berücksichtigen, und 


ich empfehle der Zentrumspartei, ihren Antrag zurück- 
zustellen, 


Nas die Wohnungsbauabgabe anlangt, stehen wir 
nicht au)’ dem Standpunzt der anderen Parteien. Wir ha- 
ben gesagt,der Hausbesitzer hat so und solange unter 
der Zuwangswirtschaft gelitten, daß ihm jetzt eine Schon- 
zeit gebührt, daß aber später über eine Abgabe zu spre- 
chen Sei, die dem Wohnungsmarkt zugute käme. 


’ 


Alle Parteien ohne Ausnahme waren dafür, daß 
alte Zwangswirtschaft beseitigt werden müsse. Von der. Lin- 
ken musste man es zwischen den Zeilen lesen, und wenn 
Herr Heckler erzählt hat von schlechten Wohnungen, von 
Ungeziefer u.dgl. Dinge, so hat auch er indirekt für 
die Beseitigung der Zuangswirtschaft gesprochen, zumal 
er sagte, da. der Hausbesitzer die Lasten für Instand- 
haltung der Häuser nicht mehr aufbringt. Die RE MÜS 
sen aufgebracht werden, denn des werden Sie (zu der Lin- 
ken) nicht erreichen, daß man baut und nicht verzinst und 
amortisiert, 


(Zurufe: "Sehr richtig! ") 


ES gibt mur das eine, Kapital wird angelegt, verzinst 
und wird amortisiert. Es wird abgeschrieben, denn auch 
ein Haus geht einmal zugrunde. Jetzt haben wir zwei Ar- 
ten von Mieter:! erstens, die schlechtgestellten, die, 
selbst bei fortfallen des Unternehmergewinnes, für 2 
Zimmer und Küche 200.-Froniien monatlich und mehr zah- 
len müssen, während die anderen Mieter, die vielleicht 
wohlhabende Leute sind, für das gleiche Geld ‚in schön 
ausgestatteten Wohnungen sitzen. Alle die Beispiele 
Sprechen dajür, die Zuwangswirtschaft sowohl im Interesse 
des Mieter als auch der Vermieter aufzuheben. Ich hoffe, 
daß der Herr Staatsikiommissar der Regierungsionmisston 
berichtet -nicht wie das Stenogramm lautet-, sondern 
wie der Unterton der Verhandlung war, Die Zwangswirt- 
schaft hat ungeheuere Schäden im Gefolge für Mieter und 
Vermieter und die Regierungskommission muss, wenn sie 
auf die Bevöliserung Rücksicht nimmt, die Vorschläge des 
Landesrates annehien. Wenn sie das nicht tut, dann muss 
man ihr sagen, sie ist beherrscht von bösem Willen, sie 
nimmt keine Rücksicht ouf die Bevölkerung sondern Setzt 
Sich ein für die Interessen derjenigen, die ohnehin schon 
ar einheimischen Bevölkerung das Leben sauer genug ma- 
chen, 
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Glocke des Vorsitzenden! 
Vorsitzender Scheuer: Herr Schmelzer, ich muss diese Bemerkung 
entschieden zurücinmeisen, j 


Abg, Schmelzer (DSV): Herr Vorsitzender, Sie heben mich alsch 
verstanden; ich habe gesagt: "wenn die Regterungs!sommis- 
ston das nicht tut, usw, "; 


Vorsitzender: 


nm 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 
Albert! 


Abg. Albert (WM.P.): Meine Herren! Die seit einem Jahrzehnt 
über das Wohnungswesen verhängte Zwangswirtschaft hat 
Sich zu einem Krebsschaden an unserem Volkskörper ausge- 
wirkt. Die einem jeden Rechts- und Kulturstaate heiligen 
Begriffe von Recht und Eigentum sind beim Haus- und 
Grundbesitz durch das unselige System der Zwangswirt- 
schaft so gut wie beseitigt worden, ÜUnter ihm leidet 
aber nicht nur der Hausbesitzer moralisch und materiell I 
RÄT sondern, weil das System auch ebenso | 
wi tschaftsfeindlich ist, zieht es die weitesten Kreise | 
des Wirtschaftslebens in den Bannkreis seiner verheeren- 
den Wirkungen. Diese Erkenntnis hat sich längst durch- | 
gesetzt und zwar vornehmlich in den Kreisen des Mittel- | 
und Arbeiterstandes, die am schwersten von den Folgen 
getroffen werden. Man erkennt immer mehr, daß das ange- 
wandte System uns niemals die ersehnte Gesundung auf dem 
Wohnungsmarkte bringen kann. Die künstlich erst durch 
die Zuangswirtschaft geschaffene Wohnungsnor muss. im 
Gegenteil mit der Dauer ihrer Aufrechterhaltung immer 
mehr zunehmen, Die unvernünftige und im höchsten Maße 
unmoralische Mietpreispolitik bannt geradezu alles in | 
den zwangsbewirtschafteten Wohnungen. Während dadurch 
die ip Masse schwer leidet, verfügen auf der ande- | 
ren Seite ungezählte Mieter über eine Wohnraumzahl, die 
sie zu normalen Zeiten nach Maßgabe ihrer Verhäl tmisse 
und Einnahmen sich niemals hätten leisten können. Heu- 
te aber, wo das Wohnen seit Jahren nahezu kostenlos ist 
und in der Zeit der zweiten Inflation wieder einmal das- 
Jenige ist, was von Monat zu Monat billiger wird, wüh- 
rend alles sich weitmöglichst durch wirischaftliche 
Preiskalkulation zu schützen weiß, da wird sich nach 
menschlichem Ermessen freiwillig wohl keiner finden, 
der auch nur einen Raum abtritt, geschweige gar eine gan- 
ze Wohnung. Die angewandte Mieipreispolitik verursacht 
im Gegenteil die Flucht aus den Neubauven zurück zum 
zwangsbewirtschafteten Wohnraum. 


In Wahrheit.kann aber von einer Wohnungsnot, wie 
sie von den Verfechtern und Interessenten der Wohnungs- 
zuangswirtschaft so eifrig vertreten wird, gar keine Rede 

sein. Das beweisen statistische Zahlen schon zur Ge- 

‚.. müge. Es fehlt weniger an Wohnraum als_an_der endlichen 
| erechten und wirtschafilich notwendigen Verteilung_des 
aren Wohnraumes. Diese wird erreicht in erster 
Linie durch Festsetzung einer, den gerechten Ansprüchen 
und den Verpflichtungen des Hauseigentümers kechnung tra- 
gende Miete und durch Aufhebung der jeder gerechten Ver- 
teilung widersprechenden Beschlagnahme und Zwangszutei- 
lung von Wohnungen. 


Es ist wirklich bedauerlich, daß die kegierung 
dieser Erkenntnis in ihrem Entwurf so bitter wenig Kech- 
nung getragen hat. Die Haus- und Grundbesiizer hatten 
nach all den. Anträgen und Forderungen, die der Verband 
der Haus- und Grunübesitzer--Vereine für das Saargebiet 
und die große Zahl anderer wirtschafilicher Korporationen | 
an die Regierung gestellt hat, eine stärkere Berücksich- 
tigung erwartet. Des Pudels Kern ist aber wohl der, | 
dal sich die Regierung bei Abfassung ihres Erniwurjes 
stützen konnte auf eine Zahl von etwa 21000 Wohnungssu- 
chenden für das Saargebiet. Damit hatten die 

verschiedenen 
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verschiedenen llohnungsämter au)’ Grund ihrer mysteriösen | 
Aufzeichnungen der Regierung aufgzwartet. Diese durch- | 
aus falsche Darstellung wird durch die Revision der | 
Listen der RE marer, die die Regierung auf Grund 
der so lange erhobenen Forderungen des Haus- und Grund- 
besitzerverbandes endlich verfügt nat, hoffentlich bal- 
aigst ins rechte Licht gerückt werden. Mir erwarten, 

das als Erfolg der Verhandlungen des heutigen Tages die 
Regierung nunmehr beschleunigt eine Verordnung erlässt, 
die den gerechten Forderungen des Hausbesitzes Rechnung 
trägt und wodurch endlich die Krise eine Abschwächung er- 
Jüährt, die Handwerk, Handel und Gewerbe durch das fast 
völlige Stilliegen der privaten Bautätigkeit sei Jahren 
durchmachen. 


Dafür aber, meine Herren, ist die Wiederherstellung. 
der Rentabilität des Haus- und Grundbesitzes eine dringen- 
de BE TBUNG. Selbstverständlich ist, daß kein Iit- 
tel unversucht bleiben darf, Baugelder zu günstigsten Sät- 
zen zur Hebung des Privatbaues zu beschaffen, die uner- 
Schwinglichen Straßenkosten herabzusetzen und langfristig 
zu Stunden, sowie alle Bauten, die mit öffentlichen Zu- 
Schussgeldern errichtet werden, von allen hemmenden Be- 
Stimmungen freizuhalten. 


Meine Herren! Die immer wieder erhobenen Forde- 
rungen der Haus- und Grundbesitzer des Saargebietes sind 
den einzelnen Fraktionen bekannt. Ich will diese hier u 
nicht wieder im Wortlaut erheben, sondern ich bitte Sie, | 
ütesen Forderungen endlich die gerechte Würdigung zuteil | 
werden zu lassen. Setzen Sie sich dafür ein, daß dem | 
Hausbesitzer an Einnahmen aus seinem Hause endlich wieder | 
das zukommt, was man ihm zum Schaden der Allgemeinheit 
nun lange genug vorenthalten hat. Berücksichtigen Sie vor | 
allem auch die Forderungen des Haus- und Grundbesitzes, | 
die ihm wieder das in jedem Kulturstaate selbstverständ- 
ltch unbeschränkte Recht am Eigentum zurückgeben sollen, 


Fehlt es dem Landesrat auch rechtlich an der Macht, 
seinen Entschlüssen bei der Regierung den entsprechenden 
Nachdruck zu verleihen, so dürfen wir wohl annehmen, daß 
Sich die Regierung moralisch verpflichtet fühlt, die 
dringenden Wünsche einer so lange entrechteten Bevölke- 
rungSsSschicht nicht ungehört verhallen zu lassen, Sorgen 
öte bitte dafür, daß der 1.Juli als ein Wendepunkt zum 

Besseren in der Geschichte der Wohnungszwangswirtschaft 
des Saargebietes wird. 


Vorsitzender Scheuer: Meine Herren! Ich möchte fragen, ob 
gewünscht wird, in eine Mittagspause einzutreten. Über 
die Wohnungsvorlage ist über 6 Artikel abzustimmen und 
üte weiteren Punkte der Tagesordnung werden Ja wunschge- 
maß debattenlos verabschiedet. Es wird somit die Abstim- 
mung nur eine kurze Zeit in Anspruch nehmen. 


(Zurufe: "Mittagspause einlegen!") 


nassen dann eine Mittagspause eintreten und beginnen 
um 2 Uhr, 


en 


A 


er‘ 


Schluss der Vormittagssitzung 12 Uhr 45 Minuten. 
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Vorsitzender Scheuer: Me ine Herren! Wir fahren in der Ver- 
handlung fort! (2 = 2% Barbnit tage. 

Der Herr Abg.Schmelzer hat heute morgen ge- 
sprochen von “eld,das nicht stinkt und daß die Regie-. 
rungskommission ihre Pflicht verletzt hätte. Ich nehme 
an,daß er keinen persönlichen Vorwurf einem NMitgliede 
der elerungskommission machen wollte,sonst müßte ich 
eine solche Beleidigung entschieden zurückweisen. 


In der letzten Sitzung hat der Herr Abgeordne- 
te Dr.von Vopelius gesagt:" Es erhebt sich nun von 
selbst die Frage, wie kommt Herr Descouvieres,der Bean- 
te der Interalliierten Rheinlandkommission in diese 
Angelegenheit hinein? Ohne Vorwissen des Herrn lambert 
doch unmöglich.Dann aber auch :Gibt er seine Informa- 
tionen an Ihomson Houston um Gotteslohn oder ver- 
wechselt er das Saargebiet mit Panama und im letzte- 
ren Falle ,wie weit ist Herr lambert daran beteiligt ?" 

.. Dieser »atz verstößt,so wie er gesprochen 
wurde in schwerster Weise gegen den $ 22 der Geschäfts- 
ordnung.Herr Dr.von Vopelius hat jedoch erklärt,daß er 
nur sagen wollte,daß es nach seiner Ansicht vielleicht 

' an der genügenden Aufsicht gefehlt hat und daß er in 
keiner Neise dem Herrn Minister Lambert persönlich 
einen Vorwurf machen wollte. 


Ferner hat der Herr Abgeordnete Becker in der 
letzten Sitzung den Vertrag mit der Grube als einen 
Betrug bezeichnet und hat von mangelnder Staatsmoral 
und Korruption in einer \ieise gesprochen,die ich nach- 
träglich entschieden zurückweisen muß. 


og sunsıydmeBousgs 48720444005 U 7 


Das Wort hat der Herr Abgeordnete Decker! 


Abg. Becker (Z): Meine Herren! Ich habe in meiner Rede aus- 
drücklich ausgeführt,daß ich mir über die gegenwärtige 
Enge rung kein Urteil erlauben würde. Meine \usführungen 
galten der hegierung Rault,Moltke,Lambert. Diese Hegie- 
rungskommission gehört der Vergangenheit an und ich 


gweifle nicht,daß die Geschichte über diese sprechen 
wird. 


Du 


Si 


Vorsitzender Scheuer: Diese Bemerkung verstößt wiederum gegen 
| der Geschäftsordnung und weise sie deshalb auf 
das schärfste zurück. 


| 
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Wir kommen zur Abstimmung über die Vorlage bet, 
Neuregelung der Bestimmungen über 
a Re reer 


Es herrschte Einstimmigkeit in der Kommission über die 
meisten Artikel. Abzustimmen ist lediglich über die Ar- 
tikel 3; 9a; 24 , 24a, und 48. 


Wir kommen zu Artikel 3 der Vorlage ‚Seite 
2 und 3 des Kommissionsberichtes. Hierzu Tautet ein Nin- 
derheitsantrag auf Streichung der Ziffer 1. 


Für diesen Antrag stimmte in der Kommission 
der Antragsteller allein,die übrigen Mitglieder dagegen. 


| Die Mehrheit hat zu dieser Ziffer 1 des Art.3 
folgenden Nachsatz beantragt: 


"Dies soll sich jedoch nur auf Liegenschaften 
beziehen, die vor dem 10.1.1920 Eigentum der 
Bergwerksverwaltung waren." | 


Dieser Antrag wurde in der Kommission mit allen gegen 
1 Stimme angenomnen. 


Das Wort hat der Herr Abg. Reinhard ! 


\bg. Reinhard (KP): Meine Herren! Ich bitte _zu bedenken, daß 
hre Stellungnahme der Pe IBe re FR INS zweifellos die 

Zustände billigt, wie sie bisher bestanden haben. Die 
Bergwerksverwaltung geht dazu über und schmeißt die Ar- 
beiter auf die Straße und dieses Eriyjleg nat sie auf- 
Br des Vertrages von Versailles. Wir können diese 
Stellungnahme nicht begreifen. Die Wohnungsverordnung 
ist ein Unrecht, wenn man die Wohnungen der Bergwerks- 
verwaltung freiläßt. Wir überlassen Ihnen die Verant- 
wortung und beantragen, daß diese Ziffer gestrichen wırd. 
Wenn Sie gleiches Kecht für alle schaffen wollen,müs- 
sen Die unserem Antrag zustimmen. 


orsitzender: Das Wort hat der Herr Abg. Schmelzer ! 


\be. Schmelzer (DSV): Wir lehnen alle den Versailler Vertrag 
| ab, aber den Banpf gagen das Saarstatut beginnt man 
nicht an den Bestimmungen für das Wohnungswesen. Außer- 
dem treiben wir praktische Politik. Sie wissen,daß Ihre 
Anträge agitatorischen \ert haben. 
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(Zuruf des Abg. Reinhard: Das ist eine Unver- 
schäntheit ! 


- Glocke des Vorsitzenden - 





orsitzender: Wir haben uns über diese prinzipiellen Fragen 
ei der Beratung in der Kommission genügend unterhalten 
und ich halte es für age pic here och keine Partei 
ihren Standpunkt verlassen wird,daß wir uns eine Debat- 
te ersparen. | 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Petri! 
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Abg. Petri (SP): Es wundert mich,daß der Antrag der kommu- 
nistischen Fartei ein Agjtation antrag sein soll. Ich 
erinnere mich, daß Ihre Fartei (zu der Deutsch-Saar- 
ländischen Volkspartei gewandt) sowie auch die Zentruns- 
ve bei früheren Beratungen dafür eingetreten sind, 

aß der Dergwerksdirektion keinerlei Ktirilogien zuge- 
standen werden sollen. Im Friedensvertrag ist nichts 
von Privilegien gesagt und wir sind deshälb auch für 
Streichung. 


Vorsitzender: Ich muß noch auf einen Irrtum in den Ausfüh- 

rungen des Herrn Abgeordneten Reinhard hinweisen. Es 

handelt sich nicht um Häuser, die 1920 erbaut worden 

sind, sondern um solche, die 1920 in den Besitz der 
Bergwerksdirektion übergegangen sind. 


Meine Herren! Wir kommen dann zur Abstimmung. 


Zu Artikel 3_ lautet ein Antrag der Minderheit auf 
Streichung der Ziffer 1. 


Wer für die Streichung dieser Ziffer ist,möge 
die Hand erheben. 


Dafür stimmt die Linke. Die übrigen Fraktionen 
dagegen. 


Ein Antrag der Mehrheit zu Ziffer ] lautet: 


"Die Ziffer 1 des Artikel 3 erhält folgenden 
Nachsatz: 


"Dies soll sichjedoch nur auf Liegenschaften 
beziehen,die vor este 10.1.1920 Eigentum der 
rgwerksverwaltung waren. " 
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Wer für diesen Antrag ist,möge die Hand erheben. Dafür 
stimmen Zentrum und Deutsch-saarländische Volkspartei. 


Wir kommen dann zu Ziffer 3 des Artikels 3. 
Hierzu liegt folgender \inderheitsantrag vor: 


"Als Wohltätigkeitsanstalten gelten nicht 
die Pfarrwohnungen. " 


a 


-g 


Wer für diesen Antrag ist,möge die Hand erheben. Dafür 
stimmen Kommunisten und Sozialdemokraten. Zentrum und 
Deutsch-Sasrländische Volkspartei stimmen dagegen. 


Wir kommen dann zu Artikel 3a,welcher hinter 
Artikel 3 eingeschoben werden soll. Die Fassung dieses 
Artikels lautet: 





7Vv 









ae 


| "Wohnungen, deren Friedensmiete l500.-Nark über- 
steigt, unterliegen den Bestimmungen der vorliegenden 
Verordnung mit Ausnahme der Destimmung des Artikel 48 
nicht,gewerbliche Räume nur,soweit sie von Kleingewerbe- 
treibenden benutzt werden. 

ee von Räumen,die nach den vorstehen- 
den Bestimmungen von der Zwangswirtschaft befreit werden, 
jst,soweit nicht vertraglich eine längere Frist verein- 
bart ist, zulässig mit einer Frege er era von 6 Nona- 
ten. Die Frist beginnt zu laufen mit dem in Absatz 1 fest- 
gesetzten Zeitpunkt. | 
Die Kündigungsfrist kann für Wohnräume bis zu 
9 Monaten verlängert werden, falls der Mieter nachweist, 
daß er trotz seiner Bemühungen eine wi Wohnung 
oder andere wg She Räume nicht hat finden können, 
Falls einwandfrei nachgewiesen wird,daß ein Mie- 

ter einen Neubau begonnen hatkann diese Frist auf nin- 
destens 12 Monate verlängert werden. _ 

; er dıe Verlängerung der Kündigungsfrist be- 
Brhliehen die Mieteinigungsämter bezw. das Nevıslonsge- 
richt. 


g. Petri (SP): Wir haben dazu einen Antrag vorgelegt.Die Fassung 
des Protokolls der letzten Kommissionssitzung hat uns be- 
lehrt,daß eine Unklarheit herrscht. Wir haben deshalb noch 
nachträglich folgenden Antrag einzubringen: 


"Der Artikel 3a Abs.1l erhält folgende Fassung: 


Wohnungen ‚deren Friedensmiete 1500.-M über- 
el ai irata pn den Bestimmungen der .. SWOR® 
liegenden Verordnung mit Ausnahme der Bestimmung. des 
Artikels 48 nicht,gewerbliche Räume nur,soweit die 
Existenz der Gewerbetreibenden gefährdet wird." 
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Irsitzender Scheuer: Ist der Antrag bekannt 7 
(Zurufe aus dem Zentrun: Wir stimmen zu !) 


(Zurufe der Linken: Wir bitten die Abstimmung hierüber 
zurückzustellen! 


Es ist beantragt, die Abstimmung über den Antrag'noch 
zurückzustellen. 


ae 


3 


. Mir kommen dann zu Absatz 4. Da besteht die, 
en Änderung darin,daß es ursprünglich hieß: kann diese 
rist, und daß es jetzt heißen soll:ist diese Frist usw. 


a ——— nn 


Das Wort hat der Herr Abg. Becker! 


8. Becker (Z): Ich bin der Meinung,daß man das den Gerichten 
: bezw. dem dr da rag ruhig überlassen kann. Des 
sind doch Leute, die das verstehen und die schon dafür 
sorgen, daß es richtig angeordnet wird. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender Scheuer: Dann ist noch der eine Unterschied 
wegen dem Nort : "wenigstens". Kann darüber abgestimmt 
werden? Dann stimmen wir zunächst _ über den Kommis- 
sionsantrag in der ursprünglichen Fassung ab: 


"Falls einwandfrei nachgewiesen wird,daß ein 
Mieter einen Neubau begonnen hat,kann diese 
Frist auf 12 Monate verlängert werden. " 


Wer für diese Fassung ist wolle die Sand erheben, Da- 
ann asien Zentrum und Deutsch-Saarländische Volks- 
partei. 


Wer für die Fassung des Herrn Abe. Fetri ist 
möge die Hand erheben.- Dafür stimmen Sozialdemokraten 
und Kommunisten. 


Wir kommen dann zu Artikel 22 des Kommissions- 
berichtes ‚weite 11. : a 
satz l und 2 sind unverändert einstimmig an- 
genommen. | 
Zu Absatz 3 lautet ein Mehrheitsbeschluß: 


Die Worte "eingeschriebenen und mit Gründen 
versehenen" 

sind zu streichen und dafür ist zu setzen: 

'nachweislichen" 
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Der Absatz würde sodann lauten: 


"Die Kun vsgpen darf weiter nicht versagt wer- 
den,wenn der Nieter oder eine zu seinem Haus- 
stand gehörende Person sich ungeachtet eıner 
nachweislichen Abmahnung usw." 


Gegen diese Änderung stimmten in der Kommission die 
ertreter der Sozialdemokraten: die übrigen Mitglieder 
stimmten für diese Änderung. 


 — 


| Ich lasse über den Mehrheitsantrag abstimmen. 
Wer für den Mehrheitsbeschluß ist,möge die Hand erhe- 
ben. -Dafür stimmen Zentrum und Deutsch-Saarländische 
Volkspartei. | 
Wer sich dem Minderheitsantrag anschließt, 
wolle die Hand erheben. 
Hierfür stimmen Sozialdemokarten und Kommu- 


Cy 


nısten. 


Dann kommen wir zu Artikel 24 (Seite 12 des 
Kommissions-Berichts | ER 
satz l ist unverändert einstimmig angenommen. 


Abg. Petri (SP): Zu Artikel 23 haben wir noch einen Antrag 
. vorliegen. 


7Vv 


Vorsitzender: 








RR: 0 


VOrBKREun Scheuer: Auf diesen Antrag kommen wir bei 3% 48 

zurück. 

Also zu Artikel 24 (Kommissions-Bericht Seite 12) 
soll der Absatz 2 folgende Fassung erhalten: 


"Der am 1.7.1914 gezahlte Narkbetrag wird un- 
gerechnet usw..... , 


Se Mer LüR den Artikel 24 ist,möge die Hand erheben. 
Dafür stimmen Sozialdemokraten,Zentrum und Deutsch-»aar- 
ländische Volkspartei. Die Kommunisten stimmen dagegen. 


Wir kommen dann zu Artikel 24 a (Seite 13 des 
ninssänsbertähtes) 


(Zuruf: Hierzu wird ein Zusatz eingeschaltet: 
"bei Wohnungen über 500.-Mark Friedensmiete" 
Der Artikel lautet also: 
Artikel 24a 


"Zur Förderung des liohnungsbaues ist von den 
Vermietem derjenigen Häuser,die vor dem l.Januar 
1920 erbaut,bei Wohnungen über 500. -Nark Friedens- 
miete, den Gemeinden eine Abgabe zu entrichten. 
Diese Abgabe darf nur...usw...... 


Wer für diese EHARDBS ist mit dem eingefügten Zusatz ‚mög 
die Hand erheben. Dafür stimmen Sozialdemokraten,Zentrum 
und Deutsch-Saarländische Volkspartei. Die Kommunisten 
stimmen dagegen. | 
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Wir kommen dann zu Artikel 28 (Seite 13 des Kon- 
missionsberichtes. x | 
Wer für den Mehrheitsbeschluß ist möge die Hand 
erheben. Dafür stimmen Zentrum,und Deutsch- äarländische 
Volkspartei. | 


Wer für den Antrag der Minderheit ist,die alte 
Fassung bestehen zu lassen,möge die Hand erheben. Dafür 
sind Sozialdemokraten und Kommunisten,die übrigen Frak- 
tionen stimmen dem Mehrheitsantrag zu. 


Das Wort hat der Herr Abg.Fetri ! 


\bg. Fetri (SP): Meine Herren! Dieser id damit begrün- 
det,daß es bisher nicht möglich war,die »trafbestjmmungen 
bei Überforderungen anzuwenden. Die Juristen des Saarge- 
bietes sagen,bisjetzt wäre ihnen aufgrund des Artikels 
‘keine Handhabe däzu gegeben. Somit ist es notwendig,daß 
der Artikel 23,der die freie Mietvereinbarung vorsieht, 
mit dem Artikel 48 verbunden werden muß,daß er also einen 
Wortlaut bekommt ‚wonach der Artikel 23 mit einbezogen 
werden kann. 


Ty 


Vorsitzender 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abe. Becker ! 


Abg. Becker (2): Wir lehnen den Antrag der Sozialdemokra- 
tischen Fraktion ab,weil die Durchführung dieses An- 
‚rages einen weiteren Ausbau der 4wangswirtschaft be- 
deuten würde,andererseits eine Bestrafung nicht wun- 
ne notwendig ist. Es genügt,wenn das Gericht 

eine derartige Bestimmung für ungültig erklärt. 


Vorsitzender Scheuer: Ich lasse über den Antrag abstimmen. 
Wer dafür ist,wolle die Hand erheben. 


Dafür stimmen Sozialdemokraten und Kommunisten, 
Deusach-Seerländische Volkspartei und Zentrum stimmen 
gegen. 


| Ich lasse jetzt abstimmen über die Artikel,die 
in der Kommission einstimmig angenommen wurden. Wer 
dafür ist,möge die Hand erheben. 

Dafür stimmen Zentrun,Sozialdemokraten und Deutsch- 
Saarländische Volkspartei. 


| Ich lasse jetzt abstimmen über alle Anträge ,die 
in der Kommission einstimmig angenommen wurden. 


Das Wort hat der Herr Abg. Becker ! 


Abg. Becker (Z): Ich halte es für richtiger,wenn über jeden 
| einzelnen Antrag besonders abgestimmt wird. 


Vorsitzender Scheuer: Dann stelle ich folgenden Antrag zur 
Abstimmung: 


"Die Beeierungskounisgign wird ersucht,dem 
Landesrat sofort eine Vorlage zugehen zu lassen 
nach der die Eintragung einer, Go d-Hypothek 
möglich ist." | 


Wer für diesen Antrag ist,möge die Hand erheben. 


Wider spruch erhebt sich nicht,der Antrag ist 
somıt einstimmig angenommen. | 


Das Wort hat der Herr Abg. Neinmhard! 


Abg. Reinhard (KP): Die Kommunistische Fraktion gibt ihr Gut- 
achten dahin ab, daß sie die Vorlage ablehnt mit der 
egründung,daß erstens einmal zweierlei Hecht geschaf- 
fen ist und daß zweitens das Gesetz keinerlei Nlöglich- 
keit gibt, die Wohnungsnot zu beheben,um Vermietern. 
und Mietern gerecht zu werden. 


Vorsitzender Scheuer: Ich lasse abstimmen. Wer dafür ist,möge 
die Hand erheben. 


Dafür stimmen die Kommunisten allein. 
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Das Wort hat der Herr Abg. Martin ! 


Abg. Martin (Z): Ich habe noch zwei Anträge angekündigt 
betr. Errechnung der Indexzahl und betr. der Aufwertung. 


Vorsitzender Scheuer: Sind diese Anträge bekannt ? Wir haben 
.> der Fraktionsführerbesprechung beschlossen,daß über 
nträge, welche den Fraktionen vor der »itzung nicht be- 
kennt sind, nicht abgestimmt wird,es seı denn,daß eine 
- Einstimmigkeit darüber herrscht. | 
Das Wort hat der Herr Abg. Martin! 


Abg. Martin (Z): Herr Vorsitzender, ich muß darauf hinwei- 
sen,daß dieselben in der Kommission angekündigt wurden. 


Vorsitzender Scheuer: Dann bitte ich,mir dieselben herüber 
zu reichen. 


Das Wort hat der Herr Abg. Fetri ! 


Abg. Fetri 
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Abg. Petri (SP): Ich habe auch noch einige Anträge einzu- 
reichen.Diese lauten: 


1) Der Iandesrat wolle beschließen: Die Hegie- 
rungskommission wird ersucht,einen Entwurf 
vorzulegen, welcher die Einführung einer 
Wohnungsluxussteuer vorsieht. 


2) Der Landesrat wollen beschließen:Die Hegie- 
rungskommission wird ersucht, einen Entwurf 
Hk der eine Abänderung der Grenzen 
in der Mietstempelsteuer vorsieht und die 
Aufwendungen für Wasser,Müllabfuhr usw.von 
dieser Steuer befreit. 


3) Der Iandesrat wolle beschließen: Die Kegie- 
rung wird ersucht, die.Ausführungsbestinm- 


mungen betr. die Erhebung von Gebühren 
für das Verfahren vor den Nieteinieungs- 
ämtern und der Kevisionskammer ın Nıet- 
einigungssächen abzuändern. 
Artikel 1 
erhält folgende Fassung: 
Die Pauschalgebühr beträgt: 


ohne Beweisaufnahme 1 % des Streitwertes, 
nach Beweisaufnahne Re 


Artikel 5 | 
Für das Verfahren in der PRPLTURBE UNE Re- 


visionsinstanz erhöht sich die in Art. bezeich- 
nete Gebühr auf: 
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2 % des Streitwertes, falls eine Beweisauf- 
nahme nicht stattfindet, 
4 % des Streitwertes nach Beweisaufnäahme. 


2003 


Die Kosten ermäßigen sich im Falle des Ver- 
a oder der Zurücknahnme des 
ntrages auf: 


Cy 


1. %,falls eine Beweisaufnahme ve rhandelt wird, 
2 % nach Beweisaufnahme. | 
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Vorsit,zender Scheuer: Wir kommen dann zur Abstimmung. 
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Wer für den Antrag einer Wohnungsluxussteuer ist möge 
die Hand erheben. 


.... , Defür stimmen Kommunisten und Sozialdemokraten, 
die übrigen Fraktionen stimmen dagegen. 


| Wer für den Antrag ist, daß dem landesrat ein 
Entwurf vorgelegt wird, der die Abänderung der Grenzen 
Er Mietstempelsteuer ‘vorsieht usw. ‚nöge die Hand 
erheben. 


Dafür stimmen Zentrum, Sozialdemokraten und 
Kommunisten. 


Das Wort hat der Herr Abg» Hoffmann! 


Abg. Hoffmann (SP): Ich möchte den Herrn Staatskommissar fra- 
en, wo die neue Vorlage bleibt. Ich bin seinerzeit aufs 
teueramt bestellt worden und es ist mir dort gesagt _ 

worden, daß man an der Ausarbeitung eines Entwurfes sei, 
welcher dem Landesrat sobald als möglich zugestellt 
werden soll. Vielleicht hat der Herr Staatskommissar 
die Güte ‚nachzufragen,wie weit die Sache steht. | 


Vorsitzender >cheuer: Wir kommen zum nächsten Antrag,betr. 
die Abänderung der Ausführungsbestimmungen zum Entwurf 
betr. die Erhebung von Gebühren für das Verfahren vor 
den Mieteinigungsämtern und der Revisionskammer in 
Mieteinigungssachen. 
Wer für diesen Antrag ist,möge die Hand erheben. 
Dafür stimmen Zentrum,Sozialdemokraten und Kommunisten. 


Zu Artikel 36 liegt ein Antrag vor,die Worte: 
"und Vornahme von Reparaturen " 
zu streichen. 


Wer für die Streichung dieser Worte ist,möge 
die Hand erheben. 


Dafür stimmen Sozialdemokraten und Kommunisten. 
Zentrum und Deutsch-Saarländische Volkspartei stimmen 
dagegen. 


Zu Artikel 3a liegt ein Antrag vor,dem Absatz 1 
folgende Fassung zu geben: | 


"gewerbliche 
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Wer für diese Fassung ist, möge die Hand er- 
heben. 


Dafür stimmen alle Mitglieder mit Ausnahme der 
Kommunisten. 


Vom Zentrum liegen noch folgende Anträge vor: 


l. Durch die Einführung der Indexzahl in die 
Berechnung des Nietpreises ol var die Ar- 
beiten des Statistischen Amtes des Saargebie- 
tes erhöhte ag > In Anlehnung an einen 
früheren ARTE der Zentrumsfraktion betr. 
Statistisches Amt bitten wir nun die Regie- 
rungskommission, für das Statistische Amt 
einen Beirat zu errichten. Dieser soll sich 
zusammensetzen aus Mitgliedern des landesra- 
tes,die von letzterem un. werden ,‚außer- 
dem auf Vorschlag des Landesrates aus wirt- 
schaftlichen Sachverständigen, die den Arbeit 
geber-und Arbeitnehmer-Kreisen entnommen 
werden sollen. 


2» Bei der Neuregelung des Wohnungswe- 
sens ist es nicht möglich, die Frage der Auf- 
wertung außeracht zu lassen. Zu dem wartev 
die Saarbevölkerung schon lange Jarauf,dab 
diese wichtige Angelegenheit endlich auch 
im Saargebiet in Angriff genommen wird. hir 

"bitten daher die na a rg Te 
lichst bald dem Landesrat einen Gesetzentwurf 
betr. Aufwertung vorzulegen, der eine Über- 
einstimmung mit der jetzigen und zukünftigen 
deutschen Gesetzgebung vorsieht." 


Wer für diese Anträge ist,möge die Hand erheben. Ich 
stelle die Einstimmigkeit des Hauses Test. 


Meine Herren! Heute ist ein Entwurf eingegangen, 
der mit der Wohnungssache zusammenhängt. Dieser Entwur 
sieht vor,die jetzt gültige Verordnung bis zum sl.Juli zu 
verlängern.Die Regierungskommission hat in einem Schrei- 
ben folgendes zum Ausdruck gebracht 





Ir 
| In] 
I 
D 
u 
Ne 
IC 
IS: 
' on 
I 
R 
1% 
a3 
| © 
Te 
aR 
RR 
u” 
A 
| 5 
> 
u» 
un 
MR 
® 





" PwoZ 


Cy 


> 
In 





a al 2 3 2 nn aan 
( l h en ' 2 ae gu 





EEE NEN 


Ka: 


Re ie PRREIRRINN or ion 
es »waargebietes. 
neh Saarbrücken,den 16. Juni 1926. 


Direktion des Innern 


„ une | 
Präsidialbüro. 
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Dem Landesrat geht heute der Entwurf einer 
Verordnung zu, durch die die Wohnungsmangelverord- 
nung um einen weiteren Monat verlängert wird,da es 
der Regierungskommission in der kurzen Zeit bis zum | 
Ablauf der jetzigen Verordnung nicht mehr möglich | 
in wird, den neuen Verordnungsentwurf durchzube- | 
raten. 

Wie aus den bisherigen Verhandlungen zu 
entnehmen ist,hat der Landesrat Abänderungen in 
Aussicht genommen,die eine Stellungnahme der Re- 
hen em ee zu den grundlegenden Fragen der 

ohnungszwangswirtschaft erfordern und deren Prü- 
fung eine gewisse Zeit in en er nehmen wird. 

Bei der großen Anzahl dringender Ange- 
legenheiten,die der Regierungskommission zurzeit _ 
vorliegen,läßt sich nicht übersehen,ob eine Durch- 
beratung der Vorlage in der kurzen Zeit möglich 
sein wird. 

Die Verlängerung der alten Verordnung ist 
daher erforderlich,damit nicht am 1l.Juli der 8e- 
setzliche Wohnungsschutz fortfällt. 
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Der Präsident der Regierungskommission: 


2, RM Btephens. 


3 PwoZ 


An den 


Herrn Vorsitzenden des Landesrates 


Tg 


Eine kurze Umfrage bei den Parteien hat ergeben, 
daß der Vorlage zugestimmt werden kann. Wenn 31h kein 
Niderspruch erhebt, stelle ich die einstimmige Annahme 

es | 
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Wir kommen dann zu Punkt 2 der Tagesordnung betr. 
Inkrafttreten der am 27.Oktober 1925 in 


Baden-Baden unterzeichneten Abrede über 
dıe hegelung der fursorgerechtlichen Be- 
ziehunegen zwischen dem sr eg: und dem 
übrıgen Heichsgebiet. 


Berichterstatter ist der Herr Abgeordneter Rütters! 


Abg. Rütters (Z): Meine Herren! Die Kommission tagte am 13. 
und 14 Mai 1926 und hat über das Gesetz betr. Inkraft- 
treten der in Baden-Baden unterzeichneten Abrede über 
die Regelung der fürsorgerechtlichen Beziehungen zwischen 
dem Saargebiet und dem übrigen Reichsgebiet beraten. »ie 
hat sich nach eingehender Po ratung in der Sache dahin 
erklärt,daß mit Ausnahme eines Mitgliedes,das noch eine 
Vorlage zur Debatte ag hat,die eingereicht werden 
sollte,und zwar von B, Krisgubeschädigten. des sie gegen 
lie Einführung der Bestimmung keine Be enken hat. Sie 
ist der Auffassung, daß das Gesetz ohne Debatte verab- 
schiedet werden könne. 


Vorsitzender Scheuer: Wer dafür ist, möge die Hand erheben. 


iderspruch erhebt sich nicht; ich stelle die einstinm- 
mige Annahme fest. 


Wir kommen jetzt zu Punkt 3 der Tagesordnung betr. 


Einführung des Gesetzes über den Ersatz 
der rer den Krieg verursachten Per- 


sonenschäden rıeespersonenschädengesetz ). 


bus vepqmes 47 


Hierzu hat der Berichterstatter,Herr Abg. Betz das ort! 


Abg. Betz (SP): Meine Herren! Über diese Angelegenheit ist in 
der Kommission ziemlich eingehend beraten worden und ich 
habe mir erlaubt, folgendes Gutachten zu formulieren: 


1) Der Iandesrat erklärt sich mit der EBin- 
ZUhFURE des Gesetzes über den Ersatz der 
durch den Krieg verursachten Fersonenschä- 
den (Kriegs ersonenschädengesetz) in der 

in der Vorlage der Hegierungskommission 

festgestellten !assung einverstanden. 
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2) Der Landesrat ersucht die Kegierungskommis- 
sion um u in a Vorlage eines Ver- 
ordnungsentwurfes,der die Versorgung oder 


Entschädigung derjenigen Bewohner des Daar- 
gebietes vorsieht, die durch Ereignisse ,wel- 
che durch die Anwesenheit französischer Irw - 
gen im Saargebiet hervorgerufen worden sind, 
chädigungen persönlicher oder sächlicher 
Art erlitten haben. | 


7Vv 


Vorsitzender 
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Vorsitzender epheyer: Wer sich dem Gutachten anschließt, 
möge dıe Hand erheben. 


...., Widerspruch erhebt sich nicht, ich stelle so- 
mit die einstimmige Annahme fest. 


Wir kommen jetzt zu Punkt 4 der lagesordnung betr. 


Die Schonzeiten des Wildes. 
Berichterstatter ist der Herr Abg. Betz! 


Abg. Betz (SP): Im Einvemehmen mit der Forstabteilung haben 
die Jägervereine eine FR ENG der Schonzeiten des 
Wildes herbeizuführen gesucht. Das wesentlichste hierbei 
ist,daß die Schonzeiten für Kehböcke anstatt wie bisher 
vom 1.7. bis 31.5. vom 1.X. bis 31.7. datieren sollen. 


Ich habe gleichzeitig für die Sozialdemokra- 
tische Fraktion zu erklären,daß wir der Vorlage zustin- 
men. 


Die Zentrumsfraktion hat folgenden Antrag 
gestellt: 


"Taut Jagdverordnung vom 15.7.07 ist der 
durch Hasen verursachte Wildschaden nicht er- 
satzpflichtig. Jedoch ist der durch genanntes 

ild verursachte Schaden besonders an jungen 
Obstbaumanlagen sowie Gemüsekulturen ein ganz 
erheblicher. 

Im Interesse der yegehädigten und zur Hebung 
des heimischen Obst-und Gemüsebaues beantragen 
wir,daß der durch Hasen verursachte Schaden als 
ersatzpflichtiger Wildschaden im Jagdgesetz 
einbegriffen wird." 
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Hierzu habe ich namens meiner Fraktion zu erklären ‚daß+“' 
grundsätzlich nichts dagegen einzuwenden haben. Nie mir 
von irgendeiner Seite mitgeteilt worden ist,soll diese 
Fassung,wenn der rn angenommen werden sollte ‚eine 
as rung des Bürgerlichen Gesetzbuches darstellen. Ich 
konnte die Sache nicht mehr nachprüfen und glaube ,daß 
das Zentrum keineswegs beabsichtigt hat, durch den An- 
trag das B.G.B.zu ändem. 
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Vorsitzender Scheuer: Wer für die Vorlage ist,möge die Hand 


erheben. Widerspruch erhebt sich nicht, ich stelle die 
einstimmige Annähme fest. 


Ner für den Antrag des Zentruns ist ,möge die 
Hand erheben. MIGRTORENER mrhent sich auch hiergegen 
nicht. Der Antrag ist somit einstimmig angenommen. 


Wir kommen jetzt zu den Vorlagen 4 und 5 der 
Tagesordnung betr. : 


Erhöhung der Gerichtskosten und der Gebühren 
und Auslagen der Notare ‚Rechtsanwälte und 
Gerichtsvollzieher; 


BER LEUng des Mitgliedes der Regierungs- 
kommission für die Em epnbeiten der Justiz 
zur Übertragung einzelner richterlicher Ge- 
schäfte auf Gerichtsschreiber. 


Hierzu hat das Wort der Herr Abgeordnete Dr.Sender als 
Berichterstatter. 


Abg. Dr. Sender (SP): Meine Herren! Bezüglich dieser beiden 
Vorlagen gab es in der Kommission keine wichtigen Debat- 
ten. An sich waren sich die einzelnen Parteien noch_nicht 
ganz Schlüssig,ob sie die Vorlagen akzeptieren. Im Prin- 
zıp lag die Einstimmigkeit vor und mittlerweile haben 
auch die Parteien ihre Zustimmung erteilt. 


Was die Vorlage betr. Ermächtigung des Mitglie- 
des der Regjerungskommission für die Angelegenheiten der 
Justiz zur en Bot Je einzelner richterlicher Geschäfte 
auf Gerichtsschreiber,hat sich die Kommission einstimmig 
auf den Standpunkt gestellt, daß diese Vorlage nichts 
weiter bedeute, als eine Übemahme reichsgesetzlicher 
Bestimmungen. £s handelt sich nämlich darum, daß Ge- 
Schäfte richterlicher Art untergeordneter Bedeutung von 
erfahrenen Bürobeamten verrichtet werden sollen. Ich 

itte, auch heute die Einstimmigkeit wahren zu wollen. 


Das gleiche e. für die Vorlage betr. Erhöhung 
der Gerichtskosten und der Gebühren und Auslagen der No- 
tare ,‚Hechtsanwälte und Gerichtsvollzieher. Ich habe die 
Aufgabe übernommen- und ein Widerspruch der anderen Par- 
teien ist nicht zu erwarten,im Gegenteil,ihre Zustimmung 
liegt vor, Ihnen mitzuteilen,daß die Beru&@svereinıgung 
der Notare ‚Rechtsanwälte usw. das Gesetz akzeptieren, _ 
obgleich nicht verkannt werden soll,daß die fortschrei- 
tende Bee jetzt schon dıe Erhöhung illuso- 
rısch gemacht hat. leider ist mir der Antrag der Ge- 
rıchtsvollzieher erst in den letzten Tagen zugegangen, be- 
züglich dessen ich mit den einzelnen Parteien Rück- 
sprache genommen nabe. Wäre dieser Antrag der GerichtS- 
vollzieher früher eingegangen,wäre es möglich gewesen, 

ie Zustimmung sämtlicher Parteien zu erhalten. Ich 
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habe die Zustimmung der bürgerlichen Parteien erhalten 
und glaube, daß die kommunistische Fraktion grundsätzlich 
auch nichts einzuwenden haben wird. Es ist diese Vorlage 
eın sehr schwieriges Gebiet und ich kann es deshalb der 
Herren Kommunisten nicht übel nehmen, daß sie nicht so 
rasch entschließen können. 


ö Die Gerichtsvollzieher beantragen daß die Ge- 
bühren und Auslagen im allgemeinen an die alte Gebühren- 
ordnung angelehnt werden. 


22 6:0.4:8, 


früher Zustellung in landgerichtlichen Sachen 0,80 M , 
heute ‚60 Fr. 


früher Zustell | t ichtliche " 
Anh e ne ın amtsgerichtlichen 0,50 M, 


verlangt werden in landgerichtlichen Sachen 5.-Franken, 
verlangt werden in amtsgerichtlichen Sachen 3.- " 


4 9.0.09,6; 


früher bis ei -U = a heute erhalten wir 2.-!ranken 
en ee WE, 
R a 0.35 ze SE. x nr 
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Verlangt werden Nindestgebüh 7.-R anken; im übrigen Er- 
un 560 2, stg r ranken; im übrige 
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Mit der weiteren Staffelung wie sie in der Verord- 
nung vorgesehen ist, sind die Gerichtsvollzieher eimver- 


standen. 
38 5,6,8 und 9 0.0.d.6. 


Erhöhung um 200 2. 


7 N 
Erhöhung um 100 2. 


35 47 und 50 F.G.K.G. 
Erhöhung um 100 4. 
' Erhöhung wm 100 %.Mindestgebühr 5.-Franken. 
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Schreibge bühren pxo Seite 1,50 Franken; im Frieden erhiel- 
ten sie für eine »weite 0,20 M. 


ken Reisekosten 
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Reisekosten: Erhöhung um 200 %; sie erhalten jetzt 0,20 Frs. 


pro km, im Frieden erhielten sie’ 0,10 M pro km. 


Ich darf bemerken ,daß die Negierungskomnission ersucht wer- 
den soll, den Gerichtsvollziehern die Möglichkeit zu geben, 
Sich tüchtige Bürovorsteher halten zu können. Da sie en 
ganzen lag mit Außendienst besghäftigt sind, können wir 
mit dem Ein-und Austragen der Sachen in den Registern erst 
am Späten Abend beginnen, was dann noch viele Stunden in 
nspruch nimmt. Man soll ihnen daher gestatten. daß diese 
Arbeiten von dem Bürovorsteher besorgt werden dürfen. 


Diese Hinweise dürften auch die Kommunisten ver- 
anlassen,diesem Antrag zuzustimmen. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Reinhard! 
Abg. Keinhard (KP): Meine Herren! Ich weiß nicht, woher mein 
Herr Vorredner die Weisheit hat, daß die Kommunistische 
Fraktion der Gesetzesvorlage betr. die el der Gebüh- 
ren für die Notare usw. ihre Zustimmung gibt. Die Kommu- 
nıstische Fraktion hat dieser Gesetzesvorlage ihre Zustin- 
mung nicht gegeben und zwar Sjamal aus dem Grunde ‚weil 
aweigellos eststeht,daß die Sebühren der Notare derart 
die ufverträge usw. belasten, daß bei der gesamten Bevöl- 
ee darüber schon heute eine große En TUE TE besteht. 
Dasselbe trifft für die Gebühren der Rechtsanwälte zu.lir 
Onnen uns nicht dazu hergeben ‚dieser vorgesehenen Erhö- 
hung Zuzustimmen. Wir stimmen da egen in der Vorlage der 
Srhöhung der lagegelder und der Aeisespesen zu wei wir 
zugeben müssen, daß die Sätze in der alten Form zu nied- 
rı8 sınd. Aber eine Erhöhung auf Grund des Gesetzes müs- 
Sen wır ablehnen. Was der Antrag der Gerichtsvollzieher 
pabelangt ‚so ıst es nicht so,wie der Herr Vorredner bener- 
ken zu können glaubt, daß die Kommunisten zu dumm wären, 
Sich diese Fragen anzuschauen,sondern wir wollen als Frak- 
tion von gen Antragsteller eine Eingabe erhalten,damit 
wir ın der lage sind,uns mit der Frage richtig in der Frak- 
tion richtig zu befassen. 
Wir können uns nicht dazu hergeben, zu einem 
Antrag,der von irgendeiner Seite,ohne zu unserer Kenntnis 
gelangt zu sein,eingebracht wird.einfach J und Amen zu 
sagen. Wir haben keine Ursache ‚unsere Zustimmung einem An- 
trag zu geben, bevor wir nicht in der laee waren,diesen 
Antrag prüfen zu können. Ich glaube ,daß die anderen Par- 
teien die Aunaebe auch nicht erhalten haben. 


| , Mir beantragen deshalb, Zurückverweisung an 
. die Kommission. 
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Sıtzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Dr.Sender! 


Dr. Sender (SP): Meine Herren! Der Heyr Reinhard irrt 
zweifellos,wenn er annimmt,daß die Kebühren der Notare zu 
hoch sind, Das,was er als zu hoch ansieht, ist der Landes- 
stempel. Sein Kampf muß nicht den Gebühren,sondern dem 
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Tandesstempel gelten. Wenn er die einzelnen Urkunden 
untersucht ‚wird er das bestätigt finden. Weiterhin tut 
mir Herr Heinhard unrecht,wenn er sagt ich hielte die 
Kommunisten für dumm. Im Gegenteil, ich halte Herm 
Reinhard gerade für einen ganz Benchei ten Kerl. Ich hal- 
te auch die ganzen Fraktionskollegen des Herm Heinhard 
für sehr Begeheite Menschen. | 
| ‚ Meine Herren! Wan kann mich nun_sehr schwer 
mißverstanden haben. Aber das ist Herrn Reinhard gelungen. | 
Ich habe allerdings ReRSEr, Den Kommunisten ist es ein i 
äußerst schwieriges Gebiet" deshalb tut es mir leid,daß 
uns der ie in den letzten lagen zugegangen ist. 
Ich darf für die Gerichtsvollzieher die große lanze ein- 
mal .brechen,indem ich sage,daß wir für die Serichtsvoll- 
zieher sehr energisch eintreten müssen. 
Im übrigen bitte ich Sie,trotz der OR THArInBER 
des Herrn Abgeordneten Reinhard,dıe Angelegenheit nicht 
wieder in die Kommission zurückzuverweisen,sondern die 
beiden Verordnungen zur Abstimmung zu bringen. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort,hat der Herr Abg. Levacher! 


Abg. Levacher (Z): Ich muß dem Herrn Abgeordneten Reinhard den 

chmerz bereiten, ihm zu sagen, daß auch uns die Vorlage 

zugegangen ist. Nachdem aber die Kommunistische Fraktion 
dagegen Einspruch erhebt, daß der Antrag zur Abstimmung 
kommt,wird geschäftsordnungsmäßig nichts anderes übrig 
leiben, als den Antrag an die Kommission zu verweisen. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Dr.Sender! 
Abg. ur Sender (SP): Die einzelnen Fraktionen mit Ausnahme 


er Kommunisten haben mich ausdrücklich bevollmächtigt, 
den Antrag vorzubringen. 
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Vorsitzender Scheuer: Ich werde den Sutıop zurückstellen und 
bitte die Parteien,sich darüber schlüssig zu werden, ob 
der Antrag nachher zur Abstimmung kommen soll. 


Das Wort hat der Herr Abg. Schmelzer! 


AbgrSchmelzer (DSV): Wir haben diese Eingabe erhalten und stinm- 
men für die Anträge. 


Ex: 


Vorsitzender Scheuer: Ich lasse über die beiden Vorlagen als 
solche abstimmen. 


3 


Wer für die beiden Vorlagen ist,möge die Hand er- 
heben. 


Wer für die Vorlage ist betr. 


Ermächtigung des Mitgliedes der Hegierungskon- 
nıssion Tür dıe Angelegenheiten der Justız zur 
Übertragung einzelner richterlicher Geschäfte 
' auf verichtsschreiber 
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möge die Hand erheben, Widerspruch erhebt sich nicht, 
ich stelle die einstimmige Annahme fest. 
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Wer für die Vorlage ist,betr. 
Erhöhung der Gerichtskosten und der Gebühren 
und Auslagen der Nosare Nechvsanwälte un 
Gerichtsvollzieher 


möge die Hand erheben. Dafür stimmen Sozialdemokraten, 
Zentrum und Deutsch-Saarländische Volkspartei. Die Kon- 
munistische Fraktion stimmt nur für die vorgeschlagene 
Erhöhung der Heisekosten und Tagegelder. 








| Ich lasse jetzt abstimmen über die Anträge der 
Gerichtsvollzieher,welche lauten: 


SSandau | 

Gerichtsvollzieher Saarbrücken,den 1.Juni 1926. 
Daarbrücken 3 Ä 

Mainzerstrasse 121. 


An die 


Regierungskommission des Saargebietes 
»aarbrücken | 


Die Wünsche der Gerichtsvollzieher des_»aar- 
gebietes gehen dahin,daß die Gebühren und Auslagen 
im allgemeinen an die alte kebührenordnung ange- 
lehnt werden. 


22 6.0.0.0 _ 


früher Zustellung in landgerichtl.sachen 0,80 Hl 
heute 1,60 Franken | : 
früher Zustellung in amtsgerichtl.»achen 0,50 

heute 1.-- Franken; ck 

verlangt werden in landgerichtl. Sachen 5.-Franken 





amtsgerichtl. ‚„-Eranken. 
3 4 0.0.d.6. 
früher bis 50.-M = 1.-M heute erhalten wir 2.-Fr. 
100.-- M= 2.-M heute erhalten wir 4.-Frs. 
5 ee " ” a 
1000. Ba A " " Der 
S000.- in Er „ n $ Kun 
über BORN. Wi 6." 1) M) ae 
Verlangt werden Mindestgebühr 7.-Franken. 
Im übrigen "rhöhung um 200 %. 
Mit 
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Ir Mit der weiteren Staffelung,wie sie in der Ver- 
ordnung vorgesehen ist, sind wir einverstanden. 


55.6.8, 08, 
Erhöhung um 200 2. 


5. es, 
"Erhöhung um 100 2. 
3 47.90.50. Pi KG; 
Erhöhung um 100 2%. 
351 P.E.K,G, 


Erhöhung um 100 %. 
Mindestgebühr 5.-Franken. 


Schreibgebühren pro Seite 1,50 Franken; im Frieden erhiel- 
ten wir für die »eite 0,20 Mark. 


Reisekosten: Erhöhung um 200 %; wir erhalten jetzt DU ER. 
pro km; im Frieden erhileten wir 0,10 M pro km. - 


———— 
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Die Folge dieser niedrigen Gebühren ist,daß die 
Regierung erstens keine Einnahmen hat und zweitens die 
Gerichtsvollzieher nicht das verdienen,was ihnen nach den 
Gesetzen zusteht. Im Frieden waren die Einnahmen durch die 
Gerichtsvollzieher derart,daß diese nicht allein davon be- 
soldet werden konnten, sondern noch eine ganze Anzahl an- 
derer Beamten hiervon bezahlt wurden. 


Durch die Erhöhung der Gebühren und Auslagen sol- 
len die Gerichtsvollzieher in die lage versetzt werden,sich 
einen tüchtigen Bürovorsteher zu ihrer eigenen Entlastun 
halten zu können. Da wir den ganzen Tag mit Außendienst be- 
Schäftigt sind,können wir mit dem Ein-und Austragen der 
Sachen in den Hegistern erst am späten Abend beginnen, was 
dann noch viele Stunden in Anspruch nimmt. Man soll uns 
daher gestatten,daß diese Arbeiten von dem Bürovorsteher 

besorgt werden dürfen. Was nutzt uns das viele Büroper- 
sonal, wenn wir durch dieses nicht entsprechend entlastet 
werden können. Um den sehr umfangreichen Geschäftsbetrieb 
bewältigen zu können, müssen wir aber jede Nacht bis 12 und 
1 Uhr arbeiten. Äber auch die Nachtarbeiten reichen noc 
nicht aus, den Geschäftsbetrieb in Ordnung zu halten, 
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Sondern 
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Sondern wir müssen auch noch jeden Sonn-und Feiertag bei 
der Arbeit verbringen. 

„Wir dürfen doch wohl auch für unsere anstrengen- 
de Tätigkeit mit Hecht aus den Gebühren einen kleinen 
Mehrverdienst verlangen. | | 

‚Daran, daß die re nicht immer schnell 
genug mit dem nötigen Nachdruck und der größten sorgfalt 
ausgeführt werden, ist rein allein das veraltete en 
schuld. Es wäre wırklich an der Zeit,daß hier endlich 
eine durchgreifende Anderung vorgenommen würde.- 

Ferien werden uns nur bewilligt,wenn sich die Kollegen 

BE BERBEL DIE vertreten. Wie man sich eine geterr ee er- 
tretung bei dem sp umfangreichen Geschäftsbetrieb vor- 
stellt,ist uns schleierhaft. Durch diese _N Maßnahmen 

sind wır soweit gekommen,daß einzelne Ben schon 

seit drei Jahren keinen Urlaub mehr gehabt haben. Wir 
verlangen hier, daß wir während der !erien von den zur 
Een stehenden Gerichtsvollzieheranwärtern vertreten 
werden. 

e Bezüglich der Bakiagtung Sarah den Bürovorsteher 
wäre noch herauszuheben,daß die Ein-und Austragungen in 
den Registern rein schematischer Natur sind, und auf 
Grund der von dem Gerichtsvollzieher selbst angefertig- 
ten Akten ‚welche doch der Aufsicht zur Prüfung vorgelegt 
werden, erfolgen. | 1 
| Damit der Regierung fortgesetzt geeignete Anwär- 
ter zur Verfügung stehen, sollen dann in erster Linie 
die Gerichtsvollzieher-Assistenten (diese Fezeichnung 
sollen die Birovorsteher der Gerichtsvollzieher erhalten), 
die vor ihrer Annahme das Einjährigen-Zeugnis hesitzen. 


Sandaıu 
-Gerichtsvollzieher Saarbrücken,den 9. Juni 1926. 
Saarbrücken | 
Mainzerstraße 121 


Sr An die 


Regierungskommission des »aargebietes, 


Saarbrücken | 


Nachtrag zum Schreiben vom 1.Juni 1926. 


Zu 1) .. .Die Forderung auf Erhöhung der Gebühren und 
Auslagen erhalten wir aufrecht, 

Wir sind im allgemeinen mit der Notverordnung 
bis auf 9 7 d.G.0. und 8 47 d.P.G.K.G.einver- 
standen 

$ 7 
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7 Erhöhung um 100 %, 
47 " 8 „ 7 


Schreibgebühren Er Seite 1/50 Frs,, 
Reisekosten Erhöhung um 200 %. 


Zu 2 und 3). 

Da wir durchweg mit Aufträgen überlastet 
sind ‚missen wir verlangen, daß die Registerführung 
gemäß > 60 Abs.” d.Ger.Vollz.0.dahin abgeändert 
wird, daß diese Arbeit von unseren Angestellten 

rlvorsteher) besorgt werden darf. Durch diese 

aßnahme würden wir erheblich entlastet werden und 
würden hierdurch auch schließlich in die lage ver-. 
setzt,die Aufträge schneller erledigen zu können. 
Ferner würde die Nachtarbeit,sowie die Arbeit an 
Sonn-und Feiertagen aufhören. Dadurch könnte dann. 
auch eine gegenseitige Vertretung während der Feri- 
en ermöglicht werden. | 
| Da wie eine selbständige Abteilung des 
Gerichts leiten und auch Schriftstücke nach dem 
esetz neben dem Notar beurkunden dürfen,hitten. 
wir, daß wir mit Rücksicht auf unsere selbständige 
Tätigkeit mit den Bürobeamten der Gruppe 9 und 1 
gleichgestellt werden Jusiizinspektor und Justiz- 
oberinspektor). Diese Beamten haben alle ihre le- 
zernenten,wogegen wir jedes »chriftstück selbst 
unterschreiben und daher auch für alle Amtshand- 
lungen nach dem \esetz selbst haften. 
Wir werden jetzt in Gruppe 6,7 und 8 
besoldet). | 


gez. Sandau, 
Gerichtsvollzieher und Vorsitzender 


der Gerichtsvollzieher-Vereinigung 
des Saargebietes. 


Wer dafür ist,daß diese Anträge der Hegierungskommission 
übermittelt werden,möge die Hand erheben. 


Die Kommunisten stimmen dagegen,die übrigen 
Mitglieder dafür. - 


ER ER RER BEE ER, ww 


Wer für die Entschließung des landesrates betr. 


Bezüge der Kriegsrentenempfänger 
ist,welche lautet: 


“ Die Fraktionen des landesrates fassen folgende 


Entschließung: 


laut Abmachungen zwischen keichsregierung und 
Regierungskommission werden die Dezüge der riegsrenten- 
Eupanger zu 3/4 vom Reich und zu einem Viertel vom 
Saargebiet aufgebracht. | | | | 
| Die RKententeile,die das fieich aufbringt ‚werden 


auch 
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auch in französischer Währung den Beziehern ausgezahlt 
auf Grund eines zurückliegenden Kurses. Dadurch ent- 
stehen den Beziehern empfindliche Verluste, insbesondere 
in der jetzigen Zeit der erheblichen Entwertung der 
französischen MERFEER: Um die kentenbezieher vor Nach- 
teil zu bewahren,stellen wir erneut den Antrag: 


1) Die vom Reich zu zahlenden Kententeile 
werden den Beziehern in deutscher Währung 
ausgezahlt; 


2) die bisherigen Differenzbeträge werden den 
Kriegsrentenbeziehern bald an eilgemäß über- 
wiesen. 


Wer für die Entschließung 15% ,möße die Hand erheben. 
Widerspruch erhebt sich nicht,ich stelle die einstin- 
mige Annahme fest. 


Wir kommen zum nächsten Antrag betr. 


Ausbau der Sozialversicherung. 
Der Antrag lautet: 


"Die Fraktionen des Landesrates ersuchen die 
Regierungskommission,dem landesrat alsbald ein 
Vorlage zur Begutachtung Kuna ea zu lassen,welche 
den Ausbau der Keichsversicherungsordnung in der 
Weise vorsieht,daß der Lesetzestext derselben voll- 
ständig dem Gesetzestext der heichsversicherungs- 
ordnung im Reich angepaßt wird. 


Begründung: 


Durch die Übernahme einzelner Bestimmungen 
aus der Reichsversicherungsordnung im Reich ist. 
eine Rechtsunsicherheit geschaffen, wie sie schlim- 
mer nicht sein kann. Diese zu beseitigen ist jedo 
nur dann möglich,wenn ein einheitlicher esetzes- 
text geschaffen wird. Es ist aber auch weiter sıne 
angemessene Erhöhung der leistungen dringend not- 
wendig. Dies wäre möglich,wenn die Markbeträge ın 
der R.V.O. beibehalten und die Regierungskommission 
im Einvernehmen mit der Ärbeitskammer und dem lan- 
desrat in gewissen Zeitabschnitten eınen Franken- 
kurs festsetzen würde,welcher als Umrechnun skurs 
für die in der R.V.O. enthaltenen Reichsmarkbe träge 
zu gelten hätte. lTadurch wäre auch die Möglichkel 

eschaffen die wirtschaftlichen Verhältnisse ZU 

erücksichtigen, und bei weiterer Erhöhung 2. A 
Teuerungsziffer könnten Leistungssätge die nach der 
R.V.O. zu gewähren sind, ohne Gesetzesänderung erT- 
höht werden. 
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Wer für diesen Antrag ist,möge die Hand erheben. liider- 
spruch erhebt sich nicht, ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. 


Der nächste Antrag betrifft 


| Ausbau der Unfallversicherung. 
Dieser lautet: 


" Die Fraktionen des landesrates ersuchen die 
reset en einen Ausbau der Un- 
fallversicherung vorzunehnen ‚damit dieselbe _der 
Reichsunfallversicherung wieder gleichgestellt und 
den Beschlüssen der 7. Internationalen Arbeitskon- 
ferenz vom 5. und 10. Juni 1925 entsprechend aus- 
gebaut wird. 


Begründung _: 


Nach dem Versailler Vertrag soll eine Schmälerung 
der Rechte der Arbeitnehmer auf Pensionen und Kenten 
nicht eintreten. Auch ist die hegierungskommission ver- 
pflichtet,die Grundsätze der Intemationalen Arbeits- 
organisationen in Anwendung zu bringen. Die Rechte auf 
Fensjonen und Renten sind aber sehr Duelle rk 20er 
die Pensions-und Rentenempfänger sich in einer Sroßen 

Notlage befinden. Auch die Grundsätze der Intemmationa- 
‘len Arbeitser aniantlon-Fesäne lee: in den Beschlüssen 
vom 5.und 10.Juni 1925 - sind durch die Saarunfallver- 
sicherung nicht beachtet. Nach diesen Beschlüssen sollen 
nicht nur gewisse Beru’skrankheiten entschädigt werden, 
sondern es ist auch für die Gewährung der leistungen 
nachfolgendes beschlossen worden: 


I. 


Bei Erwerbsunfähigkeit infolge eines Unfalles 
sollen die Gesetze oder Verordnungen die Leistung von 
Entschädigung zum mindesten in nachstehenden Ausmaß 
festsetzen: 
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1. bei dauemder völliger Erwerbsunfähigkeit 
eine Rente im Betrage von zwei Dritteln des 
Jahresarbeitsverdienstes des verletzten Ar- 
beitnehmers, | 


Cy 


>, bei dauernder teilweiser Erwerbsunfähigkeit 
einen Bruchteil der bei dauemder völlıger 
Erwerbsunfähigkeit zu gewährenden PEnME ner 
dem Maße der durch den Unfall verursachten 
Einbuße an Erwerbsfähigkeit entspricht; 


3. bei vorübergehender völliger Erwerbsunfähigkeit 
ein Tage-oder Wochengeld im Betrage von zwei. 
Dritteln des für die Berechnung der Entschädi- 
Gung ve ee Grundlohnes des verletzten 

rbeitnehmers ; 
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4. bei vorübergehender teilweiser Erwerbsun- 
fähigkeit einen Bruchteil des bei vorüber- 
gehender völliger Arbeitsunfähigkeit zu ge- 
währenden Tage-oder Wochengeldes,der dem 
Meße der durch den Unfall verursachten Ein- 
buße an Erwerbsfähigkeit entspricht;. 


Erfolgt die Entschädigung in Form einer einmall- 


gen Abfindung, so darf die Summe nicht niedriger sein, 
als der Kapitalwert der entsprechenden Hente. 


Li 


| Verletzte Arbeitnehmer,deren Zustand ee 
fremde Hilfe erforderlich macht, haben Anspruch au 

eine Zusatzentschädigung, die mindestens die Hälfte der 
bei dauernder völliger rwerbsunfähigkeit zu gewähren- 
den intschädigung beträgt. 


FU. 


Bei Unfällen mit tödlichen Ausgang sind mindestens 
folgende Hinterbliebere entschädigungsberechtigt: 


1. der Ehegatte, _ 

5. die Kinder_des Verstorbenen,unter 18 Jahren, 
oder ohne Rücksicht auf ihr Alter,die Kinder, 
die infolge körperlicher oder geistiger Ge- 
brechen erwerbsunfähig sind, | 

3. die Verwandten des Verstorbenen ı aufsteigen- 
der Linie (Eltem oder Großeltem ‚sofern sıe 
mittellos sind und der Verstorbene für ihren . 
Unterhalt wesentlich gesorgt hat oder zu ih- 
rem Unterhalte verpflichtet war, 


4. die Enkel und Geschwister des Verstorbenen 
unter 18 Jahren,oder ohne Rücksicht auf ihr 
Alter-die Enkel und Geschwister des Verstorbe- 
nen,die infolge et regte oder geistiger 
Gebrechen erwerbsunfähig sind,sofern S1° el- « 
ternlos oder die Eltern unfähig sind,für deren 
Unterhalt zu sorgen. 


Wir die Entschädi ung in Form einer Rente geleistet, 
Ö fbetrag der sämtlichen Hinterbliebenen 


storbenen. | 
| Wird die Entschädigung in Form einer Abfindung 
eleistet, so soll der Höchst BSPRR der an sämtliche 
interbliebenen zu zahlenden Abfindung nicht nisarıEsT 
sein als der Rd seiner Rente, die zwei Drit el 
des Jahresarbeitsverdienstes des Verstorbenen ent- 
spricht. 


IV. 


Fir die berufliche Wiedererlangung oder Umschu- 
lung verletzter Arbeitnehmer ist durch geeignete Naß- 
nahmen der Gesetzgebung vorzusorgen. | 

Finrichtungen,die hierzu dienen, sind von den 
Regierungen zu fördern. 


Wer 
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_ Mer für diesen Antrag ist,möge die Hand erheben, 
Widerspruch erhebt sich nicht. Ich stelle die einstim- 
mige Annahne fest. 


De ae nz 


Ein anderer Antrag betr. 


Erhöhung des Saargebietszuschusses 
er & a E2 


lautet: 


"Die Fraktionen des landesrates ersuchen die 
Regierungskomnission ‚den nach 3 1285 der R.V.O. 
zu gewährenden Saargebietszuschuß so zu erhöhen, 
daß derselbe sich dem nach der Keichsversicherung 
gewährten Reichszuschuß gleichsteht: 


Begründung: 


Die jetzigen Beträge von 130 bezw. 65 Franken 
entsprechen keinesfalls den tatsächlichen Verhältnis- 
sen. Der HReichszuschuß beträgt ım eich 72 bezw.36 
Reichsmark. Damit die leistungssätze aus der Invali- 
den-und Hinterbliebenenversicherung sich an die im 
Reich gewährten anpassen, ist eine solortıge Erhöhung 
des Saargebietszuschusses notwendiß. 


TE TEN ET ET 


Wer für diesen Antrag ist möge die Hand erheben. Ein Wider- 
er re. sieh nicht. Ich stelle die einstimmige An- 
nähme fest. 


Nun kommen wir zu dem Antrag der Sozialdemokra- 
tischen Fraktion betr. die Entschließung zum Fall Nitzel. 
Diese lautet: 


Entschließung: 


Der Iandesrat sieht in dem Vorgehen der Hegie- 
rungskommission gegen den An estellten des Fin- 
heitsverbandes der Eisenbahner,Herrn Wıtzel, 621° 
wesentliche Einschränkung des koalitionsrechtes 
der Eisenbahner,welches er auf,s entschiedenste 
verurteilt. Es kann nicht angehen,daß ein Arbeit- 
geber den Arbeitnehmer-Organısationen vorschreibt, 
welche Verhandlungsleute sie zu stellen haben, 
Dies muß den Arbeitnehmer-Organisationen überlas- 
sen bleiben, INNERE: | 

Der landesrat erwartet daß die Kegierungs- 
kommission die übereilt getroffenen NMaßnahnen ei- 
ner Revision unterzieht und das uneingeschränkte 
Koalitionsrecht der Eisenbahner wieder herstellt. 
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Wer für diese Entschließung ist,möge die Hand erheben. 


Widerspruch erhebt sich nicht,ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. 


Das Wort hat der Herr Staatskommissar Dr. Hein! 


Staatskommissar Dr.Heim: Meine Herren! Ich bin beauftragt, Ih- 
gen zu der Angelegenheit NWitzel folgende Erklärung der 
esamtregierungskommission zu übermitteln: 


. "Aufgrund eingehender Beratungen hat die 
Eepie runde ommission in der Angelegenheit eine 
Entscheidung Be ae Nie erst ist und 
jede weitere Diskussion ausschließt. | 
Ernste wird niemand behaupten können, 
daß es Absicht der neun 32108 gewesen 
sei,das Koalitionsrecht der Arbeiter und die 
gewerkschaftliche Freiheit zu schmälern. 

Die Regierungskommission hat vielmehr 
neben der Wahrung der Autorität der Behörden 
das eigene Interesse der Arbeiterschaft im 
Auge gehabt, als sie sich entschloß,einen ihrer 
Vertreter künftig von den Verhandlungen auszu- 
schließen, der in fast allen Fragen grundsätz- 
lich scharfe Opposition zeigte gegen die Ab- 
sichten und Anregungen der Behörden und sich in 
der Iortolgung seiner Ziele derartiger Nittel, 
wie des Flugblattes,bediente. _ > 

Die Regierungskommission ist davon über- 
zeugt,daß es den Staatsarbeitern leicht sein 
wird, besonnene Vertreter zu finden, dıe geeig- 
net sind, ihre Interessen der Verwaltun gegen- 
über gebührend wahrzunehmen, Die Verwaltung 
wird Stets bereit sein, die berufenen Vertreter 
der Arbeiterschaft anzuhören ‚wie sie dies Auch 
in der Vergangenheit getan hat. 


(Zurufe: Unerhört!- Pfui -Mife!) 


(Glocke des Vorsitzenden ) 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeoränete 


Abg. 


Hoffmann! 


Hoffmann, (S.P.): Die Erklärung der Regierungskommis- 
sion muss schon den Landesrat dazu bewegen, ganz ener- 
gisch zu dieser Frage Stellung zu nehmen. 


( Zurufe: "Sehr richtig!" ) 


Was ist damit geplant? Sie wissen, das Koalitionsrecht 
bedeutet, daß die Arbeiter selbst bestimmen können, 
welche Vertreter sie wählen und welche Maßnahmen Ste 
zu ergreifen naben. Es kann nicht angehen, daß irgend 
eine Instanz Vorschriften macht, Wird dies gemacht, 
dann ist das eine Einschränkung des KoalitionsrechtS. 
Sie hat zum Teil selbst die Bedenken anerkannt, daß 
diese Maßnahme eine Einschränkung des Koalitionsrechts 
bedeutet. | | 
Es ist mir gesagt worden, daß Herr Witzel sehr 
oft von dem Eisenbahnpräsidenten dazu beauftragt wor- 
den sei, in die Werkstätten hnineinzugehen und mit den 
Leuten Rücksprache zu nehmen, damit die Arbeit in Ruhe 


dem Herrn Witzel eine Belobigung aus esprochen hat, weil 
er den Ausweg fand bei dem passiven Tiderstand, der 


schädigend gewesen ist oder die Sicherheit der saar- 
bahnen gefährde. _ Das ist nach meinem Dofürhalten ern 
Schlagwort, um eine Person, üle vielleicht einigen 
Herren im Saargebiet nicht sehr angenehm ist, zu beset-, 
tigen. Herr Mitzel wurde seinerzeit auf die Bisen- 
bahndirektion bestellt. Dort wurde ihm folgendes un“ 
terbreitet: Der Herr Bisenbahnpräsident erklarte ihm 
damals: Im Auftrage der Regierungs-Kommtss ton -„Abtlg. 
öffentl. Arbeiten- habe ich dem Herm Witzel zu erkla- 
ren, daß die Regierungskommission GVe Koalitionsfret- 
heit der Arbeiterschaft anerienne, daß sie jedoch eine 
Verständigung zwischen Gewerkschaften und Regierung 

r notwendig halte. Im Laufe der Zeit. ganz besonders 

ei den letzten Lohnverhandlungen, sowie der Verhand- 
lung, die am Dienstag, den 3.ds,Mts. bei der Eisenbahn- 
direcktion stattgefunden hat, habe sich herausgestollt, 
daß bei Herrn Witzel dieser Wille zur Verständ'\gung 
nicht bestehe. Fin weiterer Beweis is! das Flugblatt 
usw. Der Herr Präsident erläuterte dann dem Herm 
Witzel die Situation und legte ihm nahe, 97 solle er- 
stens den Inhalt des Flugbldtes öffentlich widerrujen, 
zweitens die Erklarung a geben, daß er sich bei ZU- 
künftigen Verhandlungen und tin seinem ganzen Benehmen 
anders cinstelle, Henn diese Bestimmungen von Herrn 
Witzel nicht erfüllt würden, würde er Don allen _Ver- 
handlungen ausgeschlossen werden. Dazu ist verlangt 
worden, daß er innerhalb 24 Stunden diese Erklorung 
abgeben müsste. Te wissen, daß das praktisch unmog- 


lien ist. Denn der Angestellte cines a 
ohne 
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ohne von dem Verband dazu beauftragt zu sein, nicht 
selbständig handeln, sondern er muss die Verbands- 
institution zusammenrufen und über die Frage Beschluss 
fassen lassen. Es ist ein Ding der Unmöglichkeit ge- 
wesen, daß Herr Witzel überhaupt seine Verbandsinstanz 
in dieser Frage informieren konnte, denn am Tage da- 
rauf bekam er bereits ein Schreiben der Regierungs- 
kommission. In diesem Schreiben hat die Regierungs- 
kommission es für notwendig gehalten, ausdrücklich ZU 
betonen, daß das Koalitionsrecht der Arbeiter in kei- 
ner Weise von ihr verletzt würde und der Koalitions- 
freiheit der Arbeiter keinerlei Schwierigkeiten ent- 
gegengebracht würden, Man sieht da, daß die Regie- 
rungskommission selber die Auffassung vertrat, daß. 
ihre Maßnahme eine Einschränkung der Koalittonsfrei- 
heit bedeutete. Ich betone also zu der Erklärung des 
Herrn Staatskommissars, daß die Regierungskommission 
selber sieht und indirekt auch. zugibt, daß ihre Mas- 
nahme eine große Einschränkung der Koalitionsfret- 
heit bedeutete. Meine Herren! Es ist nach meinem Da- 
fürhalten tief bedauerlich, daß ein hoher deutsch- 
saarländischer Beamter zu dieser Maßnahme seine Hand 
geboten hat, um einen Arbeitervertreter auszuschalten 
und das Koalitionsrecht der Arbeiterschaft anzutasten. 
Bei uns besteht die Meinung, daß die Maßnahmen der 
Regierungskommission von dem Eisenbahnpräüsidenten. 
Fischer Selbst in die Wege geleitet worden sind. NO 
kämen wir hin, wenn jeder Arbeitgeber solche Maßnahmen 
ergreifen würde. Ich möchte einmal sehen, was die 
Bergarbei terorganisationen dazu a Re wenn MOr- 
gen früh die Vertreter der Bergqwerksdirektion erklären 
' würden, Herr Kuhrıen wird nicht mehr zugelassen. Das 
würden die Organisationen sich auf keinen Fall gefallen 
lassen. Mit aller Energie würden die beiden Verbande 
dagegen Stellung nehmen. Es ist traurig, das die 
Bisenbahnerorganisationen keine solche Schlagkraft be- 
sitzen, um gemeinsam eine solche Maßnahme mit aller 
Energie zurückzuweisen. Das wäre unbedingt notwendig, 
damit einer solchen Willkürherrschaft sofort Einhalt 
geboten wird. Ich betone ausdrücklich, es kann nicht 
angehen, daß eine Regierung, die für sich in Anspruch 
nimmt, eine Völkerbundsregierung zu sein, eine solche 
Maßnahme ergreift. Denn eine solche Maßnahme ist nicht 
in Einklang zu bringen mit dem Art.13 des Versailler 
Vertrages. Die Regierungskommission ist nach dem Ver- 
sailler Vertrag verpflichtet, die Grundsätze der inter- 
nationalen Arbeiterorganisationen im a anzu- 
wenden. Diese Grundsätze bedeuten, daß überall das un- 
eingeschränkte Koalitionsrecht der Arbeiter gewahrt wer- 
den muss. Es wird also unbedingt notwendig sein, dad 
die Regierungskommission diese Maßnahme zurücknimmt. 
Ich persönlich habe mit verschiedenen Ministern über 
diese Frage gesprochen; sie haben alle bedauert, daß 
die Geschichte so gekommen ist. Sie geben alle ihre 
Meinung dahin, daß sie den Vorfall bedauern. Ich habe 
daraus ersehen können, daß ihnen die Geschichte auch 
nicht sehr angenehm ist. Und ich habe den Eindruck, daß 
die Regierungskommission mit dieser Maßnahme überfallen 
worden ist, d.h., daß man die Schritte übereilt getan 
hat und daß man sich der Tragweite eines solchen Be- 
schlusses garnicht bewusst war. Ich betone ag 
ausdrücklich, 
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ausdrücklich, daß wir uns das nicht gefallen lassen 
können, und ich bitte alle Parteien, unserer Ent- 
schließung zuzustimmen. Sie ist so gehalten, daB 
alle Parteien ihr zustimmen können. Auf Grund dessen 
habe ichschon den Inhalt einigermaßen vorsichtig ab- 
gefasst. Notwendig ist es aber, daß der gesamte Lan- 
desrat zu einem einstimmigen Votum in dieser Frage 
kommt. Denn diese Maßnahme kann morgen einem anderen 
Vertreter passieren, und besonders deshalb nehme ich 
sicher an, daß die Intschließung auch ng ange- 
nommen wird. Wir verlangen, daB die kegterungs ommiS- 
sion, wenn sie eine solche Maßnahme ergreift, zuerst 
Untersuchungen vornimmt. Bis jetzt ist in dem fragl. 
Falle noch keine Untersuchung eingeleitet worden. Man 
hätte wenigstens Herrn Witzel vernehmen müssen, man 
hätte andere Personen, die mit der ganzen Frage ver- 
traut gewesen sind, verhören müssen, man hatte auf die 
Schriftsätze, die in der A geführt worden 
sind, eingehen müssen und hätte auch dann auf den offe- 
nen Brief antworten müssen. Man hätte also die ganze 
Angelegenheit vorsichtiger behandeln müssen. Ich habe 
noch kurz darauf hinzuweisen, daß mir das Gebahren der 
Regierungskommission in verschiedenen anderen Sachen 
auch nicht gefällt. Die Regierungskomnisstion geht als 
erster Arbeitgeber dazu über und rechnet die Versor- 
ungsgebührnisse an; wenn jemand Waisengeld aus dem 
ERALUN N EUEDETE erhält, dann bekommt der Ernährer da- 
für das Kindergeld nicht. Des weiteren ist das der 
Fall, wenn die Waisen das Geld aus der Sozialversiche- 
rung bekommen. Das sind Maßnahmen, die einzig bei der 
Regierungskommission dastehen. Herr Röchling und alle 
anderen ge vg machen das nicht und können es 
auch nicht machen, weil die gesetzlichen Bestimmungen 
dem entgegenstehen. Ich glaube, die Gesetze sind aber 
auch für die Regierungskommission da und nehme an, daß 
in Zukunft etwas mehr Loyalität bei der Regierungskom- 
mission durchdringt. So kann es nicht weiter gehen. 
Ich betone, daß besonders der Landesrat scharf dazu 
Stellung nehmen muss. 
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Vorsitzender: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Kiefer. 


Abg. Kiefer (Z): Meine Herren! Auch wir von der Zentruns- 
fraktion können die Haltung der Regierungskommisston 
in der eben ungeschnittenen Frage nicht billigen. 58 
handelt sich hier nicht um eine persönliche Frage, um 
die Frage einer Person, sondern um ein Prinzip, um ern 
Grundrecht, an dem wir nicht rütteln lassen dürjen. 
Wenn da ein Stein herausgebrochen wird, fällt das Ge- 
bäude zusammen. Ich glaube, daß die Stellungnahme der 
Regierungskommission auf einer übereilten Handlung ba- 
siert, %s ist mir glaubwürdig gesagt worden, daß Herr 
Witzel bei den Verhandlungen bei Herrn Ilinister Lambert 
die Forderung gestellt habe, daß den Arbeitern, Ore.Stch 
in ihrer Notlage an der Demonstration beteilit haben, 
auch die Stunden bezahlt werden sollten. Als Herr 
Lambert das ablehnte, soll Herr Witzel gesagt haben: 
"Heute ist es etwas anderes; als 1920 für den Franicn 
demonstriert wurde, sind die Stunden bezahlt worden. 
Nun ist es möglich, daß Herr Lambert N 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 


Abg. 


Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abgeordnete 


Abg. 
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verärgert, die vorgeschilderte Naßnahne durchdrückte. 
Sei es wie es sei. Der Vorfall ist mir von glaubwür- 
diger Seite mitgeteilt worden und zwar gleich nach 
den Verhandlungen. 


Wir müssen gegen die Stellungnahme der Regie- 
rungskommission QUS prinzipieller Einstellung Einspruch 
erheben und zwar, weil es Sich um Grundrechte der Ar- 
beiterschaft handelt. 


Dr. Sender! 


Dr.Sender (S.P.): Meine Herren! Ich bin soweit orien- 
tiert, daß Herr Kiefer der "olaubwürdigen Seite"-dem 
Verfasser der Legende- sagen kann, daß diese nur eine 
Legende und nicht wahr ist. Was besonders bemerkensS- 
wert in diesem Falle ist, ist ja bereits hervorgeho- 
ben. Es ist ein Rütteln an einem Prinzip; es ist ein 
Rütteln an den Grundrechten der Arbeiterschaft. ES be- 
deutet eine starke Überhebung der Regierungskomm\Sston, 
an diesen Grundrechten hier zu rütteln. Meine Herren! 
Es ist ein Rückfall in Aera Rault. Wir haben ja keine 
besonderen Hoffnungen gesetzt auf die neue Regierungs- 
kommission. In diesen Zirkel von Personen, dem wir 
mißtrauen, gehört auch zweifellos Herr Vezensky. Wenn 
Herr Witzel sich bei äteser Gelegenheit strafbar ge- 
macht hätte, mag die Regierungskommisston zum Staats- 
anwalt laufen, der steht ihr gerne zur Verfügung. ES 
liegt hier ein Rückfall vor in den alten: Polizeistaat, 
der hier aufgerichtet werden sollte. Abgesehen von 
diesem Prinzip, das ich eben erwähnte, muss ich es 
zurückweisen, daß die Regierungskommisston glaubt, erne 
Kritik fällen zu können, ob Herr Witzel ihr mehr oder 
weniger gefallen hat in der Art und Weise, wie er 
Opprositim treibt. Das geht die RegierungskommisstTon 
garnichts an. ES geht die a skommission eben- 
falls einen Pfefferling an, O0 die Kisenbahner ernen 
Demona trat Longsun Machen oder nicht. ES gebt die 
Regierung einen Pfefferling an ob Flugblätter verteilt 
werden und wer sie verteilt. Und wenn Herr Witzel 

dem Herrn Lambert nicht angenehm ist, SO können wır 
sagen, daß Herr Lambert uns schon lange nicht mehr an- 
genehm ist. | 
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Reinhard! 


Reinhard (K.P.): Meine Herren! Die scharfen Anklagere- 
den stehen im Widerspruch zu der Entschließung der. 
Sozialdemokratischen Fraktion.. Wenn man das Schreiben 
angehört hat, das die Regierungskommission durch den 
Mund des Staatskommissar kundgetan hat. .indem ©S aus- 
drücklich heißt: "die Regierungskommisston hat ein- 
stimmig beschlossen ......und diese Maßnahmen bleiben 
bestehen....”, dann verstehe ich nicht, daß jetzt ım- 
mer noch die Sozialdemokratische Fraktion auf ihrer 
Entschließung bestehen bleibt, in der es heist, Sie er- 
wartet von der Regierungskommisston, daß dies und das 
geschieht. Meine Herren Sozialdemokraten, wie lange 
wollen, 
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wollen Sie noch warten auf die Regierungskommission? 
Die Regierungskommission in ihrer heutigen Zusammen- 
‚setzung ist in der Tat das geworden, was wir vorausge- 
sagt haben. Sie wird gan von der vereinigten 
deutsch-französischen chwerindustrie des Saargebietes 
und ihre Vorstöße in die Reihen der Arbeiterklasse neh- 
men zu. Die Angriffe kommen auch in den Abmachungen 
die kürzlich zwischen ranzösischen und deutschen Schuer- 
industriellen in Luxemburg sanktiontert' worden sind, 
zum Ausdruck. Und dann redet ihr davon, daß das hier 
eine Völkerbungsregterung sei. Ich bin der Auffassung, 
ratische Partei konsequent 
bleiben will, sie nichts von dieser Regierung zu erwar- 


mit-uns einig sein. Es geht nicht an, daß man sich 
trotz aller Proteste stückweise ein Recht nach dem ande- 
ren rauben lässt. Nach diesem Stoß wird ein anderer 
Stoß kommen, das ist der Stoß der Beseitigung des Acht- 
stundentages. Wir sind darüber orientiert. Mir wer- 


Vertrauen der Arbeiterklasse genießen. Wer hat. die 
Eisenbahner in Erregung und auf dic Straße gebracht? 


sie inre Fomilie ernähren sollen. Da kommt man von der 
Regierungskommission und schmeißt ausgerechnet dem 
Gewerkschaftsführer vor, er sei daran schuld. Mir kon- 
nen deshalb der Imtschlicüung der Sozialdemokratischen 
Fraktion unter keinen Umständen unscre Zustimmung geben, 


sieren. Ich muss darauf hinweisen, daß die Regverung 
doch dauernd gegen die Interessen der Arbeiterschaft 
vorgeht. Mir sprechen der Regierung das größte MiB- 
trauen aus; denn kein Abgeoräneter, der das Vertrauen 
der Saarbcevölkerung bekommt, kann ciner solchen Regte- 
rung das Vertrauen geben. 


wir bitten Sie deshalb, unseren Antrage ZUZU- 
stimmen. 


Vorsitzender 
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Vorsitzender Scheuer: Das Wort hat der Herr Abg. Schmelzer! 


Abg. Schmelzer (DSV):. Wir wünschen auch,daß das Koalitionsrecht 
der Arbeiterschaft nicht angetastet wird. Nach dem Nate- 
rial,des uns vorliegt, scheint es uns so zu sein,daß die 

a Der a yet außerordentlich scharf vorgegangen 
. Noch mehr bedauere ich den brüsken Ton,den die 
gierungskommission dem Landesrat gegenüber anschlägt. 

Das ist nicht die geeignete Form,um mit uns zu verkehren. 

Wir werden uns dem Antrag bezw. der Entschließung der 

Sozialdemokratischen Fraktion anschließen. 
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Vorsitzender Scheuer: Ich konstatiere,daß sich die Zentruns- 


Be Frei und die Deutsch-Saarländische Volkspartei der 
ae Se der Sozialdemokratischen Partei angeschlos- 
sen haben. 


(Zurufe der Sozialdemokraten: Wir schließen und 
dem Mißtrauensvotum der Kommunisten an. 


Vorsitzender Scheuer: Damit ist die Tagesordnung erschöpft. 


Ich schließe die Sitzung. (Schluß 4 Uhr 30 Min. ) 
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